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Der kurze Sommer des akademischen Marxismus 
oder: Wie weiter mit der PROKLA? 


Von den immer nur wenigen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern, 
die bereit und auch in der Lage waren, in Lehre, Forschung, in Theoriedebat- 
ten und materialen Analysen der nationalen Gesellschaft, Europas, der Welt 
auf die Marxzsche Theorie und die marzistische Tradition zurückzugreifen und 
diese lebendig, also kritisch auf das herrschende Denken zu beziehen, ist im 
ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts kaum noch jemand im deutschen Wis- 
senschaftsbetrieb aktiv. Offenbar war der akademische Marxismus ein politi- 
sches Generationenprojekt derjenigen, die um 1968 sozialisiert und politisiert 
worden sind und durch die Phase des „Seminarmarxismus“ in den Jahren vor 
1968 gegangen sind. Die „68er“ sind nun in anderer Bedeutung des Wortes 
um die „68°. Manche sind bereits verstorben, viele sind emeritiert, pensio- 
niert, im Ruhestand und in den theoretischen und politischen Debatten nicht 
mehr in gleicher Weise präsent wie „68“. 

Dass dies keine deutsche Besonderheit ist, könnte man aus einem Artikel von 
Noel Castree über den anglophonen Marxismus in „Historical Materialism“ 
14/4, 2006 herauslesen. In einer Würdigung der Bedeutung David Harveys für 
die marxistische Theoriebildung kommt er zu dem überraschenden und viel- 
leicht schockierenden Resultat, dass vom anglophonen Marxismus nachgerade 
nichts bleibe, wenn die gegenwärtige Generation abgetreten sei, noch nicht 
einmal Schüler, die das Projekt fortsetzen könnten. Die Blüte des akademi- 
schen Marxismus blüht nur einen kurzen Sommer, um Enzensbergers schönen 
Titel vom „kurzen Sommer der Anarchie“ aus dem Jahre 1972 zu paraphrasie- 
ren (oder zu plagiieren)? Oder ist die Blütezeit wie bei der Herbstzeitlosen 
dann, wenn andere Pflanzen bereits ausgeblüht haben? Dass das pessimistische 
Resumee Noel Castrees so nicht stimmen kann, zeigt allerdings eben die Zeit- 
schrift, in der der Artikel publiziert worden ist. Marxistische Debatten finden 
statt, und dies ist offenbar nur möglich, weil die Spezies der Marxisten in den 
Sozialwissenschaften nicht ganz ausgestorben ist. Die Evolution geht weiter, 
auch wenn eine Generation „abtritt“, in Großbritannien, den USA, in 
Deutschland oder anderswo. 
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1. Generationenwechsel 


Auch bei Zeitschriftenprojekten steht ein Generationenwechsel an. Allerdings 
ist der nicht einfach, denn wenn mit der „68er-Generation“ ihr Projekt aus- 
läuft - wer sollte und wollte „ihr“ Projekt fortsetzen? Welchem anderen, neuen 
Projekt sollte der Stab übergeben werden oder entstehen politische Projekte 
nicht in aller Regel eher spontan aus den sozialen Bewegungen, wenn sie eine 
gewisse Reife erreicht haben? Darüber müssen sich in erster Linie die Jüngeren 
Gedanken machen, sie müssen sozusagen ihr Zeitschriftenprojekt innerhalb 
einer breiteren politischen Bewegung formulieren, artikulieren - und Artikula- 
tion ist die Kunst der sinnvollen Gliederung durch Abgrenzung und Zusam- 
menführung einzelner Elemente eines Ganzen. Oder wie es im DDR-deutsch 
heißt: Sie müssen sich in den theoretischen und politischen Auseinanderset- 
zungen der Linken „positionieren“. Es ist keineswegs selbstverständlich, dass 
eine Zeitschrift das Kontinuum ist, das die Generationen zusammenbindet, 
dass also ein sozialer und politischer Lernprozess ohne Brüche vonstatten gin- 
ge, ohne dass Projekte eingestellt und neue geboren werden. 

Jedenfalls habe ich zum Jahreswechsel nach etwa 35 Jahren die Redaktion der 
PROKLA verlassen. Das wäre eigentlich normal und keines Aufhebens wert. 
Doch ist der Abschied auch die Folge von Kontroversen über die Redaktions- 
arbeit, die aktuelle Heftplanung und -gestaltung und um die Ausrichtung der 
PROKLA. Es gebietet die Verantwortung vor den Leserinnen und Lesern, diese 
transparent zu machen. Vor allem ging es um das im Juni erscheinende Heft 
über „internationale Staatlichkeit“. Dieses wurde ursprünglich geplant, um in 
die hoch wogenden Debatten über die EU-Ratspräsidentschaft Deutschlands, 
den G8-Gipfel in Heiligendamm oder die Rolle des Weltwirtschaftsforums von 
Davos und die Perspektiven des Weltsozialforums mit theoretisch gut fundier- 
ten und über das gerade aktuelle Ereignis bedeutsam bleibenden Beiträgen 
einzugreifen. Die Auseinandersetzung mit Theorien zur internationalen Staat- 
lichkeit sollte dabei ebenso wichtig sein wie die Analyse von Politik und Öko- 
nomie, von sozialen Konflikten und gesellschaftlichem Naturverhältnis unter 
Bedingungen der Globalisierung, in Zeiten eines „neuen Imperialismus“. Aus- 
einandersetzungen innerhalb der Redaktion gab es in dem Moment, als die 
ersten Heftexposes vorlagen. Es war nicht zu erkennen, dass die vorgeschlage- 
nen Beiträge sich auf die Realanalyse von Politik, Ökonomie und Ökologie 
im globalen Raum einlassen würden. Es war eine eher szientistische Diskussi- 
on der an Nicos Poulantzas anknüpfenden Theorieansätze zu erwarten, ohne 
auf andere Traditionen der kritischen und marzistischen Staatsdiskussion ein- 
zugehen, ohne an der auch in der PROKLA seit Jahrzehnten geführten Staats- 
diskussion anzuknüpfen. Gegen eine Konzentration auf den Ansatz Poulant- 
zas’ spricht nichts, wenn denn die unbestreitbar richtige These vom Staat als 
Konfliktfeld und Verdichtung von Klassenverhältnissen in der materialen Ana- 
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lyse von Staat und Markt, von Politik und Ökonomie im globalen Raum des 
frühen 21. Jahrhunderts lebendig würde. Auch ist die Einschätzung, dass trotz 
Weltmarkt und Globalisierung die Staaten bedeutsame Akteure seien und Re- 
gierungshandeln erst die ökonomischen Kräfte der Globalisierung freigesetzt 
hätten, ohne Zweifel richtig, aber doch eher banal. Denn die Frage in einer 
politökonomischen Analyse lautet ja, welche Freiheitsgrade für Staatshandeln 
innerhalb der Konstellation von ungleichgewichtigen Nationalstaaten in einem 
„neuen Imperialismus“ existieren und wie und in welche Richtung auf Druck 
welcher Kräfte sie durch Regierungen wahrgenommen werden. Da könnte die 
These von den „verdichteten Klassenverhältnissen“ tatsächlich zur Melodie 
werden, die die Verhältnisse zum Tanzen bringt. Doch es war aus den Expose&s 
nicht zu entnehmen, dass eine kritische politisch-ökonomische Analyse artiku- 
lierte Akkorde, die sich zur Musik „verdichten“, hervorbringen würde. Die 
Redaktion sah dies freilich mehrheitlich ganz anders. Vielleicht hat sie ja 
Recht, und die Artikel halten mehr als die Exposes versprochen haben. 

Das Verlassen der Redaktion ist mir nicht leicht gefallen. Ich war der letzte 
der Gründergeneration in der Redaktion der PROKLA. Da die Redaktion 14 
Mitglieder hatte, kann man das fast schon symbolisch sehen; im Dornrös- 
chen-Märchen findet die dreizehnte Fee, keinen Platz an der Tafel. Doch an- 
ders als die dreizehnte Märchenfee verlasse ich den Ort nicht mit einem 
Fluch, sondern nehme den Bruch als eine Gelegenheit, um über die Zukunft 
eines Projekts der deutschen Linken nachzudenken. 


2. Steiniger Grund 


Das geht nicht ohne einen Blick zurück, und dann wendet man sein Gesicht 
der Vergangenheit und den Rücken der Zukunft zu, wie Walter Benjamin im 
Jahre 1940 in das Bild des „Angelus Novus“ von Paul Klee hineininterpretier- 
te. Die „Kette von Begebenheiten“ auf der vergangenen Wegstrecke in die Ge- 
genwart erscheint ihm als „eine einzige Katastrophe, die unablässig Trümmer 
auf Trümmer häuft“ (Benjamin, Gesammelte Schriften, Band 1/2: 697f). Die 
Nazis waren seit sieben Jahren an der Macht und den zweiten Weltkrieg hat- 
ten sie vor einem Jahr vom Zaum gebrochen, als Benjamin das kleine ge- 
schichtsphilosophische Fragment verfasste. Auch 10 Jahre später, nach dem 
Krieg und dem Ende der Naziherrschaft (und nach Benjamins Freitod) ließ 
man sich wie der Angelus Novus vom Sturm des Fortschritts treiben und 
merkte nicht, wie „der Trümmerhaufen zum Himmel wächst“, während die 
Kriegstrümmer beseitigt wurden und dem „Wirtschaftswunder“ Platz machten. 
Nicht nur marxistische, sondern kritische Gesellschaftstheorie generell war 
vom Nationalsozialismus liquidiert oder vertrieben und im Wortsinn unter 
Trümmern begraben worden. In der intellektuell eher dumpfen Adenauer-Ära 
standen andere Fragen als die der kritischen Gegenwartsanalyse im Vorder- 
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grund. In den Sozialwissenschaften - und nur damit setze ich mich hier aus- 
einander - gab es nur einzelne wie Theodor W. Adorno und Max Horkheı- 
mer, Wolfgang Abendroth, Ernst Bloch oder Werner Hofmann und Ossip K. 
Flechtheim und einige andere, die die Tradition der Kritik des bürgerlichen 
Denkens fortsetzten. Sie bildeten ihre je eigenen „Schulen“, zumeist an den 
Orten ihres Wirkens, in Frankfurt oder Marburg, in Berlin oder Göttingen. An 
den meisten Universitäten kamen ihre kritischen Eingriffe in den Zeitgeist 
nicht an und ihre Kritik der westdeutschen Gesellschaft wurde nicht beson- 
ders goutiert. In den Gewerkschaften wurden die wenigen Linken wie Victor 
Agartz an den Rand und weiter ins Aus gedrängt. Eine linke Öffentlichkeit 
mit Zeitungen und Zeitschriften gab es so gut wie nicht. 

Es war nicht ungefährlich, sich mit radikaler und gar praktischer Kritik in die 
öffentliche Auseinandersetzung zu begeben. Die Kommunistische Partei war 
seit 1956 in Westdeutschland verboten und wie leicht konnte der Versuch der 
Gründung einer linken, sozialistischen Gruppe als „Nachfolgeorganisation“ 
desavouiert und denunziert werden. Kommunisten hatten es schwer in der 
BRD. Sie mussten abschwören oder es drohten der unsichere Status der Illega- 
lität und das Gefängnis. Diese Situation bedeutete nicht nur für Kommunisten 
Gefahr, sie schränkte auch linke, unabhängige Sozialisten, ja Sozialdemokraten 
in ihrer politischen Arbeit ein. Sie zwang zur Abgrenzung, wo diese unsinnig 
und nicht gewollt war, und sie zwang zur Solidarisierung mit denjenigen, die 
diskriminiert wurden und von der Kriminalisierung bedroht waren, obwohl 
man sich eigentlich mit ihnen kritisch auseinandersetzen wollte. Das Verbot 
hatte also eine politische Paralyse der (west)deutschen Linken zur Folge. Dar- 
auf hat erst jüngst die Linkspartei mit der Forderung im Bundestag reagiert, 
nicht nur die Unterdrückungsgeschichte der DDR, sondern auch die der BRD 
aufzuarbeiten (ygl. „Verfolgte Kommunisten rehabilitieren“, FAZ 28.12.2006). 
Das wäre tatsächlich ein notwendiges, ein sinnvolles, weil politisch klärendes 
und aufklärendes Unterfangen. 

Die westdeutsche Linke hatte es nicht nur mit dem Autoritarismus der Ade- 
nauer-Ära, sondern auch mit dem offiziellen Kommunismus zu tun. Die kriti- 
sche Theorie, insbesondere die „Kritik der politischen Ökonomie“ mussten 
neu entdeckt und wiederangeeignet werden, gegen die Verbalhornungen durch 
den „Sowjetmarxismus“, wie Herbert Marcuse die versteinerten Denkmuster 
und Lehrbuchformeln eines „Marxismus-Leninismus“ kritisierte. Die Selbstge- 
wissheiten „von drüben“ waren nichts für die Linke im Westen. Doch diese 
musste lernen, ihre Sichtweise von Emanzipation und Sozialismus auch ge- 
genüber der KPdSU oder der DDR zu vertreten und dabei auch eigenständig 
die Entwicklung des Marxismus voranzutreiben. 

Der Grund war steinig, auf dem sich nach den Katastrophen von Nationalso- 
zialismus und Krieg in Adenauer-Republik und „formierter Gesellschaft“ eine 
„neue Linke“ bildete. Sie war in der westdeutschen Gesellschaft lange Zeit 
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marginalisiert, von der Sozialdemokratie nach Godesberger Programmparteitag 
(1959) und der Unvereinbarkeitserklärung mit dem Sozialistischen Deutschen 
Studentenbund (SDS) 1961 ins Abseits geschoben und wurde von den Kom- 
munistischen Parteien im Ostblock, aber auch in Westeuropa zunächst be- 
kämpft oder zumindest nicht ernst genommen. Die neue Linke entstand an 
den Grenzen der in Italien so genannten „Parteien des Verfassungsbogens“, 
jenseits der Sozialdemokratie, die sie expatriierte, und außerhalb der Kommu- 
nistischen Parteien, wie die für die ganze westeuropäische Linke wichtige 
Gruppe „Il Manifesto“ um Rossana Rossanda, Luciana Castellina, Lucio 
Magri, Mario Tronti vorexerzierte. Ein politisches Niemandsland galt es anzu- 
eignen. Theorien und Perspektiven politischer Praxis außerhalb der tradierten 
Organisationen mussten entwickelt werden, der Engel der Geschichte musste 
sich wenden und sein Gesicht der Zukunft zukehren. 

Trotz aller Anfeindungen entstand ab den 1960er Jahren mit der neuen Lin- 
ken eine lebendige politische Bewegung gegen die erstarrten politischen Kräfte 
der Nachkriegsära, auch in der Bundesrepublik Deutschland. Der Sozialisti- 
sche Deutsche Studentenbund (SDS) erholte sich von dem Mitgliederschwund 
nach dem Hinauswurf aus der SPD. Die „Sozialistische Förderergesellschaft“ 
und später der „Sozialistische Bund“ wurden gegründet, Sammelbecken für 
Linkssozialisten und ehemalige Sozialdemokraten, die die „Godesberger Wen- 
de“ der SPD nicht mitmachen und mittragen und den aus der SPD geworfe- 
nen SDS materiell und ideell unterstützen wollten. Die 1960er Jahre waren 
auch eine Aufbruchzeit des „Reformkommunismus“. Der „Prager Frühling“ 
strahlte sogar in die DDR - bis zum Einmarsch der vereinigten Stalinisten am 
21. August 1968 in der Tschechoslowakei. Mit der Niederschlagung des Prager 
Frühlings trieben sie, ohne dass sie dies ahnten, einen Sargnagel in das Projekt 
des von Breschnew so bezeichneten „real existierenden Sozialismus“. Der 
Sargdeckel fiel 20 Jahre später zu. Neokonservative und Neoliberale bejubelten 
das Begräbnis als das „Ende der Geschichte“, weil eine Alternative zu westli- 
cher Demokratie und Marktwirtschaft nicht mehr vorstellbar schien. 


3. Kritische Linke 


Doch der „westliche Marxismus“ erlebte in dem Zeitraum, der durch „1968“ 
symbolisiert wird, einen Aufschwung - theoretisch, aber vor allem in den so- 
zialen und politischen Auseinandersetzungen einer zu politischem Bewusstsein 
gelangenden Arbeiterklasse. Die „Klassenkämpfe in Westeuropa“, der französi- 
sche Mai 1968, der autunno caldo in Italien 1969, die Shopsteward-Bewegung 
in England, die spontanen Septemberstreiks in Deutschland 1969 stärkten die 
Gewerkschaften, brachten neue politische Organisationen hervor, führten zu 
einem Kurswechsel der sozialistischen und kommunistischen Parteien in 
Westeuropa. Auch Theoriediskussionen wurden nach Jahrzehnten einer eher 
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marginalen Existenz kritischer und an Marx orientierter Theorie angestoßen. 
Der „Seminarmarxismus“ verließ die Seminare. Von der Marxschen Methode 
wurde vor allem das gelernt, was programmatisch im Untertitel des „Kapital“ 
ausgedrückt wird: Kritik der politischen Ökonomie. Die Dynamik der Gegen- 
wartswelt kann nur erfasst werden, wenn man die Marxschen Kategorien nutzt 
und zugleich darüber hinausgeht. Kritik ist immer immanente Kritik von In- 
konsistenzen, von Ungereimtheiten, zugleich aber auch Kritik der gesellschaft- 
lichen Bedingtheit von Kategorien und schließlich Kritik der gesellschaftlichen 
Verhältnisse selbst - in praktischer Absicht. 

Die soziale Bewegung der 1960er Jahre in Westdeutschland war in hohem 
Maße eine Intellektuellenbewegung, zu der auch eine Reihe von „Arbeiterin- 
tellektuellen“ gehörte. Sie stützten den nach der Unvereinbarkeitserklärung des 
SPD-Parteivorstands geschwächten SDS. Alte Sozialisten und Kommunisten, 
deren Namen heute fast vergessen sind, fanden in den wenigen linkssozialisti- 
schen Studenten - in Stuttgart hatte der SDS 1964 weniger als 20 Mitglieder, 
an der größten deutschen Universität in München waren es 1963 gerade ein- 
mal 11 - den Resonanzkörper für ıhr Wissen, für ıhre Erfahrungen und die Re- 
flexionen darüber. Rolf Gramke in München, Willy Huhn in Berlin, Fritz 
Lamm in Stuttgart und Tübingen, die in der Adenauer-Republik fast stumm 
geschaltet waren, bildeten Studienzirkel, und Georg Jungclass brachte den mit- 
reißenden Ernest Mandel nach Deutschland zurück, um die marxistische 
Wirtschaftstheorie zu vermitteln, nicht nur als akademische Veranstaltung son- 
dern als ein revolutionäres Projekt, das von der sich neu formierenden 
Studentenbewegung gierig aufgegriffen wurde. Da es in Deutschland keine lin- 
ken Parteien von einigem politischen Gewicht gab, arbeiteten viele politisch 
in den Gewerkschaften - dort wo es möglich war. Daraus erklärt sich der star- 
ke Gewerkschaftsbezug in der deutschen Linken, der auch für die PROKLA 
später Bedeutung hatte. 

Der mit kurzfristig einer Million Arbeitslosen doch spürbare Kriseneinbruch 
1967 hatte zur Folge, dass Zweifel an der verbreiteten Einschätzung vom „En- 
de des Konjunkturzyklus“ aufkamen und dass Fragen nach der Dynamik der 
Wirtschaftswunder (nach den Ursachen der hohen und sich in den 60er Jah- 
ren abflachenden) Wachstumsraten gestellt wurden. Das Buch des Ungarn 
Franz Janossy (Adoptivsohn von Georg Lukäcs) wurde für die Debatten der 
„neuen Linken“ in Deutschland besonders wichtig und es löste Versuche einer 
undogmatisch-marxistischen Analyse der ökonomischen Nachkriegsentwick- 
lung aus; es kursierte zeitweise als Schreibmaschinenmanuskript, das Rudi 
Dutschke, der ein Exemplar aus Budapest mitgebracht hatte, als eine Art „Ge- 
heimtipp“ der Analyse der westdeutschen Gesellschaft nutzte. Auch die Kritik 
des „Konsumismus“ mit Kategorien wie der des „eindimensionalen Men- 
schen“ (Herbert Marcuse), unter Verwendung der Ansätze der Frankfurter 
Schule und mit dem Rückgriff auf Marx’ Warenanalyse (hier war Wolf F. 
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Haugs Theorie der Warenästhetik sehr fruchtbar) war zentral. Sie wurde eine 
der Quellen, die die Versuche neuer Formen des Zusammenlebens speisten: 
die Wohngemeinschaften, die Kinderladenbewegung, die ihrerseits nur mit der 
neuen Frauenbewegung entstehen konnte. Es gab auch fatale Implikationen 
der Kritik des Konsumismus. Denn sie wurde überhöht bis zur Rechtfertigung 
der Kaufhausbrandstiftung Andreas Baaders als eine Art militanter Konsumktri- 
tik durch Ulrike Meinhoff. Der moralische Impuls zusammen mit vereinseitig- 
ter theoretischer Interpretation hatte in den 1970er Jahren in der RAF eine 
egomanische Usurpation eines vorgestellten, also nicht wirklich vorhandenen 
historischen Subjekts zur Folge. Doch dieser Linie folgten nur wenige, die 
RAF blieb isoliert und zwar nicht nur wegen der kriminellen Handlungen. Eben- 
so inakzeptabel waren ihr theoretischer Ansatz und die politische Perspektive, 
sofern davon überhaupt gesprochen werden kann. 

Ein entscheidender Anstoß für die Entstehung der linken Bewegung in West- 
deutschland war der Krieg der USA gegen das vietnamesische Volk und gegen 
dessen Unterstützung durch Bundesregierung, politische Parteien und eine 
nahezu gleichgeschaltete Presse. Die „Dritte Welt“, von der seit der Konferenz 
in Bandung 1955 die Rede war, wurde zum Thema der Linken. Das „revoluti- 
onäre Subjekt“ habe einen „Stellenwechsel“ aus den kapitalistischen Metropo- 
len in die Peripherie vollzogen. Die Arbeiterklasse des „Nordens“ sei ins Sys- 
tem „integriert“, die „Verdammten dieser Erde“ (Frantz Fanon) im „Süden“ 
hingegen der „Focus“ eines revolutionären Prozesses. Das war in hohem Maße 
idealistisch gedacht. Doch wurden auch sehr ernsthafte Versuche angestellt, 
die politisch-ökonomischen Strukturen der Ausbeutung in der Welt aufzude- 
cken. Die Dependenztheorie wurde rezipiert und kritisiert, ebenso wie manche 
Theorieansätze zum Werttransfer auf dem Weltmarkt. Die Schriften von Paul 
M. Sweezy, Paul A. Baran oder Harry Magdoff, Samir Amin und anderen 
wurden studiert, um die soziale Dynamik des „Monopolkapitalismus“, der 
Gleichzeitigkeit von Entwicklung und Unterentwicklung, der Aufrüstung und 
kriegerischen Aggressivität verstehen und strategisch in Kampagnen umsetzen 
zu können. An vielen Universitäten entstanden „Vietnam-Arbeitskreise“. Kein 
Zufall auch, dass einer der ersten „Raubdrucke“ in den 1960er Jahren die 
„Akkumulation des Kapitals“ von Rosa Luxemburg war, erschienen im Verlag 
des SDS „Neue Kritik“. Die PROKLA wurde in der 1970er Jahren ein wichti- 
ger Ort für Publikationen über die „modifizierte Wirkungsweise des Wertge- 
setzes auf dem Weltmarkt“, also über die Nord-Süd-Beziehungen. 

Es ist auch kein Zufall, dass die Kampagnen der „Neuen Linken“ in West- 
deutschland auf den Springer-Konzern zielten, der die mediale Unterstützung 
der Aggression gegen das vietnamesische Volk am deutlichsten betrieb und für 
die hermetisch abgeschlossene, einseitig informierte und daher gar nicht öf- 
fentliche Öffentlichkeit verantwortlich war. Die Parole „Enteignet Springer“ 
war eine Formel für die Wiederaneignung der im „Strukturwandel der Öffent- 
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lichkeit“ (das Habermas-Buch mit diesem Titel war daher so wichtig für die 
Linke) verlorenen öffentlichen Räume. Es sollte eine „aufklärende Gegenöf- 
fentlichkeit“ geschaffen werden, 

Als dann am 2. Juni 1967 Benno Ohnesorg erschossen wurde und weniger als 
ein Jahr später Rudi Dutschke dem Attentat eines durch die Medienhetze ge- 
gen die aufmüpfigen Studenten fanatisierten Jugendlichen zum Opfer fiel, war 
die politische Bedeutung der Kritik der Springer-Medien offensichtlich. Auch 
die Bildung der Großen Koalition 1966 stieß auf Empörung und provozierte 
Demonstrationen auf der Straße. Denn sie wurde als eine Art politischer Ent- 
eignung, als Entrechtung empfunden, da ja demokratische Partizipationsmög- 
lichkeiten schwanden. Anders als bei der Großen Koalition von 2005 gab es 
1966 keine parlamentarische Opposition, die nennenswert gewesen wäre. Die 
liberale Partei war schwach und die „Linksliberalen“ um Flach und Dahren- 
dorf waren erst im Kommen. Die Gewerkschaften übernahmen teilweise die 
Rolle der Opposition und wurden Teil der außerparlamentarischen Oppositi- 
on, der „APO“. Diese sah in der „GroKo“ bereits die schiefe Ebene in den 
Autoritarismus einer „formierten Gesellschaft“. Dieser Eindruck wurde be- 
stärkt durch die Notstandsgesetzgebung, die von der GroKo gegen den ent- 
schiedenen Protest der APO, aber auch der Gewerkschaften 1968 durch den 
Bundestag gepeitscht wurde. 

Schließlich war da das Elend der Hochschulpolitik, deren Modernisierung an- 
stand. Daran führte kein Weg vorbei. Darauf hatte der SDS in seiner berühmt 
gewordenen Hochschuldenkschrift (zu deren Verfassern Wolfgang Nitsch, 
Claus Offe und Ulrich K Preuß gehörten) schon 1961 hingewiesen. Doch die 
Ordinarien standen den notwendigen Reformen mit ihrem „Muff von tausend 
Jahren unter den Talaren“ im Weg. Dieser Spruch war auf dem berühmt ge- 
wordenen Transparent zu lesen, das bei einer Hamburger Immatrikulationsfei- 
er Studenten (darunter Detlev Albers) vor den tatsächlich im Talar schreiten- 
den Professoren hertrugen. Es bezog sich auf die braune Vergangenheit vieler 
Professoren in jener Zeit. Die Studentenbewegung, die dagegen protestierte 
und demonstrierte war sozusagen der Türöffner für die längst überfälligen Bil- 
dungsreformen. Sie wurden auf der einen Seite bekämpft, auf der anderen 
willkommen geheißen. Hier erweist sich einmal mehr die „Ambivalenz des Re- 
formismus“. Er leistet in einer Art „passiver Revolution“ (Gramsci) einen un- 
verzichtbaren Beitrag zur Modernisierung und daher auch zur Stärkung des 
Systems. Daher ist es lächerlich, wenn vier Jahrzehnte später strukturkonserva- 
tive Kreise die „68er“ für eine von ihnen unterstellte bundesrepublikanische 
Misere verantwortlich machen. 

Erst die Kritik der realen politischen Verhältnisse löste die Kritik der Katego- 
rien aus, in denen die Welt interpretiert wurde. Und erst als man auf Grenzen 
der Kritikfähigkeit innerhalb des tradierten Kategoriensystems stieß, entstand 
das Bedürfnis, sich Begriffssysteme, Theorien anzueignen, die an den Universi- 
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täten bis dato fast keine Rolle spielten, weil sie ins Abseits gedrängt waren. 
Überall entstanden selbstorganisierte Marx-Arbeitskreise außerhalb des „nor- 
malen“ Lehrbetriebs der Universitäten, in Berlin sogar die „Kritische Universi- 
tät“ mit dem Anspruch, eine umfassende Alternative zum universitären Lehr- 
betrieb zu errichten. Dies misslang. Die politische Linke versuchte, sich durch 
Theoriearbeit ihrer Politik- und Kritikfähigkeit zu versichern. 


4. Probleme des Klassenkampfs 


Diese Hoffnungen und Perspektiven fanden ihren Ausdruck auch in Zeit- 
schriftenprojekten der radikalen Linken, der „New Left Review“ in Großbri- 
tannien, dem „International Socialist Journal“, das zugleich in englischer, ita- 
lienischer und französischer Sprache von Lelio Basso in Rom herausgegeben 
wurde, den traditionsreichen „Les Temps Modernes“ oder in „Monthly Re- 
view“ in den USA. Auch die Zeitschrift „Praxis“ der jugoslawischen Praxis- 
Gruppe, die auch in Westeuropa von der Linken rezipiert wurde, kann man in 
diesem Kontext erwähnen. In Westdeutschland nahm die theoretische und po- 
litische Bedeutung der Zeitschrift des SDS „Neue Kritik“ mit der Ausbreitung 
der Studentenrevolte an Westdeutschlands Hochschulen zu - bis zur Auflö- 
sung des SDS im Jahre 1970. Bald darauf wurde die Theoriezeitschrift einge- 
stellt. 

Die PROKLA war ein Zeitschriftenprojekt im Rahmen einer umfassenderen 
politischen Bewegung, aus der auch andere westdeutsche Zeitschriften hervor- 
gingen: das „Kursbuch“, das viele Jahre über die akademische Welt hinaus die 
politischen Debatten in Westdeutschland beeinflusste, die „Gesellschaft“, die 
einige Nummern lang im Suhrkamp-Verlag erschien und sang- und klanglos 
verschied, diverse Projekte mit vielen Namen aus dem linkssozialdemokrati- 
schen Milieu, die nicht überlebten. Es gab schon seit Ende der 1950er Jahre 
„Das Argument“; viele, die später bei der PROKLA mitmachten, arbeiteten 
zeitweise in der Argument-Redaktion. Und es gab seit 1957 die „Blätter für 
deutsche und internationale Politik“, die mehrfache erstaunliche Wandlungen 
und Häutungen durchgemacht haben - bis heute. Ähnliches kann man auch 
über die Zeitschrift „Z“ sagen; einige aus dem Umkreis der „Marxistischen 
Blätter“ schafften die thematische, politische und personelle Öffnung. 

Die PROKLA war eine Zeitschrift der unabhängigen Linken, von Anfang an. 
Der Konsens darüber ergab sich aus bitteren Erfahrungen, die die PROKLA- 
Gründer hatten machen müssen, und zwar mit dem Zeitschriftenprojekt „So- 
zialistische Politik“. Diese ist aus einer Studentenzeitschrift am Otto-Suhr- 
Institut der Freien Universität hervorgegangen. In der „Sozialistischen Politik“ 
(SOPO) erschienen für die weiteren Debatten der westdeutschen Linken so 
wichtige Beiträge wie die Kritik der Sozialstaatsillusion von Wolfgang Müller 
und Christel Neusüss. Auch theoretische Erörterungen Marxzscher Kategorien 
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(produktive und unproduktive Arbeit zum Beispiel) wurden publiziert, um ei- 
ne „Kritik der politischen Ökonomie des Ausbildungssektors“ gegen die Öko- 
nomisierungstendenzen im Bildungswesen (Bildungsökonomie als neue Wis- 
senschaftsdisziplin, Manpower-Planung der OECD; „Verbetriebswirtschaftli- 
chung“ der Hochschulen etc.) und um den politischen Stellenwert einer Be- 
wegung an den Hochschulen in einer modernen kapitalistischen Gesellschaft 
theoretisch begründen zu können. 

Doch die SOPO wurde gekapert, und zwar von jenen, die die Rechte an Titel 
und redaktioneller Gestaltung von der Studentenzeitschrift übernommen hat- 
ten. Sie nutzten dieses Recht, um die politische Linie der SOPO in Richtung 
SEW/SED zu drücken und die unabhängige Linke aus der Zeitschrift hinaus- 
zudrängen. Es kam sogar zum juristischen Streit. Das Gericht gab ganz legalis- 
tisch der SOPO-Redaktion mit ihren Eigentumstiteln das Recht, die Linie des 
„Tendenzbetriebs“ bestimmen zu können. Wir, die unabhängigen, gegenüber 
dem real existierenden Sozialismus kritischen Linken waren folglich draußen. 
Die „Sozialistische Politik“ überlebte den intellektuellen Aderlass und den po- 
litischen Schwenk in Richtung DDR nicht lange und wurde Mitte der 1970er 
Jahre eingestellt. 

Wir beschlossen, ein eigenes Zeitschriftenprojekt zu begründen: „Probleme des 
Klassenkampfs“. Der Name enthielt eine materiale Festlegung auf die Bemer- 
kung von Marx und Engels im „Kommunistischen Manifest“, alle Geschichte 
sei eine Geschichte der Klassenkämpfe, und gleichzeitig auch mit dem Verweis 
auf die „Probleme“ die Verpflichtung auf jene Distanz, die eine Theoriezeit- 
schrift zu den sozialen Organisationen und Bewegungen halten muss. Die 
PROKLA startete mit einer Analyse von Weltmarkt und Währungskrise. Das 
war 1971 als das Fixkurssystem von Bretton Woods zusammenbrach und die 
politische Frage im Raume stand, ob der Wohlstand der kapitalistischen Met- 
ropolen durch Werttransfer aus dem Süden zustande käme. Auch wurde der 
Versuch gemacht, die Marxsche Kritik der Politischen Ökonomie in Richtung 
einer Kritik der Politik und des Staates staatstheoretisch zu erweitern; das be- 
gründete die auch international zeitweise einflussreiche „Staatsableitungsdebat- 
te“, Die Analyse des Weltmarkts und des (National)staats ist bis heute wichti- 
ges thematisches Feld der PROKLA geblieben. Die Zeitschrift wurde herausge- 
geben von einer „Vereinigung zur Kritik der Politischen Ökonomie“, die sich 
in Redaktionskollektive gliederte. Besonders produktiv war das Redaktionskol- 
lektiv Gewerkschaften, das eine Reihe von gewerkschaftspolitisch wichtigen 
Analysen publizierte. Vereinigung und Redaktion verstanden die PROKLA als 
ein Organ des Eingriffs in theoretische und mithin auch politische Debatten 
der westdeutschen Linken und darüber hinaus. Dies ist sogar ansatzweise ge- 
lungen, PROKLA-Artikel spielten sowohl in universitären Seminaren oder in 
der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit als auch in den Theorie- und Strategie- 
debatten der linken Gruppierungen eine Rolle. Die PROKLA wurde auch im 
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europäischen Ausland zur Kenntnis genommen und eine Reihe von Artikeln 
wurde in andere Sprachen übersetzt. 


5. Zeit des Umbruchs 


Es würde zu weit führen, auch nur die wichtigsten der inzwischen fast 150 
Hefte der PROKLA Revue passieren zu lassen. Aber einige Überlegungen 
können bedeutsam sein, wenn wir der Zukunft der Zeitschrift nicht den Rü- 
cken, sondern das Gesicht zuwenden. 

Die etwa 35 Jahre des PROKLA-Projekts waren keine ruhige Phase, es sind die 
letzten drei Dekaden des „kurzen 20. Jahrhunderts“, eines „Zeitalters der Ex- 
treme“ (Eric Hobsbawm). Tatsächlich erschließt sich aus dem Rückblick (wir 
sehen wie der Engel der Geschichte wieder Trümmerberge), dass in den 1970er 
Jahren eine Revolution begann, die heute keineswegs abgeschlossen ist: Der 
Zusammenbruch des Bretton-Woods-Systems fixierter Wechselkurse führte da- 
zu, dass die Bildung eines für die Funktionsweise des kapitalistischen Systems 
zentralen Preises, des Wechselkurses nämlich, den privaten Akteuren auf 
Märkten überantwortet wurde. Zuvor war die Festlegung der Wechselkurse öf- 
fentliche Aufgabe von nationalen Regierungen und Zentralbanken und inter- 
nationaler Institutionen wie des IWF. Die Freigabe der Wechselkurse war ein 
Akt der Privatisierung im globalen Raum, dem bald der nächste folgte. Mit 
einem „Big Bang“ wurden die Finanzmärkte liberalisiert, so dass nun auch der 
zweite zentrale Preis, der Zins nämlich, weniger aufgrund von Entscheidungen 
souveräner Regierungen oder Zentralbanken zustande kam als im Zuge des 
spekulativen Agierens großer privater Banken und Fonds auf liberalisierten Fi- 
nanzmärkten. Diese Privatisierungsakte können möglicherweise als Vorläufer 
der weltweiten Privatisierungsmanie im neuen Jahrhundert verstanden werden. 
Der dritte zentrale Preis für eine kapitalistische Weltwirtschaft, der Ölpreis 
nämlich, ging 1973 nach oben, eine frühe Mahnung, dass die fossilen Energie- 
träger nıcht dauerhaft zu günstigen Preisen in jeder Menge zur Verfügung ste- 
hen. In diesem Zusammenhang ist es kein kontingentes Ereignis, dass die Bil- 
dung des Preises der Arbeit nun ebenfalls verstärkt den Marktkräften überlas- 
sen wird. Die sozialstaatlich regulierte Soziallohn-Komponente erhält ein ge- 
genüber den Marktlöhnen abnehmendes Gewicht. Die „Kommodifizierung“ 
lässt sich durchsetzen, weil gewerkschaftliche Macht angesichts von strukturel- 
ler Arbeitslosigkeit und der Informalisierung und Prekarisierung der Arbeit un- 
terminiert und der Druck auf die Soziallohnbestandteile auch auf die Bildung 
der Individuallöhne ausgedehnt wird. Die etablierten Formen des fordistisch- 
keynesianischen Wohlfahrtsstaates erodieren und werden dabei informalisiert. 
Heute gibt die Internationale Arbeitsorganisation an, dass etwa 1,4 Milliarden 
Menschen zu den „working poor“ mit weniger als 2 US-Dollar pro Tag gehö- 
ren, obwohl sie arbeiten - und diese Tendenz ist nicht auf den „armen Süden“ 
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beschränkt, sie ist auch im „reichen Norden“ wirksam. 

Die Tendenzen der Informalisierung ergreifen in den 1970er Jahren auch die 
Politik. Nachdem die „Krise der Regierbarkeit“, die „Krise der Demokratie“ 
ausgerufen waren, erschien die „trilaterale Kommission“ auf dem internationa- 
len Parkett als eine Art Außenkorsett der schwindenden US-Hegemonie. Der 
US-Dollar hatte im Post Bretton-Woods-System flexibler Kurse seine Leitwäh- 
rungsfunktion eingebüßt und darüber hinaus verlor er in den 1970er Jahren 
an Wert. Dies war der monetäre Ausdruck eines Verlustes an realökonomi- 
scher Wettbewerbsfähigkeit der USA im Vergleich zu den westeuropäischen 
und ostasiatischen Konkurrenten. Der ökonomische Verlust wurde noch ver- 
stärkt durch die Niederlage der USA im Vietnamkrieg. 

Die trilaterale Kommission verlor sehr bald an Bedeutung, denn zwei Neue- 
rungen veränderten die globalen Politikprozesse. Erstens hatte 1972 ein 
„Schwab“ die Idee, Politiker und Manager auf einem „Weltwirtschaftsforum“ 
zusammenzubringen, nicht um dort zu verhandeln (dies ist formellen Gremien 
vorbehalten), sondern um eine informelle Schnittstelle zwischen den Marktak- 
teuren und den Akteuren des globalen politischen Systems zu schaffen. Das 
war eine prächtige (und profitträchtige) Idee, die bis heute zündet und das 
Weltwirtschaftsforum in Davos immer noch trägt. Es entspricht der neolibera- 
len Konstellation, in der den ökonomischen Akteuren großes Gewicht gegen- 
über der Politik eingeräumt wird und die notwendigen Regulierungen infor- 
mell abgesprochen werden. Zweitens geben sich seit dem Jahr der schmähli- 
chen Niederlage in Vietnam auch die reichen und mächtigen Staaten ein in- 
formelles Forum. Die Gruppe der 6, später G7 und heute G8 kommt 1975 
erstmals zusammen. Die heutigen G8 vermögen mit informellen Absprachen 
die Politik im globalen Raum mehr zu beeinflussen als formelle Abkommen. 
Formelle Verträge und formelles Regierungshandeln - wenn dieses nicht das 
der „einzigen Weltmacht“ ist - sind oft genug Ergebnis der informellen Ver- 
einbarungen. 

Diese historischen Brüche werden deshalb erwähnt, weil sie fortdauern und 
der weiteren theoretischen und politischen Reflexion harren. Von einer 
„postfordistischen Regulationsweise“ oder einem „finanzgetriebenen Akkumu- 
lationsmodell“ zu reden ist daher angesichts der Transformationen, in denen 
wir mitten drinstecken, eine Übertreibung. Es gibt keine annähernd so stabi- 
len und kohärenten Formen wie in Zeiten von Fordismus und Keynesianis- 
mus. Heute können und müssen wir daher andere Fragen stellen als zu Beginn 
der 1970er Jahre, als die PROKLA gegründet wurde. 

Wir überblicken, nach rückwärts gewandt, den Trümmerhaufen des Transfor- 
mationsprozesses, erkennen aber nur schemenhaft das Neue, das uns beschäf- 
tigen muss, wenn wir der Zukunft das Gesicht zuwenden. Welches sind bei al- 
ler „pluralistischen“ Spannweite Themen und Theorien, an denen gearbeitet 
werden soll? Worauf muss man sich also konzentrieren, um nicht Pluralismus 
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in Beliebigkeit abgleiten zu sehen? Welchen Nutzen kann eine Zeitschrift für 
die sozialen und politischen Bewegungen, für Gewerkschaften, Nicht-Regierungs- 
organisationen, die unabhängige Linke heute haben? 


6. Links und machtlos 


Wenn wir uns mit uns selbst, also mit Linksintellektuellen in (West-)Deutsch- 
land beschäftigen, muss deren, d.h. unsere Machtlosigkeit, z.B. bei Stellenbe- 
setzungen angesprochen werden. Nur eine sehr kurze Zeit in der westdeut- 
schen Nachkriegsgeschichte stand ein Fensterspalt offen, durch den linke Aka- 
demiker zu den Würden eines Lehrers, einer Assistentin oder eines Professors 
gelangen konnten, sofern sie die sonstigen üblichen Qualifikationen erfüllten. 
Genau genommen konnte dieser im politischen Sommer vom Beginn der so- 
zial-liberalen Reformkoalition im Herbst 1969 bis zu den „Hamburger Erlas- 
sen“ vom Januar 1972 genutzt werden, vor und nach diesem „Zeitfenster“ nur 
in Ausnahmefällen. Nach dem „Radikalenerlass“ der Ministerpräsidenten der 
Länder und des Kanzlers Willy Brandt wurde die Überprüfung auf die Verfas- 
sungstreue für alle, die in den öffentlichen Dienst eintreten wollten, obligato- 
risch. Der „Radikalenerlass“ aus Hamburg bedeutete in den folgenden Jahren 
für viele linke Intellektuelle das Berufsverbot. Eine unsägliche deutsche Tradi- 
tion des Obrigkeitsstaates wurde fortgesetzt, um den von Rudi Dutschke in 
Verkennung der hegemonialen Verhältnisse immer wieder beschworenen „lan- 
gen Marsch durch die Institutionen“ zu stoppen. Das Berufsverbot traf nicht 
nur Kommunisten, sondern unabhängige Linke, ja Sozialdemokraten und hielt 
sie vom öffentlichen Dienst fern. Wie immer bei repressiver Gesetzgebung 
wird diese überschießend angewendet. Spätestens Ende der 1970er Jahre wurde 
auch Sozialdemokraten wie Peter Glotz oder Egon Bahr und selbst Willy 
Brandt, dem Urheber der „Hamburger Erlasse“, klar, dass die Erfindung der 
Überprüfung von akademischen Berufsanfängern auf ihre Verfassungstreue 
und ihren Einsatz für die „freiheitlich-demokratische Grundordnung“ (FDGO) 
auch gegen die Sozialdemokratie zurückschlug. 

Peter Glotz hatte inzwischen Gramsci gelesen und war vom „Eurokommunis- 
mus“ und der Strategie des „historischen Kompromisses“ der KPI unter Enri- 
co Berlinguer fasziniert. Er hatte aus der strategischen Öffnung des „Euro- 
kommunismus“ die Lehre gezogen, dass die Sozialdemokratie nicht mit op- 
portunistischer Anpassung ım öffentlichen Dienst und auch nicht mit Repres- 
sion im Zusammenhang mit dem damaligen Kampf gegen den Terrorismus 
(gegen die RAF und andere Gruppen in anderen westeuropäischen Ländern), 
sondern nur durch Dialog gesellschaftliche Hegemonie gewinnen könne. Das 
Auftreten von Peter Glotz, damals Wissenschaftssenator in Berlin, auf dem 
„lunix-Kongress“ im Herbst 1979 in der Technischen Universität von Berlin 
hatte symbolischen Charakter. Zum ersten Mal seit mehr als einem Jahrzehnt 
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stellte sich ein Vertreter der politischen Klasse der Auseinandersetzung mit der 
„außerparlamentarischen Opposition“, mit den Resten und Zerfallsprodukten 
der Studentenbewegung, mit einer „Neuen Linken“, die sich nach den „bleier- 
nen Jahren“ der Repression, nach dem deutschen Herbst zu reorganisieren 
versuchte. Die Partei der „Grünen“ wurde Anfang der 1980er Jahre gegründet 
und zwei Tageszeitungsprojekte wurden lanciert: Die TAZ und „die Neue“. 
Die „Neue“ ging sehr bald unter, die TAZ überlebte und ist heute aus dem 
Pressespektrum der BRD kaum wegzudenken, auch wenn sie ökonomisch wie 
am Anfang auf schwachen Füßen steht und ihre einstige politische Radikalität 
verloren hat. Schon zehn Jahre zuvor ist im Zusammenhang der Anti-Springer- 
Kampagne der Versuch gemacht worden, ein Zeitungsprojekt zu starten, um 
„Gegenöffentlichkeit“ gegen die Übermacht des Springer-Konzerns herzustel- 
len. Aber damals war die Gelegenheit noch nicht gereift, das Zeitfenster nicht 
offen. 

Als im Jahre 1982 die sozialliberale Koalition auseinanderbrach und Kohl die 
Chance zur „geistig-moralischen Wende“ bekam, wurde doch nur fortgesetzt, 
was die Schmidt-Regierung begonnen hatte: eine Politik der Austerity, der Ein- 
sparungen im Öffentlichen Dienst, die nur kurzfristig durchbrochen wurde. 
Das war nach der deutschen Vereinigung zu Beginn der 1990er Jahre der Fall. 
Das Berufsverbot wurde nun nicht mehr offen praktiziert, weil man unliebsa- 
me Bewerber auch mit dem Verweis auf den Mangel an Stellen und die Viel- 
zahl der Bewerberinnen und Bewerber abwehren konnte. Nur wenige Linke 
konnten die Hürde der Einstellungsbehörden nehmen. Das änderte sich auch 
nach 1989 nicht. Aus den DDR-Hochschulen wurden „Marxisten-Leninisten“ 
fast 100prozentig entfernt, die Lehrstühle und andere Stellen gestrichen. Viele 
Sozialwissenschaftler aus dem Westen, die als Habilitierte kaum hoffen konn- 
ten, eine formelle Hochschullehrer-Stelle an einer westdeutschen Universität 
zu bekommen, erhielten nun ihre Chance. Aber sie mussten durch das Nadel- 
öhr von Berufungskommissionen, die von den Wissenschaftsorganisationen 
des Westens besetzt waren. Es wird gesagt, dass von hartgesottenen Neoklassi- 
kern selbst Keynesianer als Sektierer aus Berufungslisten ausgemustert worden 
sind. Wer meinte, auch nach dem Ende des real existierenden Sozialismus 
noch mit Marx kritisch arbeiten zu sollen, war fast immer chancenlos. 

Dem akademischen Marxismus ist es nicht gelungen, Netzwerke zu knüpfen, 
mit denen auch Karrieren im Wissenschaftsbetrieb hätten befördert werden 
können. Versuche in diese Richtung scheiterten in aller Regel daran, dass keine 
Gratifikationen zur Verteilung standen. Das war auch ın den 1960er Jahren so, 
als die „68er“-Generation auf Jobsuche war, und an den Hochschulen erst mit 
den Reformmaßnahmen der späten 1960er und frühen 1970er Jahre eine 
Chance erhielt. Ohne Macht und ohne materielle Mittel, um Gratifikationen 
verteilen zu können, ohne Verfügung von Einfluss über die Bereitstellung oder 
Besetzung von Stellen kann man die Formel der Zapatistas sympathisch fin- 
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den: „Fragend schreiten wir voran“. Doch kann man die Welt verändern, ohne 
die Macht zu ergreifen? Der Gouverneur des Bundesstaates Mexico weiß es 
besser. Er ließ über die Autobahnen um Mexico-City Werbetransparente mit 
dem Spruch spannen: „Pavimentando avanzamos“ - Straßen asphaltierend, al- 
so die Welt mit Macht verändernd, schreiten wir voran. Die Frage der Macht 
kann man nicht ausklammern, nur weil man keine Macht hat. Es ist nicht ge- 
lungen, Strategien gegen die Machtlosigkeit der Linken zu entwickeln. Viel- 
leicht gibt es sie innerhalb der systemischen Zwänge gar nicht oder nur in 
Ausnahmesituationen wie in dem erwähnten „Zeitfenster“? 

Auch die neuen Studentengenerationen haben bislang kein kritisches Gegen- 
gewicht gegen diese Tendenzen schaffen können. Prekäre Jobaussichten, ver- 
schlechterte Studienbedingungen in chronisch unterfinanzierten Hochschulen 
und schließlich seit Ende der 1990er Jahre das Schreckgespenst Bologna, also 
die Umstellung auf Bachelor- und Master-Studiengänge, haben nicht gerade 
die intellektuelle Kritikfähigkeit gefördert. Die Trümmerhaufen des Fort- 
schritts werden gar nicht mehr wahrgenommen, sondern als gegeben hinge- 
nommen. Der Kritik an den Zuständen fehlt heute anders als 1968 der Bezug 
auf die Gesellschaft, auf deren Herrschafts- und Verblendungszusammenhang, 
auf die gesellschaftlichen Verhältnisse in ihrer Totalität. Wer die Verhältnisse 
nicht grundlegend verändern will, entwickelt kein Bedürfnis nach radikaler 
Theorie. Es sind dann nicht allein die äußeren Verhältnisse von Macht der po- 
litischen Instanzen, von Einseitigkeit der Wissenschaftsförderung und des 
Wirkens der neoliberalen thınk-tanks oder von direkten und indirekten Ein- 
flussnahmen ökonomischer Interessen auf die Hochschulen, die dem akade- 
mischen Marxismus und linker Theorieentwicklung das Wasser abgraben. Viel 
schwerer wiegt, dass aus dem Inneren des akademischen Milieus zu wenige 
Anstöße in Richtung einer Weiterentwicklung linker Theorie im Allgemeinen 
und des akademischen Marxismus in Sonderheit erwachsen. Man könnte also 
zu der Schlussfolgerung gelangen, der Mutterboden einer Zeitschrift wie der 
PROKLA sei ausgetrocknet und unfruchtbar geworden. 


7. Ökonomische und ökologische Alphabetisierung 


Doch diese Schlussfolgerung ist nur teilweise berechtigt. Denn zugleich ist ein 
„kulturelles Ungenügen“ zu beobachten, die Unzufriedenheit mit den Zustän- 
den an den Hochschulen, auch das Erschrecken über die Krisen der Gegen- 
wart, die wachsende Ungleichheit in der Welt, die dräuende Umweltkatastro- 
phe, die kriegerischen Konflikte. Das Bedürfnis, den neoliberal eingefärbten 
Zeitgeist kritisch zu überwinden, ist vorhanden. Der Kongress der linken Stu- 
denten „Get up, stand up“ im Januar 2007 an der Frankfurter Universität ist 
davon Ausdruck. Der „gar nicht so diskrete Charme der neoliberalen Konter- 
revolution“ (PROKLA-Titel aus dem Jahre 1981) hat gar nicht charmante Al- 
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tersfurchen bekommen. Allerdings ist das Grollen und Rumoren mehr an an- 
deren Orten als an den Universitäten zu vernehmen. Die Kritik des Neolibera- 
lismus und die Entwicklung linker Theorie finden heute vermehrt außerhalb 
der Universitätsseminare statt, in NGOs und deren Arbeitszusammenhängen, 
in Forschungs-Netzwerken, alternativen Bildungs- und Forschungsstätten, auf 
lokalen, nationalen, europäischen oder globalen Sozialforen. 

Ist folglich die akademische Verankerung einer linken Zeitschrift nicht mehr 
so wichtig wie vor 35 Jahren? Keineswegs, sie bleibt wichtig, denn aus den 
Hochschulen kommt der Nachwuchs auch für die sozialen Bewegungen, die 
die politisch orientierte Theoriearbeit tragen. Das gilt für Gewerkschaften ebenso 
wie für globalisierungskritische, ökologische und andere Bewegungen. Und die 
Hochschulen verlieren ihren Charakter als Universitäten, wenn sie nicht mehr 
Gelehrte hervorbringen (und ertragen), die auch die Gesellschaft kritisieren 
und dafür das theoretische Begriffssystem erarbeiten und weitergeben. Es lohnt 
sich auch im Jahre 2007 wie vor 40 Jahren für eine „kritische Universität“ zu 
streiten. 

Doch es scheint, als ob der Epochenbruch, der in den 1970er Jahren seinen 
Anfang nahm und inzwischen bis zur Kenntlichkeit radikalisiert worden ist, 
auch die Linke und ihre Projekt erfasst hat. Wie sollte die Linke auch davon 
verschont bleiben, wenn Arbeitsverhältnisse, Lebensbedingungen, Umwelt, 
globale Ökonomie, also letztlich die Totalität gesellschaftlicher Verhältnisse 
transformiert werden? Zu den Transformationsprozessen hat die PROKLA seit 
ihrer Gründung immer wieder Beiträge publiziert, die zum Teil auch heute 
noch lesenswert sind. 

Wie kann das Projekt der PROKLA weitergeführt werden? Es steht nur noch 
mit einem Bein, und daher etwas wackelig in der akademischen Welt. Alle 
Mitglieder der PROKLA-Redaktion haben eine akademische Ausbildung, aber 
nicht alle haben eine akademische Stelle. Und das andere Bein? Es hat keinen 
festen Boden unter den Füssen (hat noch keinen „Standpunkt“ gefunden). Die 
„Verortung“ der PROKLA in der bunten Vielfalt der linken Bewegungen heute 
ist (noch) nicht gelungen. Kritik der politischen Ökonomie, zumal Kritik der 
internationalen politischen Ökonomie ist in Zeiten der Globalisierung, ange- 
sichts neoliberaler Marktgläubigkeit und eines neuen Imperialismus, der selbst 
vor der Anzettelung von Kriegen nicht zurückschreckt, notwendiger denn je. 
„Ökonomische und ökologische Alphabetisierung“ tut Not. Theoretische Rät- 
sel sind da zu knacken, und Bildungsarbeit ist gefragt. Die PROKLA müsste 
ihre intellektuellen Kapazitäten in ein größeres Projekt wie schon immer mit 
der gebotenen intellektuellen Distanz und zugleich engagiert einbringen. 

Nach dem „kurzen Sommer“ blüht die Herbstzeitlose, wurde zu Beginn ver- 
merkt. Das ist eine giftige Blume. Medea aus Kolchis hat sie genutzt, wohl 
dosiert dem jeweiligen Zweck angemessen. 


Ulrike Baureithel 


Baby-Bataillone 
Demografisches Aufmarschgebiet: Von Müttern, 
Kinderlosen und der „Schuld“ der Emanzipation 


Nachdem die Gesundheits,reform“ gerade mit Mühe verabschiedet wurde, ist 
die nächste Sozialbaustelle in Berlin bereits markiert, denn 2007 stehen die 
Sanierungsarbeiten an der Pflegeversicherung ganz oben auf der Agenda. 
Schon heute ist absehbar, dass die kleinteilige politische Opposition in Berlin 
- insbesondere die FDP und die Bündnisgrünen - darauf rühriger reagieren 
wird als auf den von vielen Interessen durchkreuzten, politisch unwägbaren 
und seine medialen Ermüdungserscheinungen kaum verhehlenden Gesund- 
heitsstreit.' Denn wird mit dem Verdacht einer sich verschärfenden „Zwei- 
Klassen-Medizin“ der Sozialstaat herausgefordert, formiert sich das Thema 
Pflege viel eindeutiger um den Begriff der „Generationengerechtigkeit“ und 
den Gegensatz von Alt und Jung, kinderlosen Menschen und solchen, die 
Nachwuchs haben. Wenn aber nicht soziale, sondern biografische Lebenslagen 
die Position im Konfliktfeld bestimmen, neigen Diskurse dazu, das Problem 
personalistisch zu verengen, um sie am Ende unzulässig zu verallgemeinern. 

Auffällig ist weiterhin, dass die Debatte um „Überalterung „ und „aussterben- 
de Deutsche“ nicht etwa zu der Zeit einsetzte, als der zahlenmäßige Geburten- 
rückgang als langfristigere Tendenz bereits absehbar wurde, also Anfang/Mitte 
der achtziger Jahre’, sondern mehr als ein Jahrzehnt später‘; ausgerechnet zu 
einem Zeitpunkt, als sich die „alte“ Bundesrepublik die „neuen“ (jungen?) 
Länder der vormaligen DDR einverleibt hatte und den größten Bevölkerungs- 


1 Insbesondere die Bündnisgrünen bemühen sich derzeit, das Thema politisch zu besetzen. Sie 
haben schon im Vorfeld der Diskussion das von ihrer Partei vorbereitete Reformkonzept zur 
Pflegeversicherung von Experten prüfen und auf einer öffentlichen Tagung im Dezember 
2006 begutachten lassen. 

2 Im Januar 1979 publizierte Joachim Nawrocki in der Wochenzeitung „Die Zeit“ zwei rich- 
tungsweisende Dossiers mit den Titeln „Kinder unerwünscht“ und „Die Angst der Eltern vor 
dem Säugling“, in dem er die heutigen demografischen Prognosen zumindest in groben Li- 
nien vorwegnahm. 

3 Die Bundestags-Enquete „Demographischer Wandel“ wurde Anfang der neunziger Jahre ein- 
gesetzt und legte nach zwei Zwischenberichten 1994 und 1998 im Jahre 2002 schließlich ih- 
ren Abschlussbericht vor. 
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zuwachs ihrer Geschichte verzeichnete. Von einem „Aussterben der Deut- 
schen“ konnte also wahrlich keine Rede sein. Diese verzögerte Kenntnisnahme 
hat sicherlich politische Gründe‘, doch wenn man sich die normalisierte Rede 
über die demografische Entwicklung etwas näher anschaut - der „vergreisen- 
de“ Osten erhält von den Demografen fast durchweg die schlechtesten Noten 
(vgl. Berlin-Institut 2006) -, wird deutlich, dass Demografie immer dann zur 
Rede steht, wenn eigentlich ganz andere Dinge verhandelt werden: sei es die 
Zukunft der Sozialsysteme, die Transferleistungen für den deutschen Osten 
oder gar die Nebenwirkungen weiblicher Emanzipationsmodelle. Anders ge- 
sagt: Die Demografie ist ein willkommenes Vehikel, um die Bürgerinnen und 
Bürger in den anstehenden Sozialabbau einzuüben; gleichzeitig lenkt sie von 
den hierfür Verantwortlichen ab, weil die „Schuldigen“ nun entweder im Os- 
ten und/oder unter Frauen auszumachen sind. 

Seit spätestens der Jahrtausendwende jedenfalls erlebt das Land eine „demogra- 
fische Mobilmachung“ ohnegleichen. War meine Generation - also die in den 
fünfziger Jahren Geborenen - in ihrer Jugend noch mit der Phantasmagorie 
der „Zeitbombe Mensch“ groß geworden - verbunden mit der Furcht vor 
globaler Überbevölkerung, schwindenden Nahrungsressourcen und verwüsteter 
Umwelt -, wird die jüngere einem Dauerbombardement ausgesetzt, in dem 
Babyschwund, Greisenrepublik und soziale und emotionale Verödung die 
Munition bilden. Seit den siebziger Jahren dienen Entwicklungspolitiker Frau- 
en in der „Dritten Welt“ Fertilitätsprogramme aller Art an, wovon die Pille 
noch das harmloseste, Zwangssterilisation oder das chinesische Ein-Kind- 
Programm zu den rigoroseren gehören (vgl. Mertens 1991). Dass Kontrazepti- 
on in Ländern, wo Kinder nach wie vor die Altersversorgung sichern, weit we- 
niger „durchschlägt“ als in den Industriestaaten, gehörte zu den paradoxen Er- 
fahrungen von dreißig Jahren globaler Bevölkerungspolitik und mündete in 
der Einsicht, dass Familienplanung ein Kennzeichen fortgeschrittener Entwick- 
lung ist (Hummel 2006: 31ff.). Aus diesem Grund hat sich die „Zwei-Kind- 
Familie“, darauf machen Bevölkerungshistoriker aufmerksam, auch nicht zufäl- 
lig ausgerechnet nach dem Ersten Weltkrieg durchgesetzt (Ehmer 2004: 68ff).° 

Nicht von ungefähr ist das von der Bevölkerungswissenschaft bereit gestellte 
Metaphernfeld dem Militär entlehnt: In ihm sprechen sich nicht nur die 
angstbesetzten Überwältigungsphantasien vor fremden, bevölkerungsstarken 


4 Auf die verfehlte Einheitspolitik der Kohl-Regierung und die damit verbundene Überforde- 
rung der Sozialsysteme ist vielfach hingewiesen worden. 

5 Der Begriff fand im Zusammenhang mit den Weltbevölkerungskonferenzen in Bukarest 
(1974), Mexico City (1984) und Kairo (1994) Eingang in den medialen Diskurs. 

6 Das änderte sich nicht einmal unter dem ideologischen Dauerbeschuss der Nationalsozialis- 
ten. Die „Jahrgänge, die ihre Kinder in den 1930er und 1940er Jahren geboren hatten (...), 
haben die Gesamtzahl ihrer Kinder (im Durchschnitt um 1,9) trotz der bevölkerungspoliti- 
schen Maßnahmen und trotz der Inanspruchnahme der angebotenen Vergünstigungen nicht 
erhöht“ (P. Marschalck, zitiert nach Ehmer 2004: 70). 
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Nationen aus, die Kampfrhetorik soll vielmehr auch den Widerstand gegen 
den prognostizierten demografischen Untergang mobilisieren. Jedenfalls ver- 
setzt der bevölkerungswissenschaftliche Jargon die Menschen in ständige Alarm- 
bereitschaft, die mit Schuldgefühlen (zu viel oder zu wenig Kinder in die Welt 
gesetzt zu haben) und der Bereitschaft zur sozialen Sühne korrespondiert. 
Und wie für militärische Aufmarschpläne üblich, ist auch der Demografie- 
Diskurs undenkbar ohne das positivistische Zahlenwerk (wie viele Bataillone 
Babys stehen bereit für die Zukunft?) und bunte Landkarten, wie sie uns re- 
gelmäßig das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung bereit stellt, nur 
dass statt der die üblicherweise Militäraktionen symbolisierenden expansiven 
Pfeile eine Art Bevölkerungskataster das Schwundniveau unserer Zukunft vor- 
führt. 

Ist man ein bisschen verspielt und bemüht nun Kluges Etymologisches Wör- 
terbuch, stellt man fest, dass der Begriff Kataster unmittelbar vor dem Begriff 
Katastrophe steht; und wo das eine herkunftssprachlich auf das italienische ca- 
tasta (Steuer- und Zinsregister) zurückgeht, bedeutet Katastrophe „Unheil“ 
und impliziert die „Umkehr“ und „Wendung“ eines unausweichlich erschei- 
nenden Schicksals: Gibt es keinen Nachwuchs, so gibt es keine und keinen, 
der Steuern und Zinsen (und Sozialbeiträge) erarbeitet - und das ist eine 
schlichte Katastrophe. 

Genauso will FAZ-Herausgeber Frank Schirrmacher, der wie kein anderer den 
demografischen Alarmismus in Szene setzte und dessen Drehbücher lieferte, 
seine Pamphlete verstanden wissen. Es sind, wie alle guten Pamphlete, Publi- 
kumsbeschimpfungen und Aufrufe zur Selbstkasteiung und Umkehr in einem. 
Wählte er in Methusalem-Komplott noch die trockenen, wenig sex appeal ver- 
sprühenden Datenritter (von Meinhard Miegel bis Herwig Birg) als Geländer 
in den greisen Abgrund der Republik, bemüht er in Minimum die Methode 
seines ausdrücklichen Vorbildes, des Bestseller-Autors Michael Crichton. 

Aus einer perspektivisch grenzenlos angenommenen Lebenserwartung’ und 
dem ebenso grenzenlosen Egoismus der jüngeren Generation - der „Hass auf 
das Alter und die Angst vor ihm sind Urgewalten“ (Schirrmacher: 2004: 63) - 
zimmert Schirrmacher in Methusalem-Komplott das Szenario eines „Kriegs 
der Generationen“ (50). Der „biologische Code des Menschen“ und „die Ab- 
neigung der Natur gegen das Altern“ (31) sorge dafür, dass die Alten aus der 
Gesellschaft eliminiert würden. Gegen diesen Fortpflanzungsegoismus „der 


7 Allerdings scheint die auf „das Fünffache steigende Lebenserwartung“ (Schirrmacher 2004: 
193) nur eine „dramaturgische“ Funktion zu erfüllen, die Bevölkerungshistoriker sehen die 
Entwicklung anders: Es hat „den Anschein“, schreibt etwa Josef Ehmer, „dass die ‘physiolo- 
gische Lebenserwartung‘, also die dem Menschen von der Natur gesetzte Grenze, relativ 
konstant bei einem Maximum von 85 bis 90 Jahren liegt. Der Wandel betrifft die ‘ökologi- 
sche Lebenserwartung‘ wie die unter den jeweiligen natürlichen und gesellschaftlichen Be- 
dingungen tatsächlich realisierbare Lebensspanne bezeichnet wird.“ (Ehmer 2004: 34) 
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Natur“ (142) gelte es, sich zur Wehr zu setzen: „Wir müssen Selbstverteidi- 
gungsstrategien entwickeln, Methoden alternativer Kriegsführung, die es einem 
erlauben, auch als schwacher Alter zu überleben: von der Partisanentätigkeit 
bis zum Hacker-Angriff“ (115). Was bei Schirrmacher zunächst als durchaus 
berechtigte Kritik am „Altersrassismus“ daherkommt, wird allerdings getilgt 
durch den darwinistisch vorgestellten Konflikt zwischen Alt und Jung, der den 
Forderungen einer zum Subjekt erhobenen „Natur“ gehorcht. 

Verliert sich Schirrmacher im Methusalem-Komplott im Gestrüpp des aufgeru- 
fenen Zahlenmaterials, sucht er in Minimum die exotischen Weiten des ame- 
rikanischen Kontinents, wo er auf Schicksalsgemeinschaften stößt, an denen er 
die bevorstehende demografische Erkältung exemplifiziert. Als Versuchsperso- 
nal dient ihm ein Siedlertreck, der im Jahre 1846 auf dem Donnerpass in ei- 
nen Schneesturm geriet und auf sich selbst gestellt war. Dabei stellte sich her- 
aus - so jedenfalls deutet Schirrmacher die überlieferten Quellen - dass die 
mutigen, kräftigen und von Verpflichtungen freien Männer sich als weniger 
überlebensfähig erwiesen als die networkenden Frauen, die um das Überleben 
der Sippe, der Familie, bemüht waren. Für den Autor ist dieses Ereignis ein 
Indiz für die Familie als „Urgewalt“ (Schirrmacher 2006: 22), die nur bei Strafe 
des Untergangs zerstört werden darf. Dass den Frauen Haus- und Beziehungs- 
arbeit nicht etwa nur in die Wiege gelegt, sondern irreversibel ins Hirn ge- 
pflanzt wird und sie deshalb naturwüchsig auf Empathie gepolt sind, bringt 
ihn zu seiner famosen Schlussfolgerung: „Die Natur“, dekretiert er, setze „mit 
einer ziemlichen Entschlossenheit aufs ewig Weibliche“ (Schirrmacher 2006: 
142). 

Es ist viel Kritisches gesagt und geschrieben worden zu Schirrmachers Auf 
stand der Alten gegen die Jungen und dem von ihm unterstellten, kruden 
„Fortpflanzungsegoismus der Natur“, der sich angeblich gegen das Alter aus- 
tobt und es eliminiert. Mehr noch wurde polemisiert gegen seine verquere 
Vorstellung einer Überlebensgemeinschaft in der demografischen Eiszeit, die- 
sem unserem selbst gezimmerten Eisschrank, der zwar Nahrung, Kleidung und 
eine unwirtliche Wohnstatt bereithält, aber sonst wenig gegen die Absenkung 
der sozialen Temperatur zu bieten hat. 

Man könnte den „wissenschaftlich“ gewendeten Biologismus („biologische 
Programmierung“) getrost den raschen medialen Verfallszeiten überlassen, 
würde Schirrmachers Erbauungsliteratur nicht auch interessante Einsichten lie- 
fern, die sich seiner konsequent ökonomistischen Wahrnehmung verdanken. 
Wenn Schirrmacher etwa von der „Überlebensfabrik Familie“ spricht, die „emo- 
tionalen Rohstoff“ für die „Gemeinschaft produziert. der in der kapitalisti- 
schen Gesellschaft als „soziales Kapital“ nachgefragt wird und eine gravierende 
„Marktlücke“ schließt, dann verweist er, wenn auch aus fragwürdigem Grund, 
auf den blinden Fleck der Politischen Ökonomie, der in den siebziger Jahren 
vor allem von Feministinnen mühsam frei gelegt wurde, die Tatsache nämlich, 
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dass die unentgeltlich und in der Regel von Frauen geleistete Familienarbeit 
unabdingbare Voraussetzung jedweder Marktökonomie ist. Gleichzeitig neigt 
der Markt dazu, diese letzten Residuen seiner Logik zu unterwerfen, was be- 
günstigt wird durch die „demographische Vergletscherung“. Denkt man dies 
„demografisch“ zu Ende, fehlt es also an (weiblichem) Nachwuchs, um die 
marktunabhängigen Netzwerke zu knüpfen, die das emotionale Überleben der 
Gattung sichern. 

Wie gesagt, neue Einsichten sind das nicht, aber offenbar rinnt auch diese fe- 
ministische Erkenntnis wie so viele andere nur mit erheblicher Zeitverzöge- 
rung und reichlich verdreht in das abgesunkene Kulturgut. Ob das künftige 
Elterngeld noch den politischen Stachel der „Lohn-für-Hausarbeit-Debatte“* 
oder der Vergesellschaftungsprojekte in sich trägt, darf bezweifelt werden. Un- 
bestreitbar hatten die politischen Utopien der 1970er Jahre allerdings auch 
nicht so viel Strahlkraft, dass sich die Frauen mit einem Stall voller Kinder auf 
eine unsichere Zukunft hätten vertrösten lassen. Und es war sicher auch kein 
Zufall, dass ausgerechnet die auf den Jahrgang 1955 folgenden, von der Bil- 
dungsreform profitierenden jungen akademischen Aufsteigerinnen wenig ge- 
willt waren, die optionsreiche Gegenwart einem ungewissen Morgen zu op- 
fern. 

Diese nun zwanzig, dreißig Jahre älteren, oft kinderlosen Frauen dürften von 
Elaboraten aus der Schirrmacher-Konfektion einigermaßen unbeeindruckt 
bleiben, nicht zuletzt, weil seiner Rede unverkennbar die Furcht eingeschrie- 
ben ist, es könnten zu wenig Frauen bereit stehen, die in die Jahre gekomme- 
nen Männer zu versorgen. Doch es gibt Daten und Erfahrungen, die auch die- 
se durch soziale Bewegungen, mäandernde Berufsbiografien und deutsche 
Einheit gestählte Generation verunsichern: Nach neueren Schätzungen wird 
ein Drittel aller Frauen ohne Kinder bleiben, darunter sind Akademikerinnen 
überproportional vertreten.” Dauerhaft kinderlose Frauen müssen sich schon 


8 Die feministische „Lohn-für-Hausarbeit-Debatte“ nahm ihren Ausgang in den USA und fo- 
kussierte den ökonomischen Hintergrund der Produktions- und Reproduktionsverhältnisse. 
In einem einflussreichen Beitrag forderte die italienische Feministin Mariarosa Dalla Costa 
1972 einen Lohn für Hausarbeit; sie rief die Arbeiterfrauen gleichzeitig zum Hausfrauen- 
streik auf und wandte sich damit gegen die Vorstellung, dass Arbeit überhaupt imstande sei, 
Frauen zu befreien. Die Hausarbeitsdebatte ist für den hier verhandelten Zusammenhang in- 
sofern interessant, weil es im Demografie-Diskurs - unter der Hand - auch um das Verhält- 
nis von Privathaushalt und kapitalistischer Ökonomie geht und die Frage, ob die häusliche 
Sphäre am Ende ökonomisch subsumiert wird oder sich als (notwendige) Instanz, die den 
Erhalt des Nachwuchses und der Arbeitkraft sichert, behaupten kann. 

9 Allerdings, darauf macht die Rostocker Demografin Michaela Kreyenfeld aufmerksam, ba- 
siert die derzeitige Diskussion um das Ausmaß von Kinderlosigkeit auf einer unzureichenden 
Datengrundlage, weil die Rangfolge einer Geburt in Deutschland nur nach der „Rangfolge in 
der bestehenden Ehe“ dokumentiert wird, nicht aber nicht-eheliche Geburten. Da auch im 
Mikrozensus nur Kinder erfasst werden, die noch im Haushalt leben, liefert dieser keine ver- 
lässlichen Angaben über die tatsächliche Anzahl der Kinder, die eine Frau in ihrem Leben 
geboren hat. Ebenfalls verzerrt der Trend zur „Spätgeburt“ gerade unter Akademikerinnen 
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heute damit auseinandersetzen, dass sich keine eigenen Kinder im Alter um sie 
kümmern werden, so wenig, wie sie sich selbst auf die Großmutterrolle zu- 
rückziehen können. Gleichzeitig geraten sie unter Rechtfertigungsdruck: Wer 
keine Kinder hat, macht sich verdächtig und muss damit rechnen, „Ablass“ zu 
leisten.'” Das hat Folgen für das Selbstbild dieser Frauen und ihre künftige 
Rolle in der Gesellschaft; schon heute ist absehbar, dass die Spaltung zwischen 
Müttern und kinderlosen Frauen tiefer werden wird. 

Dieser angebliche „Preis der Emanzipation“ hat sich mittlerweile zum Bas- 
hing-Thema gemausert!''. Während Fernsehmoderatorin Eva Herman - selbst 
Emanzipations-Profiteurin - den Verkäuferinnen, Putzen und Kassiererinnen 
das Glück hinterm heimischen Herd andient, malt ZEIT-Redakteurin Susanne 
Gaschke ihresgleichen eine düstere Zukunft in kinderloser Einsamkeit aus. 
Dass ein in der Putzkolonne oder hinter der Aldi-Kasse verbrachter Tag an- 
strengend, schlecht bezahlt und mit wenig beruflichen Aufstiegserwartungen 
verbunden ist und manch eine der Alleinerziehenden oder „Mitverdienerin- 
nen“ gelegentlich vielleicht gerne ins „Hausfrauendasein“ flüchten würde, mag 
vorkommen und in die Vorstellung einer Akademikerin passen, die „Beruf“ 
vor allem mit Selbstentfaltung und Gratifikation verbindet. Dennoch zeigen 
einschlägige Befragungen immer wieder, dass sich viele Frauen zwar wünschen, 
Mutter zu sein, aber keineswegs „Nur“-Hausfrau (Engelhardt 2004: 3). Das 
trifft im deutschen Osten, wo die Erwerbsorientierung der Frauen besonders 
stark ausgeprägt ist, noch deutlicher zu als im Westen (Roloff 2005; Mingerz- 
ahn 2005; Cornileßen 2006: 148ff.). 

Dass für besser ausgebildete Frauen das anachronistische „Hausfrauenmodell“ 
noch weniger attraktiv ist als für Frauen, die prekär beschäftigt sind und 
schlecht verdienen, weiß natürlich auch Susanne Gaschke. Sie richtet sich an 
eine Klientel, die selbstbewusst genug ist, um auf seine Ansprüche zu beste- 
hen, und setzt, ganz im Gegenteil, an deren „Egoismus“ an. Der in den siebzi- 
ger Jahren einsetzende „Gebärstreik“, so Gaschke, schade „uns“ und „der Ge- 


die statistischen Annahmen: So waren im Jahre 2000, schreibt Kreyenfeld, „45 Prozent der 
westdeutschen Frauen mit Hochschulabschluss mit 35 Jahren kinderlos, wenn man das Kri- 
terıum ‘im Haushalt lebende Kinder’ heranzieht. Im Alter von 45 Jahren trifft das aber nur 
auf 32 Prozent zu.“ Deshalb vermutet Kreyenfeld, dass „weniger Akademikerinnen in West- 
deutschland kinderlos sind als allgemein angenommen.“ Generell, so Kreyenfeld, sei die 
Kinderlosigkeit in Deutschland im europäischen Vergleich allerdings immer noch sehr hoch 
(vgl. Kreyenfeld 2004: 4). 

10 Der seit 1.1. 2006 erhöhte Beitrag zur Pflegeversicherung für Kinderlose ist der erste Vorbote 
dieser „Strafbeiträge“. Kürzlich trat der Unternehmensvordenker Hans-Werner Sinn mit sei- 
nem Vorschlag an die Öffentlichkeit, die Rente für Kinderlose künftig zu halbieren. 

11 Das Magazin „Spiegel“ hat im Frühjahr 2006 eine besonders perfide Version der „vergreisten 
Republik“ abgeliefert: Im Zentrum stehen neben der demografisch versagenden 68er- 
Generation die (wenigen) Kinder, die derzeit zu kleinen Egoisten herangezogen werden oder 
von ihren Eltern an Leib und Seele überfordert werden. Diesen Kindern werden die Alten, 
so die Suada weiter, später erbarmungslos ausgeliefert sein. 
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sellschaft“ (Gaschke 2005: 166). „Uns“, weil das Leben mit Kindern einfach 
gewinnbringend sei und Kinder nun einmal „eine Versicherung gegen die Ein- 
samkeit des Alters“ (49) darstellen. Der Gesellschaft, weil diese ohne Kinder 
unsozialer und „kälter würde und natürlich niemand da sein wird, der „unse- 
re“ Sozialbeiträge erwirtschaftet. Zwar deutet Gaschke - im Unterschied zu 
Eva Herman, die ausschließlich die von der Frauenbewegung propagierte E- 
manzipation für die ausbleibenden Babys verantwortlich macht - zart an, dass 
die Fortpflanzungsfrage nicht ausschließlich an der Frau hängt (11), doch 
auch für sie ist die „demografische Krise“ reine „Frauensache“; „Wir müssen 
uns klarmachen, dass unser Bestand nicht gesichert ist und es letztlich (...) die 
jungen Frauen sind, und niemand sonst, die den Trend zur Entvölkerung 
noch verlangsamen können“ (44/Hv. SG). Diana Hummel weist zu Recht dar- 
auf hin, dass die Demografiedebatte, ganz ähnlich wie die Katastrophenszena- 
rien über die „Bevölkerungsexplosion“, nur einen einzigen Adressaten kennt, 
nämlich die Frauen (vgl. Hummel 2006: 27%). 

An sie richten sich aber nicht nur die Schuldzuweisungen, sondern auch in 
erster Linie die pronatalen Maßnahmen: Das „Vereinbarkeitsproblem“ hat ein 
ebenso „weibliches“ Antlitz wie der Erziehungsurlaub und die öffentliche 
Kinderbetreuung. Auch die „richtige“ Erziehung ist immer noch „Müttersa- 
che“. Die unablässige „fürsorgliche Belagerung“ der jungen Frauen fahndet 
nach Einstellungen und Motiven, die sie am Kinderkriegen hindern, es wird in 
geradezu behavioristischer Manier darüber spekuliert, welche Anreize sie fort- 
pflanzungsfreudiger machen und sie werden getadelt, wenn die Kinder, die 
dann einmal da sind, nicht in Turbo-Geschwindigkeit zur Hochschulreife ge- 
langen. Susanne Gaschke etwa rechnet die „Opportunitätskosten“” gut ausge- 
bildeter Frauen gegen die Kosten auf, die der Gesellschaft zufallen, wenn sie 
Kinder aus „bildungsfernen“ Schichten angemessen ausbilden will (Gaschke 
2005: 81). Die gewünschte „bürgerliche Leitkultur“ (163) ist nach Gaschkes 
Vorstellung von Akademikerinnen eben leichter zu vermitteln als von den von 
ihr porträtierten überforderten Mädchen aus dem sozialen Brennpunkt, die 
nichts von gesunder Ernährung und konsequenter Erziehung wissen. Wo es 
um den zukünftigen Nachwuchs geht, winken bildungsbürgerlicher Dünkel 
und Rassismus übern Elternzaun: Erwünscht sind keineswegs alle, sondern eben 
nur ganz bestimmte Kinder." 


12 Unter Opportunitätskosten versteht man die Kosten, die Kinder verursachen, zum Beispiel, 
wenn (in der Regel) Frauen ihren Beruf aufgeben, aber auch wenn sie bis zu einem gewissen 
Grad ihr selbst bestimmtes Leben aufgeben müssen, um sich der Erziehung der Kinder zu 
widmen. Das Gutachten der Bertelsmann-Stiftung hält es schon aus volkswirtschaftlicher Sicht 
für wünschenswert, diese Opportunitätskosten zu mindern (Bertelsmann-Stiftung 2003: 10). 

13 Damit verlängert sich eine historische Entwicklung, die bis in die Zeit der Weimarer Repu- 
blik zurückreicht, wo rechte wie linke Eugeniker dem „Volkskörper“ durch einwandfreien 
Nachwuchs aufhelfen wollten, worauf der Bevölkerungshistoriker Joseph Ehmer aufmerksam 
macht. Völlig widersinnig ist es deshalb auch, wenn Gaschke einen Zusammenhang zwischen 
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Doch diejenigen, die das Gewünschte „produzieren“ sollen, lassen sich viel 
weniger „animieren“ als angenommen: Nicht von Kinderbetreuung oder Fami- 
lien*“urlaub“ und schon gar nicht dadurch, dass ihnen immer wieder vorgehal- 
ten wird, den notwendigen „Bestand“ nicht zu erhalten. Zwar bestätigen viele 
junge Frauen, dass sie bei besserer Infrastruktur und Unterstützung gerne Kin- 
der haben würden (vgl. Roloff 2005: 220ff.); doch gerade dort, wo das Ange- 
bot vergleichsweise groß ist wie in den ostdeutschen Ländern, ist die Gebur- 
tenrate besonders niedrig. Dass im Osten der Republik ein kompliziertes Ge- 
flecht von objektiven Faktoren (Arbeitsplatzangebot, Lebensbedingungen etc.) 
und persönlichen Einflüssen (Qualifikationsniveau, Berufsorientierung, Netz- 
werke) zu einer verstärkten Abwanderung führt und die ohnehin schwache 
Geburtenrate in vielen Regionen weit unter das Bundesniveau drückt (Dienel 
2005: 14ff.), lässt darauf schließen, dass schlichte „pronatale“ Angebote an der 
Lebensrealität der Frauen (und Männer) vorbeigehen (Dackweiler 2006). 

Für diese Erkenntnis spricht auch, dass kinderlose Frauen immer wieder ange- 
ben, auch dann auf Kinder verzichten zu wollen, wenn sie sich finanziell stär- 
ker unterstützt fühlten (Roloff 2005: 221). Die Belastung durch Kinder fürch- 
ten eher die Männer; für die jungen Frauen sind stabile Partnerbeziehungen 
und die Möglichkeit, berufstätig zu bleiben, ausschlaggebender (Cornelißen 
2005: 152f). Deshalb, schlussfolgert Cornelißen, wird bei der Realisierung von 
Kinderwünschen das „timing“ zunehmend schwieriger, weil ein Kind in „die 
Lebensentwürfe zweier Menschen in ein und derselben Zeitspanne passen“ 
muss (153/Hv. WC). Günter Burkart untermauert diese Feststellung mit einer 
weiteren Beobachtung: Er glaubt, dass die „Kultur der Selbstreflexion“, die in 
der Nachhut von 1968 ausgebildet worden sei, zu einer mehr oder minder ge- 
wollten Kinderlosigkeit geführt habe (Burkart 2006: 112ff). Insbesondere die 
aufstiegsorientierten Mittelstandstöchter seien von hohen Ansprüchen an eine 
gelungene Lebensführung einerseits und den damit verbundenen, immer wäh- 
renden Zweifel angefressen worden. Das habe den „permanenten Aufschub der 
Elternschaft“ gefördert - und dieser werde heute als einer der wichtigsten 
Gründe für Kinderlosigkeit erkannt (122). 

Unabhängig davon, welche Gründe man dafür annimmt, dass sich Frauen 


Faschismus und (heutiger) Kinderlosigkeit konstruiert (Gaschke 2005: 62) im dem Sinne, 
dass die ungute Erinnerung an die nationalsozialistische Bevölkerungspolitik spätere Genera- 
tionen vom Kinderkriegen abgehalten habe. Dagegen war für die NS-Bevölkerungspolitik ge- 
rade kennzeichnend, pro- und antinatal zu operieren; es sollten ja keineswegs alle Frauen 
Kinder bekommen, sondern nur ganz bestimmte („arische“) Frauen. Es scheint im Zusam- 
menhang mit der modernen Reproduktionstechnologie - gerade im Hinblick auf die Präna- 
tal- und Präimplantationsdiasgnostik - deshalb vieles für die Kontinuität der antinatilisti- 
schen NS-Politik zu sprechen. Bislang gibt es kaum Untersuchungen darüber, welche Rolle 
die moderne Reproduktionsmedizin und die Vorstellung vom „Designer-Kind“ auf den Kin- 
derwunsch hat und ob möglicherweise nicht auch die Angst vor einem behinderten oder 
anderweitig „abweichenden“ Kind den Frauen Zurückhaltung auferlegt. 
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(und natürlich auch Männer) in den letzten 30 Jahren gegen eigenen Nach- 
wuchs entschieden haben - die Tatsache als solche bleibt unhintergehbar. 
Selbst wenn man oder frau sich immunisiert gegen das mediale Bedrohungs- 
szenario und sich den damit verbundenen Schuldkonstruktionen verweigert, 
kann man davon ausgehen, dass es aufgrund der geschlechtsspezifisch unter- 
schiedlichen Lebenserwartung in zwanzig oder dreißig Jahren mehr alte Frauen 
als alte Männer geben wird, die keine Kinder haben (unabhängig davon, ob 
man sich von ihnen eine „Versicherung“ fürs Alter versprechen darf). Und die- 
se Frauen werden nicht nur kinderlos alt werden, sondern viele auch arm, 
denn im Unterschied zur Entwicklung in den letzten beiden Jahrzehnten 
zeichnet sich schon heute ab, dass die Altersarmut (wieder) weiblich sein 
wird.'* 

In einer angenehm unaufgeregten Studie macht Elisabeth Niejahr eingangs 
darauf aufmerksam, dass Frauen anders altern als Männer. Sie erlebten ihren 
körperlichen Verfall früher, länger und auch bewusster, und sie müssten sich 
häufiger dafür rechtfertigen, keine Kinder zu haben (Niejahr 2004: 26). Eine 
Generation, für die Jugendlichkeit immer unverbrüchlich zum Image gehörte, 
erlebt diesen Prozess besonders schmerzhaft, und er wird verstärkt durch einen 
juvenilen Arbeitsmarkt, der Menschen ab 45 bereits dem „alten Eisen“ zu- 
rechnet. Für Frauen, die sich ihren beruflichen Aufstieg mühsam erkämpft ha- 
ben, ist die Erfahrung, „frei gesetzt“ zu werden, besonders bitter. Niejahrs 
Durchgang durch die gesellschaftlichen Segmente (Arbeitsmarkt, Bildung, 
Wohnen, Gesundheit und Pflege) nimmt der „grauen Revolution“ zwar ein 
wenig den Schrecken, aber auch sie sieht dramatische Verteilungskonflikte 
zwischen Alt und Jung, vor allem aber auch innerhalb der Generationen vor- 
aus, den Erben von morgen nämlich und jenen, die sich mit rückläufigen So- 
zialleistungen begnügen müssen (183). 

Doch was bedeutet diese Entwicklung speziell für die (alternden) Frauen? Ge- 
rade an dieser Frage wird deutlich, wie ungenau und schief eine ausschließlich 
auf „Generation“ abstellende Politikdiskussion wird. Für die gut ausgebildeten 
und im Job verankerten Frauen dürfte das Rentenproblem leichter wiegen als 
für die vielen, die sich, unabhängig vom Bildungsgrad, durchs Leben „gewurs- 


14 Dafür sorgen nicht nur die prekären Arbeits- und Einkommensverhältnisse von Frauen (2005 
erhielten 2,1 Mio. Frauen Hilfeleistungen nach Hartz IV); die eigenständigen Rentenansprü- 
che (westdeutscher) Frauen sind seit den 60er Jahren nicht gestiegen und erreichen ungefähr 
die Hälfte der Rentenhöhe der Männer. Oft bleiben Frauen auch ledig, sodass sie keine „ab- 
geleitete“ Rente mehr erwarten dürfen (bislang erhalten noch 5,1 Mio. Frauen Hinterbliebe- 
nenrente). Auch von den Betriebsrenten profitieren nur 19% Frauen, und ihre Renten liegen 
durchschnittlich bei nur 60% der männlichen Betriebsrentenbezüge. Die verfügbaren Daten 
lassen darauf schließen, dass viele Frauen auch in Zukunft keine bedarfsdeckende Alterssi- 
cherung erwartet (Frauendatenreport 2005). Diese Situation verschärft sich durch die bereits 
beschlossenen Änderungen des Rentenrechts (z.B. die verminderte Anrechnung von Ausbil- 
dungszeiten, die mit dem Demografiefaktor gekoppelte Senkung des Sicherungsniveaus und 
die Erhöhung des Rentenzugangsalters von Frauen). 
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telt“ haben. Doch abgesehen von Status und Ressourcen werden beide Grup- 
pen - berücksichtigt man, dass 90 Prozent der privat Pflegenden immer noch 
Frauen sind - möglicherweise mit pflegebedürftigen Eltern oder Schwiegerel- 
tern konfrontiert sein, deren Versorgung mit der eigenen Berufstätigkeit so 
wenig zu vereinbaren ist wie die Kindererziehung. Verschärfen könnte sich die 
Situation, wenn sich der Trend zur Spätgeburt weiter durchsetzt und die Frau- 
en selbst noch in der Kinderphase sind, also zu der so genannten „Sandwich- 
Generation“ gehören, an die von zwei Seiten Ansprüche gestellt werden. 

Aus ihrer Aufopferungsbereitschaft'® können Frauen jedoch nicht unbedingt 
eigene Ansprüche ableiten: Bleiben sie kinderlos, sind sie ohnehin auf die Un- 
terstützung des Partners oder, wahrscheinlicher, auf fremde Hilfe im Alter an- 
gewiesen. Aber selbst wenn sie Kinder haben, sind die räumlichen und zeitli- 
chen Lebenszusammenhänge mittlerweile so zerrissen, dass Kinder, selbst bei 
bestem Willen, nicht selbstverständlich einspringen können. Schon heute sind 
drei Viertel aller pflegebedürftigen Heimbewohner weiblich. Altersforscher sa- 
gen indessen voraus, dass die Heimunterbringung in absehbarer Zeit viel zu 
teuer werden wird und fordern eine Veränderung und Stärkung des häuslichen 
Pflegearrangements (Rothgang 2005: 141). 

Da liegt es nahe, gerade Frauen ohne familialen Anhang „zivilgesellschaftlich“ 
in Dienst zu nehmen. Wenn das „Altenproblem“ professionell nicht mehr zu 
lösen ist, war kürzlich auf der Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für 
Psychiatrie, Psychotherapie und Nervenheilkunde zu erfahren, müssen „quar- 
tiersbezogene Lösungen“ bereitgestellt werden. Nicht von ungefähr hat die 
Propaganda für ehrenamtliche soziale Hilfsdienste in den letzten Jahren eine 
außerordentliche Konjunktur erlebt. Und wer, wenn nicht die ohnehin qua 
„weiblichem Arbeitsvermögen“ prädestinierten Frauen wären bereit, sich um 
ihre älteren Mitmenschen in der Nachbarschaft zu kümmern, um sich, wenn 
schon nicht auf dem Arbeitsmarkt, wenigstens in diesem Bereich sinnvoll zu 
betätigen?" Es ist schon etwas paradox: Je mehr die Frauen selbst „in die Jah- 
re“ kommen, desto unentrinnbarer scheint ihr soziales Schicksal, am Ende - 
selbst wenn sie sich vorher gegen Kinder entschieden haben - doch noch in 
die Betreuungspflicht genommen zu werden. 

Nun ließe sich einwenden, dass gegen zivilgesellschaftliches Engagement wenig 
einzuwenden ist. Allerdings, auch darauf macht die Pflegewissenschaft auf 
merksam, ist die Bereitschaft, Pflege oder andere Hilfsdienste zu übernehmen, 


15 Der Freiburger Pflegewissenschaftler Thomas Klie weist nachdrücklich darauf hin, dass aus- 
schließlich die enorme weibliche Pflegebereitschaft bislang den Exodus der Pflege verhindert 
hat. Gleichzeitig sei aber - auch unter Gender-Gesichtspunkten - damit zu rechnen, dass 
dieses Engagement zurückgeht. 

16 Ein Blick in den letzten Freiwilligen-Survey (Gesamtbericht 2001) bestätigt, dass auch in 
punkto Ehrenamt die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung funktioniert: Männer engagieren 
sich im Sportverein oder bei der Freiwilligen Feuerwehr, während in den sozialen Diensten 
fast ausschließlich Frauen zu finden sind. 
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in den verschiedenen sozialen Milieus sehr unterschiedlich und in den Mittel- 
schichten weit weniger ausgeprägt als dort, wo „prekäre“ Lebenslagen die 
Menschen ohnehin dazu zwingen, sich zu vernetzen und gegenseitig zu unter- 
stützen. Das spricht dafür, dass die Schattenseiten des Individualisierungs- 
trends gerade Frauen aus den Mittelschichten im Alter besonders trifft: Wer 
gewohnt ist, sein Leben weitgehend selbstbestimmt zu organisieren und 
Dienstleistungen gegebenenfalls auf dem Markt zu kaufen, wird größere Prob- 
leme damit haben, sich im Alter auf einen Lebenszuschnitt einzustellen, der 
Zurücknahme und Gegenseitigkeit voraussetzt.” Der Druck, da ist Niejahr bei- 
zupflichten, wird auf kinderlosen Frauen schwerer lasten als auf Männern - 
oder Müttern, die sich künftig wohl einer größeren Wertschätzung erfreuen 
dürfen (Niejahr 2004: 169)." 

Die Autorin macht ein interessantes politisches Gedankenexperiment auf. Im 
Kapitel „Von der Frauenbewegung lernen“ fragt sie, wie solidaritätsfähig alte 
Menschen als gesellschaftliche Gruppe sein werden und zieht Parallelen zu der 
Zeit, als Frauen aus unterschiedlichen sozialen Schichten begannen, gemein- 
sam für ihre Rechte einzutreten. Die Alten von morgen, meint sie, könnten 
von der Frauenbewegung lernen, dass „wer Interessen durchsetzen will, |...] 
sich entscheiden [sollte], ob er seine prinzipielle Andersartigkeit oder eher die 
Gleichartigkeit betonen will“ (168). Wer sich als schutzbedürftig stilisiert und 
in die Rolle des Opfers flüchtet, könne vielleicht Mitleid erwarten, ein beson- 
ders attraktives Rollenmodell stelle dieser Entwurf jedoch nicht bereit. 

Das Erstaunlichste am gegenwärtigen Demografie-Palaver ist vielleicht, dass 
sich Frauen - und insbesondere jene, die sich der feministischen Bewegung 
zurechne(te)n - kaum daran beteiligen, obwohl das Thema Frauen enorm be- 
trifft und sie, wie sich zeigte, auch direkt angesprochen werden. Es gibt einige 
wenige Stellungnahmen in Zeitschriften und Zeitungen, aber - wenn man von 
den Auftritten Alice Schwarzers einmal absieht - keine einschlägige politische 
Auseinandersetzung, ganz zu schweigen von Entwürfen für ein (weibliches) Al- 
tern jenseits von Kindern und Familie.” Zum einen mag darin eine spontane 


17 Es bleibt abzuwarten, ob die WG-erfahrenen Mittfünfziger später „kollektivtauglicher“ sein 
werden als ihre Eltern, wie Niejahr meint (Niejahr: 2004: 153). Ein erfülltes Alter in der 
Groß-WG, wie es der ehemalige Bremer Bürgermeister Henning Scherf in bunten Farben 
ausmalt, ist an materielle und möglicherweise auch mentale Voraussetzungen gebunden, die 
künftig kaum für das Gros der Betroffenen zutreffen werden. Einige möglicherweise reali- 
sierbarere Modelle hat Gabriele Gerngroß-Haas zusammengetragen (Gerngroß-Haas 2005). 

18 Ob die ideologische Aufwertung der Mütter allerdings dazu führt, dass sie auch in der Realı- 
tät höher geschätzt werden, bleibt abzuwarten. Wer die Debatte um das von den grünen 
Frauen Mitte der achtziger Jahre initiierte „Müttermanifest“ erlebt hat, das ebenfalls zum 
Ziel hatte, die gesellschaftliche Position der Mütter zu stärken, weiß um die Fallen, die mit 
Auf- und Umwertungsprozessen dieser Art verbunden sind. 

19 Einen Anstoß für eine solche Debatte hat vor über zehn Jahren die Redaktion der Zeit- 
schrift „Beiträge zur feministischen Theorie und Praxis“ mit dem Heft „Alters WachSinn“ 
(33/1993) gegeben, wobei sie das „Demografie-Problem“ (und die mögliche „Verantwortung 


36 Ulrike Baureithel 


Verweigerungshaltung gegenüber Anwürfen und Zumutungen eines revitalisier- 
ten Biologismus zum Ausdruck kommen. Wenn im Jahre 2006 die „große Er- 
zählung“ von der „Urmutter“ reaktiviert und auf die politische Breitwand ge- 
hoben wird, kann frau schon geneigt sein, die Geschichte vom Untergang der 
Gattung nur noch als Farce zu bestaunen. 

Es könnte allerdings auch sein, dass die unter Legitimationsdruck geratenen 
Frauen selbst schon einen Teil der normalisierenden Rede über den „demogra- 
fischen Kollaps“ verinnerlicht haben. Unter Dauerbeschuss gesetzt und die 
soziale „Wüste“ unmittelbar vor Augen, steckt der Stachel der Schuld viel- 
leicht tiefer als manch einer lieb ist. Denn wie die so genannte 68er- 
Generation im Allgemeinen muss sich auch die Frauenbewegung fragen lassen, 
welche attraktiven (und lebbaren) Vorbilder und Modelle sie für die Jüngeren 
entwickelt hat. Es muss nicht beunruhigen, dass Urlaute aus der Patriarchen- 
Steinzeit durch Viagra-versteifte Hörner tönen; doch es sollte zu denken ge- 
ben, dass sie auf Gefolgschaft hoffen dürfen und öffentliche Aufmerksamkeit 
erregen. 
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Demographie und Demagogie 
Mythen und Fakten zur „demographischen Katastrophe” 


Als Anfang November 2006 das Statistische Bundesamt die neue, 11. koordi- 
nierte Bevölkerungsvorausberechnung vorstellte, war es wieder einmal so weit: 
Die Apokalyptiker und Dramatisierer hatten Konjunktur. „Deutschland altert 
dramatisch“ (Frankfurter Rundschau) oder „Deutsche Bevölkerung schrumpft 
und altert dramatisch“ (Der Spiegel), so die Presse fast unisono. Es ist schon 
verwunderlich und mit der historischen Vorbelastung des Faches nicht erklär- 
bar: Fanden demographische Vorausschauen jahrzehntelang in der Öffentlich- 
keit und Politik kaum Beachtung, so überschlagen sich seit einigen Jahren die 
Medien (vom Spiegel bis zum Stern, von GEO bis zur unvermeidlichen Sabi- 
ne Christiansen) bei jeder Meldung zum Thema Bevölkerungsentwicklung. 
Dabei wird überhaupt nicht mehr hinterfragt, wie gesichert die medial verbrei- 
teten Prognosen und Modellrechnungen überhaupt sind. Die tatsächlichen 
oder auch nur angeblichen Konsequenzen des demographischen Wandels 
werden um so eher wahrgenommen, je negativer sie ausgemalt werden und je 
schräger argumentiert wird (vgl. z.B. Schirrmacher 2004). 

Ebenso allgegenwärtig sind Politiker, in deren Augen „demographische Zwän- 
ge“ unabweisbare Gründe für sogenannte Reformen darstellen. Ob Renten-, 
Kranken- oder Pflegeversicherung - das „Krisenszenario“ alternde Gesellschaft 
muss als Begründung für Leistungskürzungen, verschärfte Anspruchsvorausset- 
zungen und Privatisierungen herhalten. Dass die Ursachen der aktuellen Prob- 
leme der sozialen Sicherungssysteme in ganz anderen Faktoren zu suchen sind 
- unter anderem der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit, den zunehmend frag- 
mentierten Erwerbsbiographien sowie einer zu geringen Entwicklung der 
Lohnquote -, wird dadurch oft bewusst in den Hintergrund verschoben (vgl. 
dazu ausführlich Kistler 2006). In aller Kürze ist dazu anzumerken, dass - ein 
realistisches Produktivitätswachstum und den politischen Willen unterstellt - 
das Niveau der sozialen Sicherungssysteme auch zukünftig durchaus ohne 
Einschnitte aufrechtzuerhalten wäre. 

Der vorliegende Beitrag versucht in zwei Schritten etwas mehr Licht in die 
Debatte zu bringen. In den ersten beiden Abschnitten wird die Aussagekraft 
und Methodik der demographischen Vorausberechnungen diskutiert - dies 
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nicht abstrakt, sondern unter gleichzeitiger Präsentation zentraler Annahmen 
und Ergebnisse der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung und ih- 
rer Vorgängerstudien. Im nachfolgenden zweiten Teil des Beitrages wird an- 
hand einer der wichtigsten Arenen der Debatte um die Folgen des demogra- 
phischen Wandels, dem Arbeitsmarkt, danach gefragt, wie realistisch die hier- 
zu kursierenden Annahmen sind. Fraglich ist nämlich, ob uns wirklich eine 
„demographische Wende“ am Arbeitsmarkt bevorsteht, wie sie von den Ar- 
beitgeberverbänden beschworen wird: 


„Durch die demographische Entwicklung wird sich das aktuelle Überangebot an Arbeitskräften 
schon in absehbarer Zukunft ins Gegenteil verkehren. Das bedeutet: In den nächsten 15 Jahren 
werden immer weniger Arbeitskräfte zur Verfügung stehen - Fachkräftemangel droht!“ (Rodens- 


tock 2006: 1) 


1. Ergebnisse neuerer Bevölkerungsvorausberechnungen 


Die 10. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundes- 
amtes aus dem Jahr 2003 legte drei Annahmen zur Entwicklung der Lebenser- 
wartung (geringe/mittlere/hohe Zunahme bis zum Jahr 2050) sowie drei An- 
nahmen zum Wanderungsverhalten (langfristiger Durchschnitt der Nettozu- 
wanderung von Ausländern: 100.000/200.000/300.000) zugrunde (vgl. auch 
die Übersicht in Darstellung 3). Aus der Kombination dieser Annahmen erge- 
ben sich insgesamt neun Varianten, die sich hinsichtlich der zukünftigen Be- 
völkerungszahl als auch der errechneten Altersstruktur unterscheiden. 

Von diesen Varianten hat sich die „mittlere“ Variante 5 als zwar nicht im sta- 
tistischen Sinne „wahrscheinlichste“, aber doch plausibelste herausgestellt. 
Dieses Szenario hat sich bis heute weitgehend auch als „Planungsvariante“ 
durchgesetzt. Auf der Basis einer angenommenen Nettozuwanderung von 
200.000 und einer mittleren Steigerung der Lebenserwartung errechnet sich 
laut Variante 5 für das Jahr 2050 eine Bevölkerungszahl von rund 75 Mio. 
Personen. Dabei würde nach diesem Szenario - für Gesamtdeutschland be- 
trachtet - die Einwohnerzahl Deutschlands zunächst noch leicht ansteigen 
und erst nach 2020 die heutige Bevölkerungszahl unterschreiten (vgl. Darstel- 
lung 1). 

Ausgehend von dieser mittleren Variante der 10. koordinierten Bevölkerungs- 
vorausberechnung ist für Gesamtdeutschland bis etwa 2025 eine deutliche 
Zunahme der Bevölkerung im höheren Erwerbsalter zu erwarten (vgl. Darstel- 
lung 2). Nimmt man die Veränderung der Zahl der 55- bis 64-Jährigen als 
Maßzahl, so wird eine Zunahme um gut 30 Prozent gegenüber dem Jahr 2002 
errechnet, wobei der Anstieg in Westdeutschland stärker ausfallen wird als in 
den neuen Bundesländern. 

Bundesländer mit einem überdurchschnittlichen Anstieg in der Bevölkerungs- 
gruppe der 55- bis 64-Jährigen sind Baden-Württemberg, Hamburg, Bayern 
und Brandenburg; in letzterem Fall wird die Alterung sogar noch etwas früher 
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Darstellung 1: Entwicklung der Einwohnerzahl Deutschlands bis 2050 nach 
den Ergebnissen der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Sta- 
tıstischen Bundesamtes 
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(etwa um 2020) ihren Scheitelpunkt erreichen. Wie stark sich die Alterung der 
Bevölkerung im höheren Erwerbsalter auch innerhalb der Bundesländer auf 
kleinräumiger Ebene unterscheidet, sei hier nur beispielhaft verdeutlicht. In- 
nerhalb Bayerns sticht besonders das Ergebnis für die Stadt München hervor: 
Dort wird (trotz Bevölkerungswachstums) die Zahl der Personen im höheren 
Erwerbsalter 2020 gleich hoch sein wie 2002. Ursache ist die starke Zuwande- 
rung Jüngerer bei gleichzeitiger Abwanderung Älterer ins Umland. Entspre- 
chend finden sich aber auch Kreise wie etwa der Landkreis Eichstätt oder der 
Landkreis Haßberge, in denen bis 2020 die Zahl der Älteren im Erwerbsalter 
um über 60 Prozent zunehmen wird. 

Mit der im November 2006 der Öffentlichkeit vorgestellten 11. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung wurden die Annahmen und Ergebnisse der vo- 
rausgehenden leicht verändert. Wie bei der 10. koordinierten Bevölkerungs- 
vorausberechnung resultiert die Berechnung der zukünftigen Bevölkerungszahl 
aus verschiedenen Annahmekombinationen von Lebenserwartung und Migra- 
tion. Im Gegensatz zur 10. Vorausberechnung wurden allerdings zusätzlich Al- 
ternativszenarien zur Entwicklung der Geburtenhäufigkeit durchgerechnet. Die 
drei Annahmen zur Geburtenhäufigkeit ergeben in Kombination mit jeweils 
zwei Wanderungs- und Lebenserwartungsszenarien insgesamt 12 Varianten (vgl. 
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Darstellung 2: Entwicklung der Zahl der 55- bis unter 65-Jährigen 
(2002 = 100; Variante 5) 
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die Übersicht in Darstellung 3). Hinzu kommen noch drei vom Statistischen 
Bundesamt explizit rein als Modellrechnung ausgewiesene „Extremszenarien“: 
ein ausgeglichener Wanderungssaldo, ein Wanderungssaldo von 300.000 p.a. 
sowie ein Anstieg der Geburtenhäufigkeit auf 2,1 Kinder je Frau. Als mittlere 
Szenarien weist das Statistische Bundesamt die Varianten 1-W1 (Untergrenze 
der „mittleren“ Bevölkerung) sowie 1-W2 (Obergrenze der „mittleren“ Bevöl- 
kerung) aus. Nach diesen Varianten wäre für das Jahr 2050 eine Bevölkerungs- 
zahl von 74 Mio. (V1-W2) bzw. 68,7 Mio. (V1-W1) zu erwarten. Hinsichtlich 
der Gesamtbevölkerung kommt letztere zu nahezu identischen Ergebnissen 
wie die Variante 4 der 10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung, Vari- 
ante 1-W2 liegt dagegen aufgrund der niedrigeren Wanderungsannahmen 
leicht unterhalb der alten Variante 5. 


2. „Prognosen sind unsicher - vor allem, wenn sie 
die Zukunft betreffen” 


Auch für die Bevölkerungsvorausberechungen des Statistischen Bundesamtes 
gilt: jede Prognose ist nur so gut wie die Annahmen, die ihr zugrunde liegen. 
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Zwar beinhalten Bevölkerungsprognosen im Vergleich etwa mit Prognosen der 
Konjunktur- bzw. Wirtschaftsentwicklung geringere Unsicherheiten, da ja ein 
Großteil der zukünftigen Bevölkerung heute bereits geboren ist.' Dennoch 
sind - insbesondere in sehr langfristiger Perspektive - die Zielgenauigkeit und 
die Zwangsläufigkeit, mit der solche Szenarien in der Öffentlichkeit dargestellt 
werden, kritisch zu beurteilen. 

Die Einschätzung solcher Vorausberechnungen darf daher nicht unreflektiert 
geschehen, sondern muss die Fundiertheit der Annahmen hinsichtlich Gebur- 
tenentwicklung, Lebenserwartung und Zuwanderung berücksichtigen. Das Sta- 
tistische Bundesamt betont selbst: „Die Bevölkerungsfortschreibungen sind 
keine Prognosen, welche die Zukunft vorhersagen. Ihr Ziel ist es, mit Fort- 
schreibungsverfahren aufzuzeigen, wie sich Bevölkerungszahl und -struktur un- 
ter bestimmten Voraussetzungen langfristig entwickeln würden“ (Statistisches 
Bundesamt 2003: 9). Vereinfacht gesprochen handelt es sich bei den Bevölke- 
rungsvorausberechnungen um „was wäre, wenn“-Aussagen, hinter denen be- 
stimmte (mehr oder weniger realistische) Annahmen stecken. 

Dies ist an sich noch unproblematisch, da Bevölkerungsvorausschätzungen 
grundsätzlich zwei methodische Ansätze und damit auch inhaltliche Zwecke 
verfolgen: auf der einen Seite solche, die eine möglichst genaue „Vorhersage“ 
der Bevölkerungszahl zu einem zukünftigen Zeitpunkt anstreben, zum anderen 
solche Vorausschätzungen mit Modellcharakter, die eher „wenn-dann“- 
Aussagen treffen (vgl. BiB 2002). Gerade letztere haben durchaus ihre Berech- 
tigung, wenn man die Auswirkungen veränderter Rahmenbedingungen ab- 
schätzen will. Problematisch wird es allerdings, wenn diese Trennung in der 
Art und Verwendung der Vorausschätzungen nicht deutlich wird, und insbe- 
sondere, wenn Extremvarianten aus den Annahmebündeln ohne weitere Hin- 
weise für politische Aussagen missbraucht werden. Gerade die Vielzahl der 
veröffentlichten Varianten - neun Varianten bei der 10., zwölf Varianten plus 
drei Modellrechnungen bei der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberech- 
nung - macht in der praktischen Arbeit zumindest eine Vorauswahl von zent- 
ralen Varianten notwendig. Dass allerdings die Auswahl einer Variante einer 
Begründung bedarf, sollte jedem Nutzer solcher Vorausberechnungen klar 
sein. Das Problem ist letztendlich, dass Politik (und Medien) keine Alternati- 
ven oder Brandbreiten wollen - weil so etwas angeblich für das breite Publi- 
kum zu kompliziert wäre. 

Ein weiterer Kritikpunkt, der bei Bevölkerungsvorausberechnungen angespro- 
chen werden muss, ist die Langfristigkeit der getroffenen Aussagen. Das Statis- 
tische Bundesamt schreibt hierzu wiederum: „Da der Verlauf der maßgeblichen 


1 Infolgedessen lassen sich demographische Vorausberechnungen zehn bis zwanzig Jahre im 
Voraus mit relativ geringer Prognoseunsicherheit durchführen (vgl. Birg 2003: 6). Gleicher- 
maßen gilt, dass solche Berechnungen um so unsicherer werden, je kleinräumiger sie ange- 
legt sind. 
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Darstellung 3: Annahmen verschiedener Bevölkerungsvorausberechnungen 
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Einflussgrößen mit zunehmendem Abstand vom Basiszeitpunkt immer schwe- 
rer vorhersehbar ist, haben solche langfristigen Rechnungen Modellcharakter“ 
(Statistisches Bundesamt 2003: 9). Schließlich verdeutlicht ein einfaches Bei- 
spiel (vgl. dazu auch Bosbach 2004; Butterwegge 2006), mit welchen Unsi- 
cherheiten eine Bevölkerungsvorausberechnung über den Zeitraum von 50 
Jahren behaftet ist: So hätte eine zur Mitte des letzten Jahrhunderts angefertig- 
te Berechnung für eine halbwegs treffsichere Prognose Ereignisse und Entwick- 
lungen wie den Baby-Boom, den Geburtenrückgang der 70er Jahre („Pillen- 
knick“), das Ende des Ost-West-Konflikts sowie die deutsche Wiedervereini- 
gung und nicht zuletzt diverse Konfliktherde und Bürgerkriege vorhersehen 
müssen - von Bevölkerungsvorausberechnungen bis ins Jahr 2100 (vgl. etwa 
Birg 2003) ganz zu schweigen. 

Entscheidend im Umgang mit den Bevölkerungsvorausberechnungen ist, wie 
bereits angesprochen, die Frage, mit welcher Variante bzw. welchen Grundan- 
nahmen gearbeitet wird. Dementsprechend sollen die den Alternativrechnun- 
gen zugrunde liegenden Annahmen zu a) Lebenserwartung, b) Geburtenhäu- 
figkeit und c) Wanderungen im Folgenden anhand vorliegender Berechnungen 
genauer diskutiert werden. 

Im Vergleich zur 10. sind die Annahmen zur Entwicklung der Lebenserwar- 
tung in der neuen, 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnungen noch 
einmal deutlich höher angesetzt. Die Basisannahme (L1) letzterer liegt mit ei- 
ner Lebenserwartung von 83,5 Jahren (Männer) bzw. 88,0 Jahren (Frauen) ein 
gutes Stück höher als die mittlere Annahme der 10. Berechnung (Männer: 
81,1 Jahre, Frauen: 86,6 Jahre). Gegenüber der Lebenserwartung bei Geburt 
der Jahre 2002/2004 würde die Basisvariante der 11. koordinierten Bevölke- 
rungsvorausberechnung einen Anstieg um 7,6 Jahre (Männer) bzw. 6,5 Jahre 
(Frauen) bedeuten. Die hohe Annahmevariante zur Lebenserwartung (L2) leitet 
sich dabei aus der langfristigen Trendentwicklung ab und entspricht auch 
nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (2006) eher einer Obergrenze. 
Solche Varianten der Lebenserwartung haben z.B. in Bezug auf die arbeits- 
marktrelevante Altersgruppe der 15- bis 64Jährigen nur geringe Auswirkungen 
(s.u.). Gleichwohl müssen aus unserer Sicht einige Faktoren bedacht werden, 
die zwar nicht für eine sinkende, aber zumindest doch gegen die Vermutung 
einer solch ungebremst steigenden Lebenserwartung sprechen. In diesem Zu- 
sammenhang ist nicht nur an unvorhersehbare Ereignisse wie Epidemien, 
Kriege und Naturkatastrophen (vgl. Schnabel u.a. 2005) zu denken. Nahelie- 
gender ist vielmehr der Einfluss gesellschaftlicher Entwicklungen wie Spar- 
maßnahmen im Gesundheitssystem, zunehmende soziale Polarisierung sowie 
nicht zuletzt die unverändert hohen, vor allem durch die grassierende Leis- 
tungsverdichtung zunehmenden Belastungen in der Arbeitswelt (wie auch die 
längere und stärkere Erwerbsintegration). 

Die in der alten wie in der neuen Bevölkerungsvorausberechnung verwendete 
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Darstellung 4: Wanderungen über die Grenzen Deutschlands 1993 bis 2005 
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Annahme zur Geburtenhäufigkeit von knapp 1,4 Kindern je Frau entspricht 
zunächst einmal dem langfristigen Durchschnitt der letzten zehn, ja zwanzig 
Jahre. Somit lässt es sich weder aus einer Trendentwicklung noch auch aus po- 
litischen Reformen im Bereich der Familienpolitik begründen, von dieser Sta- 
tus quo-Annahme - als mittlerer Variante? - abzuweichen. Dass die Geburten- 
häufigkeit sehr wohl einer Steuerung der politischen Rahmenbedingungen un- 
terliegt, zeigt das vielzitierte Beispiel Frankreichs, dem vor allem mit einem 
Ausbau der Betreuungseinrichtungen eine deutliche Steigerung der Geburten- 
rate gelang. Abgesehen davon, dass in Deutschland nach wie vor die finanziel- 
le Seite der Familienpolitik im Vordergrund steht, ist hierzulande bisher keine 
nennenswerte Verbesserung des Kinderbetreuungsangebots absehbar. 

Um einiges schwieriger vorherzusehen - auch da kurzfristig viel volatiler (vgl. 
z.B. Bartelheimer 2005) - stellt sich die Diskussion der zukünftigen Zuwande- 
rungsentwicklung dar. Im Zeitraum zwischen 1991 und 2005 betrug die durch- 


2 Das bedeutet nicht, dass es nicht legitim wäre, sich in Untersuchungen zum Thema Gebur- 
tenverhalten, Familienpolitik etc. mit Szenarien auseinanderzusetzen, die aufzeigen, welche 
Entwicklungen bzw. Folgen sich bei einer anderen Geburtenziffer ergeben würden. Natürlich 
ist auch die Geburtenziffer langfristig kein Fixum. Problematisch ist es dagegen, in kurz- und 
mittelfristigen Untersuchungen zu anderen Themen-/Politikfeldern, etwa zur Arbeitsmarkt- 
entwicklung, von Szenarien mit ganz anderen (extremen) Geburtenziffern auszugehen - und 
diese dann politisch bzw. medial auszuschlachten. 
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Darstellung 5: Altersstruktur der Bevölkerung in Deutschland, den mittelost- 
europäischen neuen EU-Mitgliedsstaaten und der Türkei”, Anfang 2005 (An- 
gaben in Prozent) 
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schnittliche jährliche Nettozuwanderung von Ausländern etwa 275.000 Perso- 
nen pro Jahr, hinzu kamen noch jährlich etwa 100.000 Zugewanderte mit deut- 
scher Staatsangehörigkeit (vgl. Darstellung 4); die kurzfristigen Schwankungs- 
raten waren allerdings in diesem Zeitraum recht hoch. Ebenso wie in der Ver- 
gangenheit beruhen die Wanderungsannahmen auch in der neuen 11. koordi- 
nierten Bevölkerungsvorausberechnung auf einer Trendfortschreibung, die sich 
auf einen relativ kurzen Stützzeitraum bezieht. Wie sich die Zuwanderung zu- 
künftig entwickeln wird, hängt allerdings entscheidend auch von der politi- 
schen Gestaltung ab, die einstweilen kaum absehbar ist. 
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Als wesentlicher Bestimmungsfaktor ist zudem vor allem die künftige politische 
und gesellschaftliche Entwicklung in den afrikanischen bzw. arabischen Ländern 
zu sehen, deren quantifizierte Prognose in jedem Fall der Kaffeesatzleserei 
gleichkommen würde. Dass der Zuwanderungsdruck von dort weiter steigen 
wird, ist allerdings zumindest plausibel. Neben solchen schwer vorhersehbaren 
globalen Rahmenbedingungen stellt aber auch die Bevölkerungsentwicklung 
und -struktur in den „naheliegenden“ potentiellen Herkunftsländern einen we- 
sentlichen Faktor des Zuwanderungsdrucks dar. Hierzu zählen mittelfristig 
auch die neuen EU-Länder, vor allem nach 2011 (vollständige Freizügigkeit). 
Mittelfristig ist dort ein „zweiter Babyboom“ von heute ca. 20- bis 30-Jährigen 
zu beachten. Langfristig, also bei den ganz Jungen, gibt es in den meisten Ber- 
trittsländern dagegen nur sehr schwach besetzte Jahrgänge (vgl. Darstellung 5). 
Ein als sicher anzusehender Trend wird diesbezüglich die bis 2050 weiter stark 
wachsende Bevölkerung in den südlichen Anrainerstaaten des Mittelmeers 
sein. Im Vergleich zum Jahr 1998 wird laut Herwig Birg die Bevölkerungszahl 
in diesen Ländern von 236 Mio. auf 394 Mio. steigen, darunter vor allem in 
der Türkeı (von 55,5 Mio. ım Jahr 2000 auf 100,7 Mio. im Jahr 2050) und in 
Ägypten (von 68,5 Mio. auf 114,8 Mio.) (vgl. Birg 2003: 9). Infolge dieser 
demographisch bedingten Erhöhung des Wanderungsdrucks könnte - in Ab- 
hängigkeit von den politisch-rechtlichen Rahmenbedingungen - eine steigende 
Zuwanderung entstehen. „Vor diesem Hintergrund könnte sogar die höchste 
Variante des hier zugrunde gelegten Wanderungssaldos (300 Tsd.) von der tat- 
sächlichen Entwicklung übertroffen werden“ (Birg 2003: 9). Ebenso sind aus 
Sicht des Statistisches Bundesamtes „höhere Wanderungssalden denkbar, wenn 
es zum Beispiel mit der Einführung der Freizügigkeit auf dem Arbeitsmarkt 
und dem spürbar werdenden Rückgang der jungen Menschen in Deutschland 
sowie der fortschreitenden Integration zu einer veränderten Einstellung zur 
Zuwanderung kommen sollte“ (Statistisches Bundesamt 2006: 28). 

Angesichts der geschilderten zukünftigen Trends und der auch im „Referenz- 
zeitraum“ stark schwankenden Salden (zugegebenermaßen ein Sonderzeitraum, 
aber gerade deshalb nicht unproblematisch als Grundlage für die längerfristige 
Trendfortschreibung) scheint u.E. ein Saldo von 200.000 realistischer als 
100.000 - und ist jedenfalls keineswegs als Obergrenze eines Korridors zu se- 
hen. Schließlich lag auch in den Jahren 1999 bis 2002 die jährliche Nettozu- 
wanderung um und über 200.000 Personen - und dies noch ohne die Freizü- 
gigkeit der Arbeitnehmer aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten. Nur schwer 
nachvollziehbar ist daher, wieso in der jüngsten Vorausberechnung des Statis- 
tischen Bundesamtes nicht zumindest eine Variante mit einem Wanderungs- 
saldo von 300.000 gerechnet wurde, wie es auch in der 10. koordinierten Be- 
völkerungsvorausberechnung der Fall war. 

Trotz aller Kritik an langfristigen Bevölkerungsvorausberechnungen muss das 
Zwischenfazit lauten: Bevölkerungsvorausberechnungen sind unter Beachtung 
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ihrer Unsicherheiten notwendig, um zukünftigen Herausforderungen der de- 
mographischen Entwicklung rechtzeitig begegnen zu können. In der Hauptsa- 
che gilt die Kritik nicht der Berechnung solcher Prognosen, sondern deren 
Darstellung bzw. Missbrauch und Wahrnehmung in der Öffentlichkeit - bzw. 
deren Instrumentalisierung in Debatten zu ganz anderen gesellschaftspoliti- 
schen Themenfeldern wie etwa der Arbeitsmarktpolitik. 


3. Veränderung des Erwerbspersonenpotenzials 
und die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 


Welche Konsequenzen sind, bei allen Unsicherheiten, aus diesen skizzierten 
demographischen Entwicklungen für das künftige Angebot an Arbeitskräften 
bzw. für die Arbeitsmarktbilanz in den nächsten Jahrzehnten zu erwarten? Mit 
dieser Frage ist einer der wichtigsten Bereiche demographischer Mythenbil- 
dung und des Missbrauchs demographischer Vorausberechnungen angespro- 
chen, da hiermit zentrale gesellschaftliche Interessengegensätze und unmittel- 
bare Forderungen an die Politik verbunden sind. Zudem fehlen für die Dis- 
kussion dieser Effekte vergleichbare historische Vorbilder.’ Bevor im Folgen- 
den auf vorliegende Berechnungen und Prognosen des künftigen Arbeitsange- 
bots eingegangen wird, müssen zunächst einige grundsätzlichere Punkte an- 
gemerkt werden. 


3.1 Einige generelle Anmerkungen 


Die erste dieser Anmerkungen betrifft den angesprochenen Aspekt der My- 
thenbildung. Gerade im Hinblick auf die künftige Entwicklung des Arbeitsan- 
gebots ist eine gezielte Instrumentalisierung des demographischen Wandels 
durch die Arbeitgeberverbände und ihnen nahe stehende Quellen zu beobach- 
ten (vgl. dazu ausführlich Kistler 2006: 39ff.). Dabei wird unter Verwendung 
derjenigen extremen Szenarien aus den Bevölkerungsvorausberechnungen, die 
auf eine besonders stark und schnell schrumpfende (Erwerbs-)Bevölkerung hi- 
nauslaufen, eine schon sehr bald eintretende „demographische Wende am Ar- 
beitsmarkt“ beschworen. Aus vereinzelt auftretenden Problemen bei Stellenbe- 
setzungen wird ein bereits bestehender verbreiteter Fachkräftemangel kon- 
struiert, der sodann zu einem bald eintretenden generellen Arbeitskräftemangel 
hochstilisiert wird. Ein besonders extremes Beispiel hierfür sind die irrealen 
Zukunftsperspektiven, die die Hartz-Kommission diesbezüglich skizziert: „Bis 
zum Jahr 2015 fehlen nach Schätzungen im ungünstigsten Fall rund 7 Millio- 
nen Erwerbspersonen, wenn man von einem Anstieg des Arbeitskräftebedarfs 


3 Hier gilt wohl auch der generelle Zweifel der großen amerikanischen Ökonomin Joan Ro- 
binson, wonach es unmöglich ist, allein aus historischen Vergleichen irgendeine generalisie- 
rende Aussage über den Zusammenhang zwischen Bevölkerungswachstum und wirtschaftli- 
cher Entwicklung abzuleiten (vgl. Kelley 1972: 9). 
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von knapp 3 Millionen ausgeht“ (Hartz-Kommission 2002: 118). Woher letz- 
terer kommen soll und ob dabei sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs- 
verhältnisse gemeint sind, bleibt dabei völlig offen. In jedem Fall ist bei einer 
solchen Aussage auf die enge Affinität des Themas zu unternehmerischen In- 
teressenlagen zu verweisen: Nichts fürchten die Arbeitgeber so sehr wie eine 
Vollbeschäftigungssituation oder auch nur die langfristige Möglichkeit einer 
Arbeitskräfteverknappung, sei sie auch noch so unwahrscheinlich. Wenn da- 
durch die öffentliche Debatte noch mehr auf das völlig überzogene und allen- 
falls sehr langfristig - wenn überhaupt jemals - Relevanz gewinnende Thema 
Arbeitskräftemangel statt auf das reale Phänomen der persistierenden Massen- 
arbeitslosigkeit gelenkt wird, wie es in Deutschland seit längerem der Fall ist, 
so verschieben sich in der Folge auch die Gewichte in der (Arbeitsmarkt-) Po- 
litik. 

Zweitens ist anzumerken, dass sich das Arbeitskräfteangebot nicht nur aus der 
demographischen Entwicklung ableitet (welche sich auf mittlere Sicht zumin- 
dest noch, wie oben gezeigt, mit einiger Sicherheit vorausberechnen lässt), 
sondern auch unmittelbar von der künftigen Nachfrage nach Arbeitskräften 
abhängt. Angesichts der häufigen Irrtümer der Konjunkturprognosen auf mitt- 
lere und selbst kürzere Zeitdistanz ist es daher schon recht gewagt, das Er- 
werbspersonenpotenzial bis 2040 oder darüber hinaus zu prognostizieren. 
Langfristige Projektionen sogar der Arbeitsmarktbilanz ernsthaft als „Progno- 
sen“ zu behandeln, hat insofern schon recht viel von Sterndeuterei an sich. 
Die dritte Anmerkung bezieht sich genereller auf die Problematik der Vorher- 
sagbarkeit der künftigen Entwicklung von Wachstum und Arbeitskräftenach- 
frage. Obwohl die „Zukunft der Arbeit“ - eine u.E. weiterhin offene Frage - in 
Zeiten der Globalisierung und des Übergewichts der Finanzmärkte (mit ihren 
immer weniger kalkulierbaren Risiken) schon gar nicht vorhergesagt werden 
kann, ist in jedem Fall der langfristig sinkende Trend des Arbeitsvolumens zu 
beachten. Die Zahl der in Erwerbsarbeit verbrachten Arbeitsstunden ist in 
Westdeutschland zwischen 1970 und 1991 von 52,3 auf 48,7 und zwischen 
1991 und 2005 gesamtdeutsch von 59,8 auf 55,8 Mrd. Stunden zurückgegan- 
gen. Trotz gestiegener Bevölkerungszahl und eines moderaten langfristigen rea- 
len Wirtschaftswachstums ist (bei wachsender Zahl von Erwerbstätigen) der 
Produktivitätszuwachs bzw. sind die Rationalisierungseffekte nicht weg zu dis- 
kutieren. Ohne die langfristigen kollektiven Arbeitszeitverkürzungen wäre die 
Arbeitsmarktbilanz jedenfalls noch viel düsterer geworden. Es gibt von der 
Arbeitsnachfrageseite her, ebenso wie auf der Arbeitsangebotsseite, eine Reihe 
von Argumenten, die dafür sprechen, dass die nachfolgend vorgestellten Be- 
rechnungen zur Entwicklung des Arbeitsangebots eher die Untergrenzen des 
Wahrscheinlichen markieren - obwohl sie immer auf eher „mittleren“ An- 
nahmen zur demographischen Entwicklung und zur Entwicklung der alters- 
und geschlechtsspezifischen Erwerbsquoten beruhen. 


Demographie und Demagogie 51 


Als solche mittleren Varianten werden demographieseitig im nachstehenden 
Abschnitt das oben schon diskutierte Szenario 5 der 10. und die Varianten 1- 
W1 und 1-W2 der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung verwen- 
det. Für die Erwerbsquoten stützen wir uns auf die aktuellen Vorausschätzun- 
gen der Prognos AG. Gegenüber den Vorgängerberechnungen für den Verband 
der Rentenversicherungsträger (vgl. Eitenmüller, Schüssler 2004: 26), die auch 
fast identisch dem Gutachten der Rürup-Kommission zu Grunde liegen (vgl. 
BMGS 2003: 57 £), ergeben sich nur geringfügige Änderungen.’ Bezogen auf 
diese insgesamt eher vorsichtigen Kalkulationsgrundlagen teilen wir die von 
Kaufmann (2005: 32) vorgebrachte Kritik („ungebührlich optimistische An- 
nahmen“) nicht, sondern sehen hierin in der Tat eine realistische Annahme. 
Im Ergebnis errechnet sich im Übrigen eine Entwicklung des Erwerbsperso- 
nenpotenzials, die sehr nahe bei der neuen Prognose des IAB liegt (vgl. Fuchs, 
Söhnlein 2005). 


3.2 Das künftige Erwerbspersonenpotenzial 


Auf Grundlage der genannten Annahmen und Daten ergibt sich zunächst für 
die 10. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung, Variante 5, die in Darstel- 
lung 6 nach Bundesländern differenzierte Entwicklung des Erwerbspersonen- 
potenzials. Hier ist allerdings, vor allem bezogen auf die Werte nach 2030, auf 
die sich potenzierenden Unsicherheitsmomente solcher langfristiger Vorausbe- 
rechnungen, noch dazu in regionaler Differenzierung, hinzuweisen. In absolu- 
ten Zahlen ausgedrückt wird auf dieser Basis bis 2020 kein Rückgang des Er- 
werbspersonenpotenzials in Deutschland stattfinden (2002: 42,35 Mio.; 2020: 
42,23 Mio.). Zwischenzeitlich, bis etwa zur Mitte des kommenden Jahrzehnts, 
steht sogar ein Anstieg bevor. Auch die aktuelle Entwicklung bestätigt das. 
Trotz eines momentan ganz leichten Bevölkerungsrückgangs (wegen des kurz- 
fristig besonders geringen Nettozuwanderungssaldos) steigt das Erwerbsperso- 
nenpotenzial weiterhin recht stark an (vgl. Bach u.a. 2006: 7). Erst nach 2020 
ist nach diesen Zahlen ein Rückgang zu erwarten, der aber wohl erst deutlich 
nach 2030 wirklich spürbar wird und sich rechnerisch auch erst bis 2050 in 
einer Größenordnung niederschlägt, die der gegenwärtigen Unterbeschäftigung 
entspricht. 

Alle westdeutschen Länder (Ausnahme: Saarland) werden bis 2020 leichte, teils 
(Hamburg, Bayern und Baden-Württemberg) sogar deutliche Zuwächse erfah- 
ren. In Ostdeutschland nimmt das Erwerbspersonenpotenzial schon heute ab 


4 Dies gilt für alle Altersgruppen mit Ausnahme der 60- bis 64Jährigen, für die gegenüber der 
älteren Variante insbesondere bei den Männern ein deutlich stärkerer Anstieg der Erwerbs- 
quote vorhergesagt wird. Hier spielen mit Sicherheit auch zukünftige Änderungen im Ren- 
tenrecht (Rente mit 67) sowie deren Wirkungen i.S. eines verstärkten Arbeitsangebotszwanges 
eine Rolle. 
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und würde 2020 um ca. 17 Prozent, im Jahr 2050 sogar um 40 Prozent gerin- 


ger sein als heute.’ 
Von einem Arbeitskräftemangel, wie ihn die Hartz-Kommission schon kurz- 
bis mittelfristig erwartet, kann jedoch offenkundig keine Rede sein. 


Darstellung 6: Vorausschätzung des Erwerbspersonenpotenzials - Veränderun- 
gen ım Vergleich zum Jahr 2002 (in Prozent) 
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Quelle: INIFES, eigene Berechnungen nach 10. koordinierter Bevölkerungsvorausberechnung, 
Variante 5 (Statistisches Bundesamt 2003). Potenzialerwerbsquoten nach Prognos AG 


Legt man die 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung vom November 
2006 zu Grunde, so errechnen sich, wie in Darstellung 7 gezeigt‘, etwas geringere 


5  Zweifellos bedeutet dies eine wahrscheinlich nicht aufzuhaltende Spirale nach unten. Hier 
aber die inzwischen zu hörende Klage über einen Ansiedlungen behindernden „Fachkräfte- 
mangel“ oder gar Arbeitskräftemangel anzustimmen ist u.E. falsch. „Verblühende Landschaf- 
ten“ kann man nicht mit marktwirtschaftlichen Mitteln und auch nicht durch einen Zu- 
strom an Arbeitskräften zum Blühen bringen; letzteres verdrängt nur die letzten noch ver- 
bliebenen Arbeitskräfte. Die Abwanderung aus dem Osten in den Westen erfolgt ja gerade 
wegen der fehlenden Arbeitsmarktperspektiven. 

6 In der Abbildung ist aus Vergleichsgründen auch die Variante 4 der 10. koordinierten Bevöl- 
kerungsvorausberechnung (mit einer langfristigen Nettozuwanderung wie in der neuen Vari- 
ante 1-W1 von 100.000 Personen) enthalten. 
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Werte im Prognosezeitraum; die Unterschiede werden aber erst deutlich nach 
2020 in einer Größenordnung vorausgesehen, die am Arbeitsmarkt von Rele- 
vanz sein werden. Bis 2020 sind die Unterschiede noch recht gering. Sehr lang- 
fristig - bis 2050 - würde bei einer unterstellten nur noch halb so hohen Netto- 
zuwanderung das Erwerbspersonenpotenzial wirklich deutlich geringer ausfallen. 


Darstellung 7: Gegenüberstellung „mittlere Variante“ der 10. und 11. koordi- 
nierten Bevölkerungsvorausberechnung - Vorausschätzung des Erwerbsperso- 
nenpotenzials (in Tausend) 
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Quelle: INIFES, eigene Berechnungen nach 10. koordinierter Bevölkerungsvorausberechnung, 
Variante 5 (Statistisches Bundesamt 2003). Potenzialerwerbsquoten nach Prognos AG 


Dies wirft die Frage auf, wie realistisch die Annahme einer Nettozuwanderung 
von nur 100.000 Personen auch aus der Arbeitsmarktperspektive wirklich ist. 
Aus der Geschichte der Zuwanderung können wir lernen, dass ein erheblicher 
Teil der Migration sehr eng mit der Arbeitsmarktlage zusammenhängt (vgl. 
Bartelheimer 2005). Die anderen Faktoren, die im letzten Jahrzehnt eine große 
Rolle spielten (Spätaussiedler, Balkankrieg), werden - hoffentlich - künftig 
nicht so relevant sein. Von da her ist, wie oben dargelegt, eine schwächere 
Zuwanderung als im Schnitt der letzten zwanzig Jahre (311.000, vgl. Statisti- 
sches Bundesamt 2006: 27) plausibel.’ 


7 Im kurzfristigen Durchschnitt der letzten zehn bzw. fünf Jahre lag die Nettozuwanderung 
bei jeweils 159.000 Personen. Warum das Statistische Bundesamt in der 11. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung keine dementsprechende Variante mit 150.000 oder 160.000 
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Andererseits kommt aber hier ein prinzipielles Argument zum Tragen: Würde 
sich der Arbeitsmarkt tatsächlich in Deutschland auch mittelfristig bessern, es 
also nicht erneut zu einem stufenweisen Aufbau der Arbeitslosigkeit (bei nur 
kurzen Zwischenhochs - wie seit dreißig Jahren) kommen, so dürfte es den 
Unternehmen auch künftig gelingen, die Politik von einer „notwendigen“ ar- 
beitsmarktbedingten Zuwanderung zu überzeugen, selbst wenn noch lange 
kein wirklicher Bedarf dafür besteht.‘ Die Erfahrung mit der „Greencard“ 
spricht hier Bände. Dass dabei die Betriebe, die Migranten einstellen, auch 
künftig die Integrationskosten der Gesellschaft anlasten werden, ist anzuneh- 
men. Es ist auch eine offene Frage, wie sich in Deutschland die ab dem Jahr 
2011 geltende vollständige Freizügigkeit in der erweiterten EU auswirken wird. 
Zu einem erheblichen Teil wird die Arbeitsmarktentwicklung aber auf mittlere 
und längere Frist vom Umgang der Betriebe mit der dramatisch zunehmenden 
Zahl Älterer im Erwerbspersonenpotenzial abhängen. 


3.3 Die Alterung des Erwerbspersonenpotenzials 


In der Alterung des Erwerbspersonenpotenzials liegt für die nächsten Jahr- 
zehnte die wirkliche „demographische Herausforderung“. Jetzt schon auf das 
langfristige - potenzielle - Problem der Schrumpfung abzuzielen, würde die - 
gesicherte - mittelfristige Problematik der Altersentwicklung am Arbeitsmarkt 
nur verschärfen. Wie Darstellung 8 für die beiden alternativen Szenarien einer 
„mittleren“ Bevölkerungsentwicklung mit einer Nettozuwanderung von 
100.000 bzw. 200.000 Personen zeigt, steigen bis 2015 vor allem die Zahl und 
der Anteil der 45- bis 55-Jährigen, dann vor allem 2020 der Anteil der 55- bis 
64-Jährigen im Vergleich zum Jahr 2000 massiv an. Gleichzeitig geht die Zahl 
der Jungen, vor allem der 25- bis 35-Jährigen, deutlich zurück.” 

Wie schon in der Vergangenheit (vgl. Rössel u.a. 1999; Ebert u.a. 2007) wird 
die Alterung des Erwerbspersonenpotenzials etwas langsamer ablaufen als bei 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter’, aber sie ist unvermeidlich und be- 
schleunigt sich noch auf einige Zeit. Auch langfristig wird das Angebot an 
Arbeitskräften zu einem höheren Anteil aus Älteren bestehen. 


Nettozuwanderung gerechnet hat, sei hier dahingestellt. Vielleicht hätten etwas weniger Vari- 
anten (zwölf) und Modellrechnungen (drei) der Übersichtlichkeit und öffentlichen Wahr- 
nehmung auch genützt. Auffällig ist jedenfalls, wie sehr sich die Politik und die Medien in 
ihrer Reaktion auch bei diesem amtlichen Rechenwerk jeweils auf die untere Variante mit ei- 
ner Nettozuwanderung von nur 100.000 Personen kaprizierten. 

8 Ein gewisses Maß an schwer zu besetzenden Stellen ist in einer Marktwirtschaft genau so 
normal und notwendig wie ein gewisses Maß an Sucharbeitslosigkeit. 

9 Die Entlastung am Ausbildungsstellenmarkt wird in Westdeutschland - bei großen regiona- 
len Unterschieden - erst in der Mitte des nächsten Jahrzehnts zu einer Bewerberzahl unter- 
halb des Jahres 2000 führen. 

10 Die Erwerbsquoten der Älteren lassen sich - vor allem unter den gegebenen Arbeitsbedin- 
gungen - nicht auf das Niveau der mittleren Altersgruppen anheben. 
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Darstellung 8: Altersstruktur des Erwerbspersonenpotenzials bei „mittleren“ 
Annahmen zur Bevölkerungsentwicklung, Varianten 1-W1 und 1-W2 der 11. 
koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (INIFES, eigene Berechnungen) 


Variante 1 - W1: Untergrenze der "mittleren" Bevölkerung 
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Auch bisher ist der Altersdurchschnitt der tatsächlich Erwerbstätigen schon 
gestiegen. Der große Berg an Babyboomern kommt aber erst jetzt - und in 
den nächsten zwanzig Jahren in zunehmender Zahl - ins höhere Erwerbsalter. 
Von 2007 bis 2027 nimmt der Anteil der 55- bis 64-Jährigen deutschlandweit 
um ein Drittel zu, in manchen Regionen sogar um bis zu Zweidrittel. Der 
kleinere Berg stark, wenn auch nicht ganz so extrem, besetzter Jahrgänge der 
um 1939 Geborenen war arbeitsmarktpolitisch nur mit einer ausgeprägten 
Vorruhestandspolitik und mit gleichzeitig hoher Langzeitarbeitslosigkeit Älte- 
rer bewältigt worden. Jetzt soll die noch viel größere Population der Baby- 
boomer unter der Rahmenbedingung eines bevorstehenden Endes der Früh- 
verrentung und ab 2012 mit der „Rente mit 67“ stufenweise noch länger arbei- 
ten. Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für 
Arbeit schätzt den sich allein aus dieser Maßnahme ergebenden Bedarf an zu- 
sätzlichen Arbeitsplätzen, beginnend mit dem Jahr 2012, auf eine Größenord- 
nung, die bis 2030 auf 1,2 bis über 3 Mio. anwächst (vgl. Fuchs 2006). 
Schließlich kann man plausibel annehmen, dass der Arbeitsangebotsdruck auf 
die Älteren auch darüber hinaus massiv zunehmen wird. Schon die Rentenre- 
formen seit 1992 haben nach den Schonfristen und Übergangszeiten zu einem 
deutlichen Anstieg des Renteneintrittsalters geführt.'' Seit 2000/2001 fällt auch 
das Niveau der Zahlbeträge der durchschnittlichen neuen Versichertenrenten 
geradezu dramatisch (vgl. Darstellung 9). Viele Arbeitnehmer müssen länger 
arbeiten, um die ansonsten drohende Altersarmut zu vermeiden (viele andere 
werden das aber nicht können). 

Außer völlig unrealistischen marktliberalen Dogmen spricht nichts dafür, dass 
durch eine auf diese Weise erzwungene Ausweitung des Arbeitsangebots bei 
weiterhin bestehender Massenarbeitslosigkeit die in der Europäischen Beschäf- 
tigungsstrategie geforderten „mehr und besseren Arbeitsplätze“ entstehen. Es 
spricht auch nichts dafür, dass sich bei den Betrieben - von löblichen und all- 
seits herumgereichten Beispielen guter Praxis einmal abgesehen - in der Breite 
schon viel an ihrer wenig demographiefesten Personalpolitik geändert hätte. 
So äußerten z.B. im IAB-Betriebspanel 2002 rund 15 Prozent der knapp 
16.000 repräsentativ befragten Betriebe, dass sie keinesfalls über 50-Jährige ein- 
stellen würden, weitere 9 Prozent gaben zu, dass sie das allenfalls tun würden, 
„wenn keine Jüngeren verfügbar wären“. Im Betriebspanel 2005 wurde ermit- 
telt, dass in Westdeutschland’” nur 7 Prozent der Neueinstellungen aller Be- 
triebe und öffentlichen Dienststellen sich auf über 50-Jährige bezogen. Damit 
läuft schon die bisherige Politik der Abschaffung der Frühverrentung, noch 
mehr aber die „Rente mit 67“, auf ein bloßes Rentenkürzungsprogramm und 


11 Auch bei einer Betrachtung nach Geburtenjahrgängen findet sich ein deutlicher Anstieg. 
12 In Ostdeutschland lag der Wert bei geringerer Absolutzahl bei 14 Prozent - vor allem wegen 
einer altersgezielteren Förderung des zweiten Arbeitsmarktes. 
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Darstellung 9: Durchschnittliches Renteneintrittsalter (in Jahren) und durch- 
schnittliche Zahlbeträge der neuen Versichertenrenten (in Euro pro Monat) 
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Quelle: Eigene Darstellung nach Deutsche Rentenversicherung Bund 2006 


eine Wiederkehr der Altersarmut hinaus. Wirklich notwendig, um einen länge- 
ren Verbleib im Erwerbsleben zu ermöglichen - also bis an die bisherige Al- 
tersgrenze von 65 heran - wären neben einer Beendigung der altersdiskrimine- 
renden Einstellungspolitik der Betriebe präventive Ansätze zur Erhaltung und 
Förderung der Arbeitsfähigkeit. Dazu gehören - in aller Knappheit und ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit - im Wesentlichen die Handlungsfelder Ge- 
sundheit, Kompetenz und Motivation/Führung, womit auch die entsprechen- 
den beschäftigten- wie betriebsseitigen Maßnahmen benannt sind. Wie aller- 
dings auch wieder Ergebnisse aktueller Betriebsbefragungen bestätigen, lässt 
die Verbreitung solcher Maßnahmen nach wie vor extrem zu wünschen übrig. 


4. Fazit 


Immer häufiger werden demographische Bevölkerungsvorausberechnungen zur 
Begründung von scheinbaren politischen Reformzwängen im Bereich der sozi- 
alen Sicherungssysteme, aber auch des Arbeitsmarktes herangezogen. Nur ex- 
emplarisch für ein Vielzahl von öffentlichen Fehlinformationen sei hier eine 
Aussage Franz Münteferings erwähnt: „2050 haben wir nicht mehr 39 bis 40 
Millionen Menschen im Erwerbsalter, sondern nur noch 24. (...) So ist das. 
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Das ist die Ausgangslage“ (SZ 7.4.2006). Die im vorliegenden Beitrag geäußer- 
te Kritik am Umgang mit Bevölkerungsvorausberechnungen bestätigt sich hier 
besonders deutlich: Zum einen weichen die vom Vizekanzler verwendeten 
Zahlen meilenweit von den realistischen soziodemographischen Szenarien ab; 
es ist davon auszugehen, dass sich diese Zahlen - ohne weitere Erklärung - aus 
einer Kombination von Extremvarianten errechnen. Zum anderen wird diese 
äußerst unwahrscheinliche Entwicklung durch den apodiktischen Nachsatz als 
unhintergehbares Faktum dargestellt. Solche irreführenden Zukunftsszenarien, 
die unhinterfragt in der Öffentlichkeit kursierend ein „Eigenleben“ entwickeln, 
werden dann dazu herangezogen, die angebliche Zwangsläufigkeit von politi- 
schen Reformen zu begründen. Dabei lenken die Protagonisten, wie hier am 
Beispiel eines angeblich bald bevorstehenden Mangels an Arbeitskräften ge- 
zeigt, von den wirklichen, zu einem guten Teil verteilungspolitischen, Ursa- 
chen der Arbeitslosigkeit und der leeren Sozialkassen ab - Ursachen, die nun 
wirklich nichts mit der Demographie zu tun haben. 
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Demographische Frage, „Qualität” der 
Bevölkerung und pronatalistische Politik - 
ungleichheitssoziologisch betrachtet: 


1. Europa vor der „demographischen Herausforderung” 


Europa droht in seiner Bevölkerung zu schrumpfen: Schenkt man etwa dem 
Basisszenario der Bevölkerungsschätzungen von Eurostat vom Dezember 2004 
Glauben, so wird EU-Europa bis 2025 nur noch leicht anwachsen, um danach 
eine zunehmend negative Bevölkerungsentwicklung aufzuweisen.” Dem 
„Grünbuch“ der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zum demo- 
graphischen Wandel zufolge verzeichneten 55 der 211 Regionen der (damals) 
15 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union schon in der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre einen Bevölkerungsrückgang; dies gelte auch für die meisten Re- 
gionen der neuen Mitgliedstaaten (35 von 55), bedingt durch natürlichen 
Rückgang und Nettoabwanderung. Die Europäische Kommission zeigt sich 
von der angenommenen Bevölkerungsentwicklung alarmiert, denn der Rück- 
gang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15-64 Jahre) dürfte ihren Prog- 
nosen zufolge zwischen 2005 und 2030 bei 20,8 Millionen Personen liegen 
(Kommission 2005: 2). 

Der mit dem Altern der europäischen Bevölkerung verbundene demographi- 
sche Wandel könnte der Kommission zufolge „das jährliche ‘potenzielle 
Wachstum’ des BIP in Europa von heute [2005] 2-2,25% auf 1,25% im Jahre 
2040 drücken. Unternehmergeist und Initiativfreudigkeit unserer Gesellschaft 
wären dadurch ebenfalls beeinträchtigt“ (Kommission 2005: 3). Unmissver- 
ständlich wird hier deutlich, dass Alterung und Schrumpfung der Bevölkerung 
in den westlichen Gesellschaften erheblichen Anlass zur ökonomisch begrün- 
deten Besorgnis geben, denn ihr Fortschrittsverständnis ist untrennbar mit 
dem Prinzip des Wachstums verbunden: „Noch nie gab es Wirtschaftswachs- 
tum ohne Bevölkerungswachstum“ (ebd.: 5). Dieser Zusammenhang wird im 
„Grünbuch“ in der ökonomisch-neoliberal geprägten Sprache der Europäi- 


1 Für konstruktive Anmerkungen zu einer früheren Fassung dieses Beitrags danke ich Peter A. Berger. 
2 Das Szenario nennt folgende Zahlen: 458 Millionen Einwohner im Jahr 2005, 469,5 Millio- 
nen Einwohner im Jahr 2025 (+ 2%) und 468,7 Millionen Einwohner im Jahr 2030. 
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schen Kommission als Angst vor dem Verlust der erreichten Stellung und Be- 
deutung Europas in der Weltwirtschaft ausgedrückt, aber auch als Sorge um 
die Finanzierbarkeit der Sozialsysteme, insbesondere der Alterssicherung. 

Als Antwort auf die „demographische Herausforderung“ will die Europäische 
Kommission „drei wesentliche Prioritäten verfolgen: Wieder auf den Weg des 
demografischen Wachstums kommen (...), Sicherstellung eines Gleichgewichts 
zwischen den Generationen, (...) Schaffung neuer Übergänge zwischen den Le- 
bensabschnitten“ (ebd.: 3, 12). Schwerpunkte der politischen Maßnahmen zur 
Sicherung der „finanziellen und sozialen Nachhaltigkeit“ sollen in der ent- 
schlossenen Umsetzung der Agenda von Lissabon (Modernisierung der Sozial- 
systeme, Steigerung der Beschäftigungsquote insbesondere von Frauen, Ju- 
gendlichen und älteren Arbeitnehmern, Investitionen in das so genannte Hu- 
mankapital, verstärkte Forschung, Innovation und Produktivitätssteigerung), in 
„innovativeln] Maßnahmen zur Förderung der Geburtenrate“ sowie einem 
„kontrollierten Rückgriff auf die Zuwanderung“ (ebd.: 3, 12) liegen. 

Aus demographischer Sicht besteht weitgehende Einigkeit darüber, dass kurz- 
und mittelfristig in Europa - wie auch in anderen westlichen Gesellschaften - 
bestenfalls die Stabilisierung der Bevölkerungszahlen zu erreichen, eher aber 
mit einem Schrumpfen der Bevölkerung zu rechnen ist. Infolgedessen ist die 
Frage nach der „Qualität“ der Bevölkerung, verstanden im Sinne der aus EU- 
Sicht zu leistenden Investitionen in das Humankapital, auf die transnationale 
politische Agenda, aber auch auf die der europäischen Nationalstaaten ge- 
rückt. 

In Reaktion auf die zu erwartenden demographischen Veränderungen messen 
die meisten europäischen Staaten der Familie (und der Familienpolitik) eine 
höhere Priorität bei als je zuvor und nehmen entsprechende Umgestaltungen 
in ihren politischen Programmen vor (Daly 2004: 136). Die Lösung der de- 
mographischen Frage ist zu einem politischen Querschnittsthema geworden 
und umfasst dabei - neben der Familienpolitik - so verschiedene Politikfelder 
wie Jugend-, Senioren-, Bildungs-, Arbeitsmarkt-, Forschungs- und Zuwande- 
rungspolitik. Am Beispiel des in Deutschland neuerdings in Reaktion auf die 
„demographische Herausforderung“ entwickelten Konzepts einer „nachhalti- 
gen Familienpolitik“ argumentiere ich im Folgenden unter Rückgriff auf ein- 
schlägige politische Dokumente und Verlautbarungen, dass die demographi- 
sche Frage, die soziale Frage und die Geschlechterfrage eng miteinander ver- 
schränkt sind. In der „nachhaltigen Familienpolitik“ wird, so meine These, die 
Chance zur Modernisierung des konservativen deutschen Wohlfahrtsstaats 
(vgl. Esping-Andersen 1996) vertan. 

Im Fokus der Analyse der diesem Ansatz zugrunde liegenden Orientierungen 
stehen die Kategorien Klasse (bzw. Schicht) und Geschlecht. Dieses Politik- 
konzept ist, wie ich erstens zeigen werde, stark pronatalistisch ausgerichtet. 
Pronatalismus verstehe ich in Anlehnung an Anne Helene Gauthier (1996: 
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203) als aktive Geburtenförderung, die Programme des Mutterschafts*urlaubs“, 
die Förderung von Kinderbetreuungseinrichtungen und finanzielle Unterstüt- 
zungen für Familien in den Vordergrund des familienpolitischen Handelns 
stellt. Damit sollen Fertilitätshindernisse, insbesondere in Gestalt der struktu- 
rellen Unvereinbarkeit von Beruf und Familie, reduziert werden. Zweitens 
werde ich darlegen, dass sich die pronatalistische Orientierung der „nachhalti- 
gen Familienpolitik“ explizit mit dem Ziel der Sicherung bzw. Steigerung der 
„Qualität“ der Bevölkerung verknüpft. Dem Konzept der „nachhaltigen Fami- 
lienpolitik* zufolge soll die Geburtenförderung in Deutschland sozial diffe- 
renziert erfolgen. Adressatinnen von herausragendem Interesse sind für sie die 
hoch qualifizierten Frauen, sprich: die Akademikerinnen, die neuerdings als 
besonders zu fördernde erwerbstätige Mütter in den politischen Aufmerksam- 
keitshorizont geraten sind. Die damit scheinbar sukzessiv näher rückende 
Verwirklichung der Frauenemanzipation bzw. eines egalitären Geschlechter- 
verhältnisses zumindest für die besser Verdienenden ist jedoch, so mein dritter 
Argumentationsschritt, lediglich eine Nebenfolge der kindzentrierten familien- 
politischen Anstrengungen. Zwar pflegt die „nachhaltige Familienpolitik“ auch 
eine gleichstellungsorientierte Rhetorik, misst dem Gleichstellungsziel faktisch 
jedoch allenfalls nachrangige Bedeutung zu. Im abschließenden Ausblick wird 
die pronatalistische Familienpolitik Deutschlands aus ungleichheitssoziologi- 
scher Sicht schließlich in international vergleichender Perspektive problemati- 
siert. 


2. „Nachhaltige Familienpolitik” - zur Karriere eines 
neuen Politikkonzepts 


Die Familienpolitik, seit ihrer Etablierung als eigenständiges Politikfeld eher 
ein Stiefkind der deutschen Politik, hat seit dem Wahlkampf 2002 „einen 
zentralen Stellenwert“ (BMFSFJ 2005) im Regierungshandeln bekommen - 
unabhängig von der Couleur der Regierenden. Dieser Bedeutungszuwachs geht 
mit einer Neuausrichtung und stärkeren Orientierung der Familienpolitik „an 
bevölkerungspolitischen Erfordernissen“ (BMFSFJ u.a. 2004: 19) einher: „Fa- 
milienpolitik wurde in Deutschland (...) bisher überwiegend als finanzielle Un- 
terstützung von Familien verstanden - die Entwicklung der Bevölkerung spiel- 
te weniger eine Rolle. Die Gesetze zur Familienförderung wurden von ver- 
schiedenen Ressorts erlassen. Ein konsistenter Politikansatz fehlt bislang eben- 
so wie eine umfassende Auswertung der einzelnen Maßnahmen. (...) Inzwi- 
schen setzt sich das Bewusstsein immer mehr durch, dass eine ‘bevölkerungs- 
orientierte Familienpolitik’ die Geburtenrate wieder steigern könnte. Ziel die- 
ser Überlegungen ist es, Familien nicht mehr ausschließlich materiell zu för- 
dern, sondern die Bedingungen für das Kinderkriegen allgemein zu verbes- 
sern.“ (BMFSFJ u.a. 2004: 8) Die Leitlinie einer derart „nachhaltigen Politik 


64 Heike Kahlert 


für Familien“ lautet: „mehr Kinder in den Familien und mehr Familie in der 
Gesellschaft“ (Bundesregierung 2006: 7). 

Angesichts der nationalsozialistischen Bevölkerungspolitik stellt die in diesen 
neueren programmatischen Dokumenten aufscheinende pronatalistische Aus- 
richtung in der Familienpolitik aus westdeutscher Sicht durchaus einen Tabu- 
bruch dar; aus ostdeutscher Sicht hingegen ist sie vertraut, denn auch die 
DDR betrieb eine aktiv geburtenfördernde Politik. Zentrale Anstöße zur „de- 
mographische[n] Wende“ (Oestreich 2005: 11) bzw. zum Aufstieg des Pronata- 
lismus in der gesamtdeutschen Familienpolitik gaben Endberichte politischer 
Kommissionen, vor allem der Enquete-Kommission „Demographischer Wan- 
del“ (Deutscher Bundestag 2002) und der „Kommission für die Nachhaltigkeit 
in der Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme“ (BMGS 2003), letztere 
besser bekannt als Rürup-Kommission’. Sie erhöhten die öffentliche Aufmerk- 
samkeit für die sozialpolitischen und sozialen Folgen der ökonomischen Krise 
und der gesellschaftlichen Alterung. 

Damit war in der Öffentlichkeit ein nachhaltiger demographischer Alarmis- 
mus in Gang gesetzt. Sollten die Berichte der Regierungskommissionen dafür 
sensibilisieren, dass der deutsche Sozialstaat aufgrund der alternden Bevölke- 
rung an seine Leistungsgrenzen stoße und der Generationenvertrag nicht mehr 
funktioniere, so suggerierte die zeitgleich vorgelegte „PISA 2000*-Studie zu- 
dem, dass die „Qualität“ des Humankapitals der ohnehin knapper werdenden 
Heranwachsenden allenfalls als mittelmäßig einzuschätzen sei: In internationa- 
len Vergleichsuntersuchungen der OECD zum Leistungsstand von Schülerin- 
nen und Schülern hatten die deutschen Jugendlichen im Hinblick auf die ge- 
testeten Kompetenzen vergleichsweise schlecht abgeschnitten und etwa in der 
Lesekompetenz nur den 21. Platz (von 32) belegt (vgl. Deutsches PISA- 
Konsortium 2001). Der „PISA-Schock“ (Oestreich 2005: 11) und die sich ab- 
zeichnende Überalterung der Gesellschaft machten darauf aufmerksam, dass 
die erreichte wirtschaftliche Position Deutschlands im Weltgefüge wie auch 
das erreichte Niveau der sozialstaatlichen Sicherung in Gefahr seien (vgl. 
Kaufmann 2005). 

Auf die so gestellte „demographische Frage“ antwortet die Bundesregierung 
mit der Erkenntnis: „Was wir brauchen, ist eine nachhaltige Bevölkerungsent- 
wicklung für unser wirtschaftliches Wachstum und für die nachhaltige Stabili- 
sierung der Grundlagen sozialer Sicherheit.“ (Bundesregierung 2006: 21, Her- 
vorh. i. Orig.) Sie wird dabei durch sozialwissenschaftliche Politikberatung an- 
geregt und unterstützt - vor allem in Gestalt des Volkswirtschaftlers und 


3 Diese unterbreitete Vorschläge, „wie wir die Sozialsysteme zukunftsfest machen können. 
Und zukunftsfest heißt: sicher und bezahlbar“ - angesichts der „schwierige[n] konjunkturel- 
le[n] Lage und [der] Tatsache, dass immer weniger junge Menschen das soziale Netz für im- 
mer mehr ältere Menschen halten“ (http;//www.bmas.bund.de/BMAS/Navigation/Soziale- 
Sicherung/berichte,did=105578.htm!). 
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„Wirtschaftsweisen“ Bert Rürup sowie des (Familien-)Soziologen Hans Bert- 
ram, die beide nicht nur den Vorsitz zentraler Kommissionen der Bundesregie- 
rung innehatten, sondern für diese ebenso Weg weisende Expertisen zur Fami- 
lienpolitik erstellten. 


3. Konturen der „nachhaltigen Familienpolitik” 


Laut Rürup/Gruescu verfolgt die „nachhaltige Familienpolitik“ zwei konkrete 
Ziele: erstens „eine ausreichende Kinderzahl, die der Alterung der Gesellschaft 
entgegenwirkt“ und „durch eine Erhöhung der Geburtenrate zu einer langfristig 
stabilen Bevölkerung führen kann“ (Hervorh. i. Orig.), und zweitens „eine Er- 
höhung der Frauenerwerbstätigenquote, um das Erwerbspersonen- und Fach- 
kräftepotenzial (...) auch kurzfristig“ zu erhöhen bzw. zu stabilisieren (Rürup/ 
Gruescu 2003: 7, 56). Diese Ziele korrespondieren mit den eingangs erwähnten 
politischen Maßnahmen der Europäischen Kommission insofern, als sie die 
Agenda von Lissabon und die Geburtenförderung aufgreifen. Politisch gesteu- 
erte Zuwanderung, wie von der Europäischen Kommission ebenfalls vorgeschla- 
gen, gehört hingegen (bisher) nicht zu diesem Politikkonzept, obwohl diese 
Maßnahme am Rande ebenfalls von Rürup/Gruescu (2003: 55f) benannt wird. 
Den sowohl kurz- wie langfristigen Zielsetzungen entsprechend plädieren Rü- 
rup/Gruescu (2003: 76) für einen „Policy-Mix“, der eine Kombination aus ei- 
nem einkommensabhängigen Elterngeld sowie einem flächendeckenden, fle- 
xiblen und qualitativ hochwertigen Angebot an Kinderbetreuungsmöglichkei- 
ten - auch für Kinder unter drei Jahren - und einer Flexibilisierung starrer Ar- 
beitszeitmuster vorsieht und von Bertram und Mitarbeiterinnen näher als 
„Dreiklang von Zeitpolitik, finanzieller Transferpolitik und Infrastrukturpoli- 
tik“ (Bertram u.a. 2005: 1) ausgearbeitet wird. Der von Rürup/Gruescu ent- 
worfene Mafnahmenkatalog spiegelt detailgenau die eingangs als pronata- 
listisch charakterisierte Politikorientierung in Gestalt von finanzieller Unter- 
stützung von Familien, Kinderbetreuungseinrichtungen und anderen Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie wider. 
Hinzu kommt die Weiterung der zeitpolitischen Dimension um eine politisch 
vorzunehmende Umgestaltung der Lebensläufe von Frauen und Männern, die 
von der Sachverständigenkommission Siebter Familienbericht - unter dem 
Vorsitz von Hans Bertram - entwickelt wurde (vgl. Sachverständigenkommis- 
sion 2005). Bedeutsame Elemente des Lebenslaufs seien das Ergebnis politi- 
scher Entscheidungen, die beispielsweise auch Einfluss auf die Familiengrün- 
dung hätten (vgl. Bertram u.a. 2005: 45). So trügen etwa die staatlich geregelte 
Dauer der schulischen und beruflichen Ausbildung sowie die damit verbun- 
dene lange materielle Abhängigkeit junger Frauen und Männer von ihren EI 
tern dazu bei, dass insbesondere bei Hochqualifizierten das Zeitfenster für ei- 
ne Familiengründung zwischen dem Erlangen ökonomischer Unabhängigkeit 
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und dem Ende der fertilen Phase ausgesprochen knapp und daher die Kinder- 
losigkeit besonders hoch sei. 

Die skizzierten Maßnahmenkataloge verdeutlichen, was „Nachhaltigkeit“ im 
Zusammenhang mit Familienpolitik meinen soll: Die Zukunft der Gesellschaft 
hängt demnach im Wesentlichen von der Erhöhung der Geburtenrate und der 
Ausschöpfung der (knapper werdenden) Humanressourcen für die ökonomi- 
sche Entwicklung der Gesellschaft ab. Darüber hinaus geht es darum, „dass 
die nachwachsende Generation die Verpflichtungen, die ihr die gegenwärtige 
Generation hinterlässt, auch als Verpflichtung annimmt und es akzeptiert, da- 
für zu arbeiten und Leistungen zu erbringen“ (Bertram u.a. 2005: 7f.) - etwa in 
Form persönlicher Fürsorge und Unterstützung für die ältere Generation. Die 
Zukunftssicherung durch „nachhaltige Familienpolitik“ zielt darauf, „junge 
Erwachsene, Eltern und Kinder so zu unterstützen, dass sie das eigene Hu- 
mankapital entwickeln können, gleichzeitig aber in die eigene individuelle Zu- 
kunft und in die Zukunft der Partnerschaft sowie in die Zukunft der eigenen 
Kinder investieren können“ (ebd.: 9). Die Legitimation für diese Politik wird 
nicht primär darin gesehen, „Geburtenraten in die eine oder andere Richtung 
zu beeinflussen. Vielmehr ist der zentrale Sinn solcher Maßnahmen (...), dass 
Staat und Gesellschaft hier zumindest teilweise sicherstellen können, dass auch 
zukünftige Generationen einen Gestaltungsspielraum für ihre eigene persönli- 
che Zukunft haben“ (ebd.: 48). 

Das Nachhaltigkeitsverständnis der ehemaligen Familienministerin Renate 
Schmidt verknüpfte die referierte ökonomische, familiensoziologische und 
demographische Expertise in geradezu idealtypischer Weise: „Nachhaltigkeit 
bedeutet für Familien verlässliche Optionen zur Realisierung von Lebensplä- 
nen, die heute bei beiden Geschlechtern in hohem Maße Balancen von Er- 
werbsarbeit und Familie beinhalten. Nachhaltigkeit ermöglicht generations- 
übergreifende Lebenspläne in den Familien bei gleichzeitiger Sicherung der 
Ressourcen Bindung und Fürsorge. Für die Gesellschaft ermöglicht das Leit- 
bild Nachhaltigkeit eine dauerhafte Entwicklung. Erziehung und Bildung be- 
wahren und entwickeln unser Humanvermögen, das wiederum ökonomisches 
Wachstum, soziale Sicherung und Wohlstand gewährleistet. Dauerhaftigkeit 
bezieht sich auch auf demographische Bestandssicherung. Die Kinderwünsche 
liegen bei 1,8 - realisiert werden 1,3 -, hilfreich wären 1,7. Dieses Ziel ist mit- 
telfristig erreichbar, wird in vergleichbaren Ländern auch erreicht.“ (Schmidt 
2005: 3) Die mittelfristige Zielgröße für die „nachhaltige Familienpolitik“ liegt 
somit bei einer Geburtenrate von 1,7 Kindern pro Frau - also unter der gesell- 
schaftlichen Bestandssicherung (2,1), aber über der in Deutschland derzeit zu 
verzeichnenden Geburtenrate (1,3). Im Hinblick auf die Quantität der Bevöl- 
kerung geht die Politik mithin davon aus, den gesellschaftlichen Schrump- 
fungsprozess zwar verlangsamen, aber nicht gänzlich aufhalten oder gar um- 
kehren zu können. 
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Einigkeit besteht in diesem Zusammenhang darüber, dass die Familienpolitik 
die Bevölkerungsentwicklung beeinflussen kann. Regierungsberater Rürup 
schlussfolgert im Kontext einer Bestandsaufnahme der Familienpolitiken im 
internationalen Vergleich, dass die politische Steuerungsfähigkeit des Repro- 
duktionsverhaltens von Menschen außer Frage stehe (Rürup/Gruescu 2003: 
47). Das Bundesfamilienministerium in Allianz mit dem Institut der Deut- 
schen Wirtschaft (IW) und dem Bundesverband der Deutschen Industrie 
(BDD) artikuliert den Steuerungsoptimismus etwas vorsichtiger: „Eindeutige Ef 
fekte der Familienpolitik auf die Geburtenrate konnten bisher nicht empirisch 
nachgewiesen werden. Die Menschen bekommen Kinder nicht allein wegen 
des Kindergeldes oder weil Kinderbetreuung angeboten wird. Dennoch beste- 
hen Plausibilitäten, wie ein Blick in andere Länder zeigt. (...) Die Art der Aus- 
gestaltung der Elternzeit, die Kinderbetreuungsinfrastruktur und die Besteue- 
rung (Haushalts- versus Individualbesteuerung) sind wichtige Ansatzpunkte, 
wie ein Staat das Verhalten der Familien beeinflusst.“ (BMFSFJ u.a. 2004: 17, 
19). Staatliche Intervention sucht jedoch nicht nur die Quantität der Bevölke- 
rung zu steuern, sondern reguliert über die öffentliche Bildung und Erziehung 
auch die „Qualität“ des Humankapitals. Im nächsten Schritt soll daher der 
sozialstrukturellen Dimension der pronatalistischen Ausrichtung der neuen 
deutschen Familienpolitik nachgegangen werden. 


4. Pronatalismus im Zeichen der 
„zweiten deutschen Bildungskatastrophe” 


In schrumpfenden Gesellschaften ist aus ökonomischer Perspektive die „Qua- 
lität“ der Bevölkerung von wachsender Bedeutung: „Geht man davon aus, dass 
das Humankapital für den technischen Fortschritt von enormer Bedeutung ist, 
ergibt sich aufgrund der Bevölkerungsschrumpfung ein negativer Effekt für die 
Quantität des Humankapitals. Somit kommt der Qualität des Humankapitals 
eine Schlüsselfunktion zu.“ (Rürup/Gruescu 2003: 54). Dieselben Autoren 
thematisieren die „Qualitätsfrage* im Hinblick auf alternde Belegschaften: Da 
ältere Arbeitnehmer seltener an Weiterbildungsmaßnahmen teilnähmen als 
jüngere, könne man von einer teilweise sinkenden Qualität des Humankapitals 
im Alter ausgehen; zudem nehme mit zunehmendem Lebensalter die Risiko- 
aversion zu und Innovationstätigkeiten erlahmten (ebd.: 55). Im Blickpunkt 
des Bundesfamilienministeriums steht hingegen die Bildung und Erziehung 
der - zahlenmäßig kleineren - nachwachsenden Kohorten: „In quantitativer 
wie auch in qualitativer Hinsicht führt der Bevölkerungsrückgang auch zu ei- 
nem Rückgang des insgesamt verfügbaren Potenzials an Wissen und Fähigkei- 
ten. Deshalb muss sehr frühzeitig in die Qualifikationen des zahlenmäßig 
knapper werdenden Nachwuchses investiert werden.“ (BMFSFJ u.a. 2004: 16). 
Die Bildungsprozesse der nachwachsenden Generation seien für die Sicherung 
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der Zukunft des Humanvermögens von zentraler Bedeutung. 

Auf das im internationalen Schulleistungsvergleich als mittelmäßig identifizier- 
te Humankapital des „knapper werdenden Nachwuchses“ hatten eindrücklich 
die auch öffentlich breit diskutierten Ergebnisse der PISA-Studie zu Basis- 
kompetenzen von Schülerinnen und Schülern aufmerksam gemacht (vgl. 
Deutsches PISA-Konsortium 2001). Als besonders bemerkenswert und für die 
Familienpolitik besonders relevant an diesen Ergebnissen hatte sich herausge- 
stellt, dass in keinem anderen untersuchten Land der systematische Zusam- 
menhang zwischen familiären Lebensverhältnissen (Berufs- und Bildungsstatus 
sowie, getrennt ausgewiesen, Migrationshintergrund der Eltern) so eng sei wie 
in Deutschland, mit der Folge, dass 22,5 Prozent der untersuchten Jugendli- 
chen zur potenziellen Risikogruppe der schwachen Leserinnen und Leser ge- 
hörten. Angesichts dieser bildungspolitisch alarmierenden Ergebnisse wird 
nunmehr eine „zweite deutsche Bildungskatastrophe“ (z.B. Wissenschaftlicher 
Beirat 2002: 20) ausgerufen, als deren Hauptprotagonist der „muslimische 
Migrantensohn aus der Großstadt“ gilt. Nicht erst seit „PISA“ ist bekannt, 
dass die Bildungsexpansion aus ungleichheitssoziologischer Sicht nur bedingt 
erfolgreich war: Vor allem herkunftsbedingte Bildungsungleichheiten konnten 
nur unzureichend abgebaut werden, hinsichtlich der geschlechtlichen Bildungs- 
ungleichheit werden zusehends die Jungen zu Benachteiligten, und durch glo- 
balisierungsbedingte Migrationsprozesse wird die ethnische Bildungsungleich- 
heit zunehmend offensichtlicher. Dauerhafte Bildungsungleichheiten scheinen 
zur „sozialen Frage des 21. Jahrhunderts“ oder doch zumindest zu einem der 
wichtigsten Probleme der Zukunft geworden zu sein (Becker/Lauterbach 2004: 
9; Geißler 2005). 

Die bildungspolitischen Diskussionen in Reaktion auf die Ergebnisse der 
PISA-Studien nahmen und nehmen vor allem institutionelle Kontexte wie 
Kinderkrippen und -gärten, die vorschulische Betreuung und das Schulsystem 
in den Blick. Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesfamilienministerium 
hebt jedoch hervor, dass Bildung nicht nur in den institutionellen Kontexten 
des Bildungssystems, sondern auch in den informellen Kontexten der Her- 
kunftsfamilie und des Beziehungsgeflechts der Gleichaltrigen erfolge. Dabei 
komme der Familie eine „gewichtige Rolle“ im Bildungsprozess zu (Wissen- 
schaftlicher Beirat 2002: 41). Die Familie sei „eine Bildungsinstitution eigener 
Art“, der „ursprüngliche und begleitende Ort der Bildung von Humanvermö- 
gen“ (ebd.: 27, 9), und wirke sich auch auf die Wahl der Schulform und den 
Schulerfolg der Kinder und Jugendlichen aus. Zu Recht wird in diesem Zu- 
sammenhang betont, dass Eltern in vieler Hinsicht die ersten Lehrerinnen und 
Lehrer ihrer Kinder seien: Sie fördern diese vorschulisch und bereiten sie auf 
die Schule vor, die wiederum auf die aktive Mithilfe der Eltern angewiesen ist, 
wenn sie erfolgreich arbeiten will. Dabei besteht ein enger Zusammenhang 
zwischen der sozialen Schicht der Eltern und den erworbenen Kompetenzen 
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der Schülerinnen und Schüler (Baumert/Schümer 2001: 372), die elterlichen 
Bildungsaspirationen spielen eine gewichtige Rolle für den Bildungserfolg der 
Kinder. Bildungs- und Familienpolitik, so das Fazit des Beirats, müssten folg- 
lich eng aneinander gekoppelt werden. 


5. Die demographische Frage als soziale Frage: Bildungs- 
ungleichheiten und sozial differenzierender Pronatalismus 


Weder in den PISA-Studien noch im hier zitierten Gutachten des Wissen- 
schaftlichen Beirats für Familienfragen (der im Übrigen in Verklärung der fa- 
milialen Realitäten hinsichtlich der geschlechtlichen, zumeist ungleichen Ar- 
beitsteilung nur von „Eltern“ redet, statt zwischen Müttern und Vätern zu un- 
terscheiden) geht es explizit um die demographische Frage. Doch lassen sich - 
wie die jüngere Entwicklung zeigt - die entsprechenden Befunde und Argu- 
mente auch bevölkerungspolitisch verwenden. Unter Berufung auf beide Quel- 
len wendet die Bundesregierung die Forderung nach einer Kopplung von Bil- 
dungs- und Familienpolitik pronatalistisch und sozial differenzierend, indem 
sie insbesondere die besser gebildeten Frauen in den Blick nimmt: „Die PISA- 
Studie hat für Deutschland einen im Vergleich zu anderen Ländern ausgespro- 
chen großen Abstand der Kompetenzen von Kindern mit Müttern mit gerin- 
ger Bildung zu Kindern ausgemacht, deren Mütter sehr hoch qualifiziert sind. 
Dies ist umso bedenklicher, als sich ein hoher Bildungsstandard der Mutter 
auf die Kompetenz der Kinder positiv auswirkt und damit die Studierfähigkeit 
junger Menschen befördert. (...) Eine anhaltend hohe Kinderlosigkeit unter 
Akademikerinnen kann die bildungspolitischen Probleme weiter verschärfen 
und zu Engpässen beim Fach- und Führungskräfte-Nachwuchs führen.“ 
(BMFSFJ u.a. 2004: 16). Das Argument könnte auch so ausgedrückt werden: In 
Deutschland besonders erwünscht sind Kinder von hoch qualifizierten Müt- 
tern, denn der im Zusammenwirken von Familie und höherem Bildungsstan- 
dard gebildete Nachwuchs ist angesichts knapper werdender Humanressour- 
cen von besonderem Interesse für die Zukunft des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland. 

Zwar wird derzeit nicht zuletzt aufgrund solcher Überlegungen in Deutsch- 
land durchaus auch in die Verbesserung des öffentlichen Bildungswesens in- 
vestiert, z.B. in den Ausbau einer qualifizierten Ganztagsbetreuung für Kinder 
im Alter von eins bis sechs Jahren. Noch bemerkenswerter ist aber, dass mit 
dem ebenfalls zum Mafßnahmenkatalog der „nachhaltigen Familienpolitik“ 
gehörenden, zum 1.1.2007 von der Großen Koalition eingeführten einkom- 
mensabhängigen Elterngeld nun „eine weitere heilige Kuh deutscher Familien- 
politik“ geschlachtet worden ist - der Grundsatz nämlich, „dass jedes Kind 
dem Staat gleich viel wert sein müsse“ (Siems 2004). Dieser Tabubruch wird 
offen kommuniziert: So warnte Familienministerin Schmidt etwa in einem In- 
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terview mit dem DeutschlandRadio Berlin vor der „demographischen Katast- 
rophe“ und der „Bildungskatastrophe für unser Land, wenn in den bildungs- 
nahen Schichten immer weniger oder keine Kinder geboren werden“ (Schmidt/ 
Sagenschneider 2004). Das einkommensabhängige Elterngeld zielt dement- 
sprechend explizit auf die besser Verdienenden: Es soll die Gebär- und Zeu- 
gungsfreudigkeit hoch qualifizierter Frauen und Männer fördern, die in 
Deutschland bislang vergleichsweise häufig kinderlos bleiben. Und während 
das Elterngeld an der Kompensation der Opportunitätskosten von Kindern 
vor allem für die besser gestellten Doppelverdiener ansetzt, wird in zeitpoliti- 
scher Hinsicht zugleich darüber nachgedacht, wie hoch qualifizierte Frauen 
zur „frühen Mutterschaft“ (Allmendinger/Dressel 2005: 27) gebracht werden 
können, also dazu, bereits vor dem oder im Studium ein Kind oder mehrere 
Kinder zu gebären. Damit würde nicht nur die Generationenfolge verkürzt, 
sondern auch die Chance auf Mehrfachmutterschaften von Akademikerinnen 
erhöht - bisher gehören die hoch qualifizierten Frauen, wenn sie überhaupt 
Mütter werden, eher zu den „Spätgebärenden“, die ihr erstes (und dann nicht 
selten einziges) Kind ab dem 35. Lebensjahr bekommen. 

Es gibt viele gute Gründe dafür, dass die vor allem in Westdeutschland noch 
immer problematische Vereinbarkeit von Beruf und Familie! verbessert und 
das in vielerlei Hinsicht als historisch überholt erscheinende deutsche Bil- 
dungssystem reformiert wird, z.B. hinsichtlich seiner Dreigliedrigkeit mit der 
Anforderung an biographisch (zu) frühe Bildungswegentscheidungen oder auch 
hinsichtlich der erwarteten aktiven Mithilfe der Eltern bzw. Mütter bei eigent- 
lich schulischen Aufgaben; entsprechende Politikansätze sind überfällig und sol- 
len hier keineswegs generell kritisiert werden. Auch ist es wichtig, auf die „bil- 
dungspolitische Bedeutung der Familie“ (Wissenschaftlicher Beirat 2002) auf 
merksam zu machen und eine stärkere Verzahnung von Elternhaus und Bil- 
dungsinstitutionen zu fordern. Aus ungleichheitssoziologischer Sicht liegt ein 
wesentliches Politikum der „nachhaltigen Familienpolitik“ jedoch in der darin 
aufscheinenden Verknüpfung zwischen der angestrebten Geburtenförderung 
und der expliziten sozialen Differenzierung, die die soziale Ungleichheit als 
vermeintlich „natürliche“ und folglich politisch nicht zu beeinflussende Tat- 
sache akzeptiert. Der Abbau bestehender sozialer Ungleichheiten, immerhin ja 
ein (einstmaliges?) Grundprinzip des Wohlfahrtsstaats, scheint also angesichts 
der durch den demographischen Wandel antizipierten ökonomischen und fis- 
kalischen Bedrohungen nicht (mehr) auf der politischen Agenda zu stehen. 
Der pronatalistische Ansatz der „nachhaltigen Familienpolitik“ hat aber auch 
geschlechterpolitische Implikationen, die nun etwas näher beleuchtet werden. 


4 Dabei bezieht sich die innerdeutsche Differenzierung vor allem auf die in Ostdeutschland 
aufgrund der anderen politischen Tradition faktisch noch immer häufiger vorhandenen Kin- 
derbetreuungseinrichtungen. 
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6. Der Abschied vom Ernährermodell als Nebenfolge 
pronatalistischer Politik 


Bertram u.a. (2005: 7) fordern in ihrem Gutachten ım Auftrag des Bundesfa- 
milienministeriums, die „nachhaltige Familienpolitik“ müsse so angelegt sein, 
dass sie unterschiedliche Lebensvorstellungen und individuelle Planungen zur 
Familiengründung und -erweiterung unterstütze. Dabei weisen Bertram u.a. 
unter Rückgriff auf jugend- und geschlechtersoziologische Forschungsergebnis- 
se darauf hin, dass sich die Motive und Einstellungen junger Frauen in Bezug 
auf Kinder und Beruf deutlich von den männlichen Lebensentwürfen unter- 
schieden. Zudem stellten die jungen Frauen keine in sich homogene Gruppe 
dar, sondern hätten eine Vielfalt an Lebensplänen und konkurrierenden Inte- 
ressen, in denen Familie und Beruf höchst unterschiedliche Bedeutung zukä- 
me. Im Anschluss an die Präferenztheorie Catherine Hakıms (2000) differen- 
zieren sie zwischen den Lebensstilen der ausschließlichen Berufsorientierung, 
der Familien- und Haushaltsorientierung sowie der adaptiven Orientierung 
(Vereinbarkeitsmodell). Eine Familienpolitik, die diese unterschiedlichen Zu- 
kunftsvorstellungen nicht reflektiert und von einer homogenen Motivlage bei 
allen Frauen ausgeht, würde demzufolge „kaum Erfolg haben können“ (Bert- 
ram u.a. 2005: 16). 

Im Kern interessiert sich die „nachhaltige Familienpolitik“ jedoch vor allem 
für die hoch qualifizierten Frauen als Arbeitskräfte und (potenzielle) Mütter: 
Akademikerinnen ohne Kinder werden derzeit aufgrund ihrer Kinderlosigkeit 
stigmatisiert, während Mütter mit niedrigem Bildungsstatus als Problem darge- 
stellt werden, da sie als familieninterne „Hilfslehrerinnen“ nicht qualifiziert 
genug seien. Pointiert ließe sich das Frauenleitbild der neuen Familienpolitik 
als das der möglichst hoch qualifizierten, erwerbstätigen Frau mit idealerweise 
mindestens zwei Kindern beschreiben. Die „gute Mutter“ bleibt nun also nach 
politischem Willen auch in Westdeutschland, wie früher bereits in der DDR, 
nicht mehr ausschließlich oder vor allem zu Hause bei ihrem Kind bzw. ihren 
Kindern, sondern leistet durch Gebärfreudigkeit und möglichst kurz unterbro- 
chene Erwerbstätigkeit, unterstützt vom für maximal zwölf Monate gezahlten 
Elterngeld, ihren Beitrag zu Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum sowie zur 
sozialen Sicherung. 

Das im konservativen westdeutschen Wohlfahrtsstaatsregime über lange Zeit 
hinweg in der Familienpolitik erfolgte Festhalten am männlichen Ernährer- 
modell lässt somit stark nach, denn das damit verbundene, traditionelle Frau- 
en- und Familienleitbild passt nicht recht zur politisch angestrebten und öko- 
nomisch notwendigen Steigerung der Frauen- bzw. Müttererwerbstätigkeit. Auf 
der politischen Agenda steht damit hinsichtlich der Erwerbsbeteiligung der 
Geschlechter eine Orientierung am Zwei-Verdiener-Modell (vgl. Ostner 2006), 
das, so die Interpretation Mary Dalys (2004: 143), „geschlechtsneutral“ ist: es 
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problematisiere nicht mehr die geschlechtliche Ungleichheit, sondern kon- 
struiere Frauen und Männer als voneinander ökonomisch unabhängige Ar- 
beitskräfte. Ausgeblendet wird dabei jedoch die historisch konstituierte ge- 
schlechtliche Arbeitsteilung in privaten und öffentlichen Räumen, die im 
Zwei-Verdiener-Modell keineswegs per se aufgehoben ist. Inwiefern dem bishe- 
rigen familienpolitischen Modell der Ernährerorientierung zugehörige Maß- 
nahmen wie das Ehegattensplitting, das ja vor allem familien- und haushalts- 
orientierte Frauen im Blick hat, in der realisierten „nachhaltigen Familienpoli- 
tik“ noch weiter Bestand haben werden, bleibt abzuwarten. Festzuhalten ist 
jedenfalls bereits jetzt, dass die autonome Frauen- und Gleichstellungspolitik, 
die auf die Ermöglichung einer Vielfalt von weiblichen Lebensentwürfen mit 
und ohne Kind(er) und auf Gleichheit und Gerechtigkeit zwischen den Ge- 
schlechtern zielt, im Zuge des Erstarkens pronatalistischer Orientierungen und 
„a move towards gender neutrality“ (Daly 2004: 143) in der Politik rückgebaut 
wird. 

Im Fokus der Expertisen zur „nachhaltigen Familienpolitik“ ebenso wie der 
neuen familienpolitischen Maßnahmen stehen wesentlich die Frauen als (po- 
tenzielle) Mütter, während Männer als (potenzielle) Väter weit weniger politi- 
sche Aufmerksamkeit erregen. So weisen Bertram u.a. lediglich darauf hin, dass 
die von ihnen referierten unterschiedlichen Motivlagen zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie nicht nur für Frauen gälten, sondern auch für Männer, im 
Hinblick auf diese „im Regelfall jedoch nicht untersucht“ würden (Bertram 
u.a. 2005: 14). Ähnlich knapp werden Männer im Gutachten von Rürup/ 
Gruescu thematisiert, indem sie im Fazit darauf hinweisen, dass die „Aus- 
schöpfung des ‘Betreuungspersonals’ von Männern“ die Erwerbstätigkeit von 
Frauen erhöhen könnte. Ohne aber näher auf die dafür notwendigen instituti- 
onellen und kulturellen Veränderungen einzugehen, konstatieren sie über- 
zeugt: „Eine nachhaltige Familienpolitik ist also Kinder-, Frauen- und Män- 
nerpolitik.“ (Rürup/Gruescu 2003: 75) 

Faktisch handelt es sich bei der „nachhaltigen Familienpolitik“ jedoch, auch 
entgegen anders lautender politischer (Gleichstellungs-)Rhetorik der rot-grünen 
wie rot-schwarzen Bundesregierung, um eine kindorientierte Politik, die sich 
vor allem an Frauen als (potenzielle) Mütter richtet. Die Frauen- und Gleich- 
stellungspolitik hat seit der Neuentdeckung der Familienpolitik zu Zeiten der 
rot-grünen Bundesregierung hingegen kaum noch einen eigenständigen Stel- 
lenwert im politischen Handeln bzw. scheint nur dann noch zu interessieren, 
wenn sie der Erfüllung pronatalistischer Ziele dient (vgl. Kahlert 2006) - und 
eine explizite Männerpolitik, die der Gleichstellung der Geschlechter in Beruf 
und Familie dient, ist auch in Zeiten von „Gender Mainstreaming“ noch 
nicht formuliert. Insofern bleibt das Familien- und Geschlechterleitbild der 


5 Gemeint ist wohl das männliche „Betreuungspotenzial“. 
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Bundesregierung und der sie beratenden Sozialwissenschaftler doch wesentlich 
der traditionellen Zuständigkeit von Frauen für die Familie verhaftet. Den- 
noch tragen die unter demographischem und ökonomischem Druck politisch 
geförderte Vereinbarkeit von Beruf und Familie und der damit verbundene Pa- 
radigmenwechsel vom männlichen Ernährermodell zum Zwei-Verdiener- 
Modell sukzessive zur Verwirklichung der Frauenemanzipation bzw. eines ega- 
litären Geschlechterverhältnisses bei. Die dadurch entstehende größere 
Gleichheit im Geschlechterverhältnis betrifft jedoch zunächst das öffentliche 
Geschlechterverhältnis; ein Wandel der geschlechtlichen Arbeitsteilung im Pri- 
vaten, einer wesentlichen Ursache geschlechtlicher Ungleichheit, ist nicht in- 
tendiert, könnte jedoch auch eine längerfristige Nebenfolge der pronatalistisch 
ausgerichteten Politikanstrengungen sein. 


7. „Nachhaltige Familienpolitik“: Die vertane Chance zur 
Modernisierung des konservativen deutschen Wohlfahrtsstaats 


Der demographische Wandel könnte durchaus eine Chance für positive Um- 
gestaltungen der europäischen Wohlfahrtsstaaten bieten. Solch positive Um- 
gestaltungen könnten beispielsweise darin bestehen, vorhandene Ungleichhei- 
ten in sozialer, geschlechtlicher und ethnischer Hinsicht abzubauen, also er- 
neut an ursprüngliche wohlfahrtsstaatliche Ziele anzuknüpfen und „mehr 
Gleichheit“ zu wagen. Die vorherigen Ausführungen haben allerdings gezeigt, 
dass die in Deutschland neu eingeführte pronatalistische Politik dieses Ziel 
nicht auf der Agenda hat, sondern vielmehr bestehende Ungleichheiten repro- 
duziert und konserviert. 

Wäre etwa die Verwirklichung von Gleichheit in den privaten Geschlechter- 
verhältnissen explizit politisch gewollt, so böte sich in familienpolitischer 
Hinsicht das „proegalitäre Modell“ (Gauthier 1996: 204) an, das an der Ver- 
änderung der Geschlechterrollen und der geschlechtlichen Arbeitsteilung auch 
im Privaten ansetzt - und sich zudem auch positiv auf die Entwicklung der 
Geburtenrate auszuwirken scheint. Steffen Kröhnert u.a. (2004: 7) stellen näm- 
lich in ihrer international vergleichenden Analyse fest: „Wo Frauen und Män- 
ner gleichberechtigt sind, gibt es mehr Kinder.“ Dabei verstehen sie unter 
Gleichberechtigung die Partizipation am gesellschaftlichen Leben und machen 
dies an höheren Bildungsabschlüssen und der Erwerbsbeteiligung von Frauen 
fest. Auch wenn dieses Gleichheitsverständnis etwas anders als das von 
Gauthier ausgerichtet ist, so zeigt die Analyse von Kröhnert u.a. aber, dass 
proegalitäre Familienpolitik sowohl ein „traditionelles“ Ziel des Wohlfahrts- 
staats - mehr Gleichheit zwischen den Geschlechtern - einlösen als auch zur 
Steigerung bzw. Stabilisierung der Geburtenrate auf vergleichsweise hohem 
Niveau beitragen kann. In gleichheitsbezogener Perspektive wird mit der pro- 
natalistischen Politik in Deutschland also eine „Chance für positive Umgestal- 
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tungen“ vertan - wohl nicht nur in Bezug auf die geschlechtliche Ungleich- 
heit. 

Die deutsche Antwort auf die demographische Frage ist letztlich auch in sozi- 
aler und ethnischer Hinsicht eine strukturkonservative, ganz im Einklang mit 
dem bisherigen Wohlfahrtsstaatsregime stehende: Demographisch mobilisiert 
werden sollen im gesellschaftlichen Schrumpfungsprozess aus ökonomischen 
Gründen insbesondere hoch qualifizierte Frauen und Männer. Diese Men- 
schen mit hohem sozialem Status haben in Deutschland bisher zumeist kei- 
nen Migrationshintergrund, im Gegenteil: die Ergebnisse der PISA-Studien 
zeigen, dass Migrationserfahrungen in Deutschland häufig mit niedrigem sozi- 
alem Status einhergehen und eine zentrale Ursache von Bildungsungleichheit 
darstellen. Die nationale Herkunft scheint in Deutschland jedoch grundsätz- 
lich ein „Qualitätsmerkmal“ der Bevölkerung zu sein - wie beispielsweise die 
schon ein wenig zurückliegende Diskussion um „Kinder statt Inder“ gezeigt 
hat: Auch in dieser Debatte wurde letztlich einheimische Geburtenförderung 
gegenüber der Anwerbung hoch qualifizierter Arbeitskräfte aus dem Ausland 
priorisiert. Zwar ist die demographische Frage erkennbar eine globale Frage. 
Ihre politischen Lösungsversuche sind aber nach wie vor nationalgesellschaft- 
lich beschränkt. 
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„Gleichwertigkeit - Ade?” 
Die Demographisierung und Peripherisierung 
entlegener ländlicher Räume 


„Verlassenes Land, verlorenes Land“ hieß die Überschrift der Spiegel-Online- 
Serie, die vom 14. bis 21. März 2006 erschien. Der Grundtenor lautete, dass 
anstatt noch mehr Geld in periphere ländliche Regionen wie Vorpommern 
oder die Uckermark zu stecken, es sinnvoller wäre, „Anreize zu schaffen, um 
auch noch die dörfliche Restbevölkerung zum Fortzug in die Ballungsräume 
zu bewegen“ (spiegel-online vom 15.03.2006). Diese Regionen hätten keine 
Entwicklungschance mehr, weshalb auch alle weiteren staatlichen Anstrengun- 
gen ihrem Niedergang entgegen zu wirken, scheitern werden. Es sei deshalb 
günstiger, sich von den entlegenen Landstrichen zu verabschieden. 

Von November 2005 bis April 2006 veröffentlichte die französische Tageszei- 
tung Le Monde sieben Essays über „La crise de la societe frangaise“. Ein Bei- 
trag beschäftigte sich mit Metamorphosen des Territoriums, neuen Mobilitä- 
ten und Ungleichheiten. Dort wurde eine neue Zweiteilung Frankreichs be- 
schrieben - la France duale (Davezies/Veltz 2006): Ein Teil des französischen 
Territoriums, die großen städtischen Zentren sind erfolgreich in die globalı- 
sierte Ökonomie eingebunden, während der andere Teil - die schönen Land- 
schaften - hauptsächlich von staatlicher Umverteilung und von Einkommen 
leben, die in den prosperierenden Metropolen erwirtschaftet werden. Solange 
die städtischen Zentren Überschüsse erzielen, stelle es kein Problem dar, dass 
die peripheren Regionen auf Transfers angewiesen sind. In den Zahlungen 
drücke sich eine Form nationaler Solidarität mit „la France profonde“ aus - 
dem ursprünglichen Frankreich. Diese Unterstützung soll verhindern, dass die 
sozialen Ungleichheiten zwischen den zentralen und den peripheren Gebieten 
zu stark anwachsen. Eine ökonomische Angleichung der entlegenen Landstri- 
che an die global konkurrenzfähigen Metropolen gilt nicht nur als kaum er- 
reichbar, die Entwicklung in den ländlichen Räumen wird auch gar nicht dar- 
an gemessen. Vielmehr soll die Umverteilung dabei hilfreich sein, die geschätz- 
ten kulturellen Besonderheiten der Regionen zu erhalten und zwar im nationa- 
len Gesamtinteresse. 

Welch unterschiedliche Sichtweisen - rechts und links des Rheins! In Deutsch- 
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land wird die Aufgabe ganzer Landstriche im nationalem Gesamtinteresse 
empfohlen, in Frankreich dagegen steht außer Frage, dass vergleichbare Regio- 
nen selbstverständlich zu unterstützen sind, schließlich repräsentieren sie das 
„urfranzösische Frankreich“, die kulturellen Traditionen und damit einen es- 
sentiellen Teil der Grande Nation. Auch in Deutschland existiert eine spezifi- 
sche Form der Solidarität über das gesamte Territorium hinweg, nur wird sie 
anders begründet und umgesetzt. Kompakt findet sie sich in der Formulierung 
der „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ wieder, welche in Art. 72 
Abs. 2 Grundgesetz (GG) enthalten ist. Sie wird als politisches Postulat verstan- 
den, „zurückgebliebene Regionen“ so zu entwickeln, dass diese zu den „fortge- 
schrittenen“ aufschließen und an den „Prozess der Modernisierung“ herange- 
führt werden (vgl. Barlösius 2006). Dabei steht weniger die kulturelle als die 
ökonomische und soziale Angleichung der Lebensbedingungen im Zentrum. 
„Nachholende Modernisierung“ - konkret die Industrialisierung des Ländli- 
chen - galt seit Beginn der Bundesrepublik Deutschland als das Mittel der 
Wahl, um in hinterher hinkenden Regionen, „gleichwertige Lebensverhältnis- 
se“ herzustellen." „Gleichwertig“ wurde damit als „gleichförmig“ aufgefasst, 
und entsprechend sollten überall weitgehend „gleiche Lebensbedingungen“ ge- 
schaffen werden. Der Bayerische Wald, Ostfriesland und die Eifel sind mar- 
kante Beispiele für ländliche Regionen, die mittels einer Angleichung der Le- 
bensverhältnisse vom wirtschaftlichen Erfolg der Bundesrepublik Deutschland 
profitieren konnten.” Auch im Prozess der Wiedervereinigung Deutschlands 
wurde diese Auffassung von Gleichwertigkeit vertreten, um auf diese Weise 
territoriale Kohäsion auf dem gesamten Staatsgebiet zu gewährleisten. Überall 
sollten die Landschaften gleich erblühen, in Rostock wie in Augsburg, in der 
Niederlausitz wie auf der Schwäbischen Alp. Konkret hieß das: An jedem Ort 
der Republik für eine bestimmte Anzahl von Menschen die gleiche Ausstat- 
tung mit Bildungseinrichtungen, Freizeitanlagen, Betten in Krankenhäusern 
etc., aber auch Arbeits- und Ausbildungsplätzen bereit zu stellen, um den dort 
Wohnenden auf diese Weise „gleichwertige Lebensverhältnisse“ zu garantieren 
(Dietrichs 2000). 

Seit Beginn des neuen Jahrtausends, offenbar eng verquickt mit der „Entde- 
ckung“ des demographischen Wandels, wird das politische Postulat der „Gleich- 
wertigkeit der Lebensverhältnisse“ gehäuft zur Disposition gestellt. So ver- 
knüpft der Brandenburger Koalitionsvertrag von Oktober 2004 die zukünftige 
Regionalentwicklung ausdrücklich mit dem demographischen Wandel in den 
Regionen. Da der demographische Wandel zu „erheblichen Disparitäten zwi- 
schen verschiedenen Teilräumen des Landes“ führe, seien die „landes- und re- 


ja 


Die DDR hat eine vergleichbare Regionalpolitik betrieben (vgl. Barlösius/Neu 2003) 

2 Trotz eines bestehenden Nord-Süd-Gefälles in der regionalen Entwicklung glichen sich die 
Pro-Kopf-Einkommen der westdeutschen Bevölkerung (mit Ausnahme Baden-Württembergs) 
bis in die 1980er Jahre hinein an (vgl. Lammers 2003). 
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gionalplanerischen Grundlagen“ daran anzupassen.” Auf einer Klausurtagung 
des SPD-Landesvorstandes erläuterte der Ministerpräsident Mathias Platzeck, 
welche politische Botschaft sich hinter dem bürokratisch formulierten Satz 
verbirgt: „Gleichwertig ist nicht gleich. Wir haben zu konstatieren, dass nicht 
in allen Dörfern gleich gefördert werden kann“ (Platzeck 2004a). Was „Gleich- 
wertigkeit“ jenseits von Gleichheit meint, ließ er bis auf die lapidare Kommen- 
tierung - „längere Wege“ - offen (Platzeck 2004b). Dieses Beispiel zeigt, dass 
mit Rekurs auf die „schrumpfende Bevölkerung“ Schulen, Kindergärten, öf- 
fentlicher Nahverkehr oder vergleichbare Erwerbschancen für nicht mehr 
herstellbar erklärt werden. Auch in anderen Bundesländern, vor allem finanz- 
schwachen Ländern, wird mit dem demographischen Wandel begründet, dass 
das Postulat der Angleichung der Lebensverhältnisse nicht mehr erreichbar ist 
(z.B. Schleswig-Hostein). 

Die Demographie wird hier als Argument benutzt, um gesellschaftspolitische 
Ziele wie gleiche Bildungs-, Mobilitäts- oder Erwerbschancen aufzugeben. 
Noch mehr: Statt die bisherige Auslegung von Gleichwertigkeit als Gleichheit 
bzw. Gleichförmigkeit und deren praktische Umsetzung durch eine mehr oder 
weniger identische strukturelle Ausstattung zu überprüfen, gerät der bisher gel- 
tende gesellschaftliche und politische Grundkonsens, dass „gleichwertige Le- 
bensverhältnisse“ herzustellen seien, in Bedrängnis und wird teilweise bereits 
für obsolet erklärt. Damit geht einher, territoriale Ungleichheiten, Unteraus- 
stattungen und Benachteiligungen für gesellschaftlich und politisch legitim zu 
erklären. Dass „in ohnehin dünn besiedelten, peripheren Gebieten ... sich 
kaum noch eine angemessene öffentliche Infrastruktur aufrechterhalten lassen“ 
wird, ist mittlerweile Common Sense (Berlin-Institut: 2006: 37). Und dass sich 
auf diese Weise das Postulat „gleichwertige Lebensverhältnisse“ zu garantieren, 
erledigt hat, scheint neuer gesellschaftlicher wie politischer Grundkonsens zu 
werden. Die Frage wie Gleichwertigkeit jenseits von Gleichheit und Gleich- 
förmigkeit aussehen könnte, wird gar nicht erst gestellt. 

Wir möchten im Folgenden fragen, wie es passieren konnte, dass dieser, für 
die deutsche Gesellschaft fundamentale Grundkonsens, so schnell brüchig 
wurde. Es gibt eine Reihe von Möglichkeiten diesen Prozess nachzuzeichnen. 
Beispielsweise könnten die gesetzlichen Regelungen analysiert werden, in de- 
nen das Gebot der „gleichwertigen Lebensverhältnisse“ enthalten ist. Dabei 
zeigt sich, dass in den letzten Jahren, insbesondere seit der Neufassung des 
Art. 72 Abs. 2 GG im Jahr 1994, in der Gesetzgebung das staatliche Streben 
nach gleichen oder gleichförmigen Lebensumständen Schritt für Schritt relati- 
viert wurde.‘ Im Jahr 1994 wurde die bisherige grundgesetzliche Formulierung 


3 Vereinbarung zur Zusammenarbeit in einer Regierungskoalition für die 4. Wahlperiode des 
Brandenburger Landtages 2004 bis 2009, S. 31. 
4 Zur Auslegung des Art. 72 GG siehe Brandt/Heck (2005). 
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„Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse“ durch die der „Herstel- 
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ ersetzt. Einheitlichkeit verlangte im 
Vergleich zu Gleichwertigkeit nach weit mehr Gleichheit und Gleichförmig- 
keit. Weiterhin wurde in der Neufassung des Grundgesetzartikels das Wort 
„Wahrung“ durch „Herstellung“ ersetzt. „Wahrung“ zielt auf Erhalt und Si- 
cherung und konzentriert sich auf die Gegenwart. „Herstellung“ meint einen 
dynamischen Prozess, schließt die Zukunft mit ein und trägt auf, das Anrecht 
künftiger Generationen auf „gleichwertige Lebensverhältnisse“ zu berücksichti- 
gen. Dies beinhaltet, dass das Gebot zeitlich relativiert wurde. Für einige 
nachgeordnete Gesetze lassen sich vergleichbare Relativierungen beobachten. 
Im Jahr 1998 wurde bei der Novellierung des Raumordnungsgesetzes (ROG) 
das Teilziel „gleichwertige Lebensverhältnisse“ von Platz vier auf Platz sechs 
durchgereicht. Zudem verlangte das ROG von 1991 „gleichwertige Lebensbe- 
dingungen“ herbeizuführen und zielte somit mehr auf Gleichförmigkeit als die 
gegenwärtig gültige Abfassung. Auch in der Föderalismusreform vom Sommer 
2006 wurde die ehemals hochgradige Verbindlichkeit des Postulats herabge- 
setzt. 

Wir aber wollen das Thema sozialstrukturell angehen. Unser empirischer Aus- 
gangspunkt sind die entlegenen Landstriche. Diese Regionen - so unsere The- 
se - entwickeln sich zu Orten sozialer Benachteiligung, in denen sich eine 
spezifische Form territorialer Ungleichheit ausbreitet, die wir als Peripherisie- 
rung bezeichnen. Dabei gehen wir davon aus, dass in dem Grundkonsens ü- 
berall und auch in abgeschiedenen ländlichen Räumen „gleichwertige Lebens- 
verhältnisse“ herzustellen eine Vorstellung von Gerechtigkeit kodiert ist, wes- 
halb die Ursachen und Rechtfertigungen für den Bruch mit diesem Gebot in 
erster Linie sozialstrukturell zu betrachten und unter dem Vorzeichen sozialer 
Ungleichheit zu analysieren sind. Im ersten Schritt entfalten wir, welche Vor- 
stellung von Gerechtigkeit in der Formulierung „gleichwertiger Lebensverhält- 
nisse“ enthalten ist (1). Im zweiten Schritt werden wir Peripherisierungsprozes- 
se als Ursache für den Bruch darlegen (2) und anschließend Demographisie- 
rung als Sichtweise identifizieren, mit der die Abkehr von dem Gebot „gleich- 
wertiger Lebensverhältnisse“ begründet und gerechtfertigt wird (3). Am Schluss 
sollen einige Grundlinien für eine gesellschaftliche und politische Debatte ü- 
ber ein neues Verständnis von Gleichwertigkeit jenseits von Gleichförmigkeit 
benannt werden (4). 


1. Gerechtigkeit und territoriale Ordnung 


Ähnlich wie die Bestimmungen von sozialer Gleichheit bzw. Ungleichheit 
gründet auch das Postulat, dass „gleichwertige Lebensverhältnisse“ herzustellen 
sind, letztendlich auf Vorstellungen von Gerechtigkeit. Während es bei sozia- 
ler Gleichheit bzw. Ungleichheit um einen gerechten Ausgleich innerhalb der 
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Sozialstruktur geht, zielt die Forderung nach „gleichwertigen Lebensverhältnis- 
sen“ auf einen gerechten Ausgleich zwischen den Regionen, um ein gewisses 
Maß an territorialer Gleichheit zu garantieren. Es handelt sich somit um zwei 
Ausprägungen von Gerechtigkeit: eine soziale und eine räumliche, die sich auf 
zwei unterschiedliche Bezugseinheiten berufen. Die erste Ausprägung bezieht 
sich auf die sozialstrukturell gegliederte Gesellschaft, und zwar in allen ihren 
Abstufungen von arm bis reich, und die zweite Ausprägung auf alle geogra- 
phischen Teilräume des Territorialstaats - von Rügen bis zur Eifel.’ Die Be- 
zugseinheiten bilden jeweils einen „Gerechtigkeitszusammenhang“, insofern 
jeweils dasselbe Gerechtigkeitsmaß auf alle Mitglieder bzw. Teile des Zusam- 
menhangs angewendet wird und sie sich untereinander zu einem gewissen 
Ausgleich von Unterschieden und Ungleichheiten bereit erklärt bzw. ver- 
pflichtet haben. Der „Gerechtigkeitszusammenhang“ kann gemeinschaftlich, 
gesellschaftlich oder auch staatlich fundiert sein, je nachdem, wie sich die Be- 
zugseinheit begründet. 

Wird räumliche Gerechtigkeit so verstanden, dass eine Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse nur dann gegeben ist, wenn eine weitgehende Homogenität 
besteht, dann reicht der Ausgleich zwischen den Regionen sehr weit. Aller- 
dings lassen die Regionen damit auch erhebliche Eingriffe in ihre Eigenarten 
und Traditionen zu und erkennen einheitliche Kriterien, Maßstäbe und Ent- 
wicklungsziele für das gesamte Territorium an - unabhängig davon, ob es sich 
um das Ruhrgebiet, den Thüringer Wald oder Oberbayern handelt. Eine so 
umfassende und tiefgreifende Angleichung ist aber nicht notwendig, damit der 
Ausgleich seine staatliche Funktion erfüllt, einen „Gerechtigkeitszusammen- 
hang“ zu repräsentieren. Es wäre auch vorstellbar, dass räumliche Gerechtig- 
keit bereits dann als gegeben angesehen wird, wenn nicht mehr als das Mini- 
mum an Ausgleich erreicht ist, auf welches man sich einigen konnte (vgl. Ko- 
selleck 2006: 487). Ausgleich meint folglich nicht unbedingt Angleichung, 
entscheidend ist, dass die räumliche Ordnung, sprich der Territorialstaat als 
Einheit erfahren und gesichert wird. Dabei kann der Rahmen institutionalisier- 
ter Gleichheit, aus welchem der Staat die Legitimation für seine territoriale 
Einheit schöpft, ganz unterschiedlich bestimmt sein. In einem Zentralstaat wie 
Frankreich ist dieser Rahmen viel weiter gespannt als in einem Bundesstaat wie 
den USA. Aber auch die Quellen der institutionalisierten Gleichheit können 
unterschiedlich, vor allem aber verschieden gewichtet sein. Institutionalisierte 
Gleichheit fußt im Wesentlichen auf vier Quellen: Kultur (insbesondere eine 
gemeinsame Sprache), Recht (ein Mindestmaß an Rechtseinheit und Rechtssi- 


5 Wir gehen hier nicht darauf ein, inwieweit der insbesondere von Ulrich Beck kritisierte „me- 
thodologische Nationalismus“ hierin einen Ausdruck findet. Weiterhin verzichten wir darauf, 
der Frage nach der Globalisierung bzw. „Kosmopolitierung“ territorialer Ungleichheiten nach- 
zugehen (vgl. Beck 2006). Stattdessen konzentrieren wir uns darauf, das Gebot gleichwertiger 
Lebensverhältnisse innerhalb der Bezugseinheit der Nationalstaats zu analysieren. 
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cherheit), Wirtschaft (ein Minimum an gemeinsamer Wirtschaftskraft) und 
gemeinsamen institutionellen Bedingungen, die durch die Verfassung garan- 
tiert werden (vgl. Koselleck 2006: 488). 

Mit der Bereitschaft räumliche Ungleichgewichte abzumildern, beweist sich in 
diesem „Gerechtigkeitszusammenhang“ die teilräumliche Zugehörigkeit der 
Regionen zu einem Staatsgebiet. Auf diese Weise stellt er eine gegliederte 
räumliche Ordnung her - eine territoriale Integration. Um diese territoriale In- 
tegration herzustellen und zu garantieren, ist es nicht notwendig, die Ver- 
schiedenartigkeit der Teilräume in Gleichförmigkeit zu überführen, wohl aber 
extreme Unterschiede in den Lebensverhältnissen abzubauen und Mindestbe- 
dingungen zur Teilnahme zu gewährleisten. Ansonsten ist jenes Maß an insti- 
tutionalisierter Gleichheit nicht gegeben, das notwendig ist, eine territorialen 
Einheit zu begründen. 


2. Peripherisierung - Anwachsen territorialer Ungleichheiten 


Eben jene Teilhabechancen, die allen Bürgern den Zugang zu erstrebenswerten 
Gütern wie Arbeitsplatz, Bildung und Gesundheit ermöglichen sollen, stehen 
in entlegenen ländlichen Regionen zur Diskussion und mit ihnen eine Neu- 
verhandlung territorialer Ungleichheiten. Nicht zuletzt die jahrzehntelange, er- 
folgreiche Angleichung der Lebensverhältnisse auf dem Staatsgebiet hat dazu 
beigetragen, dass territoriale Ungleichheiten im späten westlichen Nachkriegs- 
deutschland so gut wie keine Rolle mehr gespielt haben. Selbst in entlegensten 
Gebieten waren die Straßen wie der öffentliche Personennahverkehr gut aus- 
gebaut, höhere Bildungseinrichtungen für Mädchen wie für Jungen gleicher- 
maßen erreichbar. Nahezu in jedem städtischen und ländlichen Haushalt hat- 
ten Telekommunikation, TV und PKW Einzug gehalten. Der Zugang zu er- 
strebenswerten Gütern wie Arbeit, Bildung oder Gesundheit war weitgehend 
unabhängig vom eigenen Wohnort geworden. Territoriale Ungleichheiten 
schienen sich auf einen Zugang zur (hoch-)kulturellen Infrastruktur wie Thea- 
ter, Oper und Museen zu beschränken. Ländliche Regionen konnten dieses 
Manko allerdings durch größere Naturnähe, ein höheres Maß an öffentlicher 
Sicherheit oder weniger Lärm und Hektik ausgleichen (Gensicke 2005). Dem- 
zufolge wurde der Raum nicht (mehr) als eigenständige Ressource, die Men- 
schen Teilhabechancen am gesellschaftlichen Leben und damit mehr oder we- 
niger Handlungsspielräume eröffnet, sondern als Randbedingung von der vor- 
teilhafte oder nachteilige Einflüsse ausgehen, wahrgenommen (vgl. Hradil 
1999: 296f.). Im Vergleich zu anderen Ländern‘ wurde in Deutschland sehr 
spät wahrgenommen, dass nicht allein Ungleichheiten zwischen Nationalstaa- 


6 In Frankreich z.B. zeigen sich seit Jahrzehnten große demographische und ökonomische 
Verwerfungen zwischen dem Großraum Paris und dem Massif central oder in den USA zwi- 
schen den beiden Küstenregionen und den Great Plains im Mittleren Westen. 
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ten von Bedeutung sind (Kreckel 2004), sondern dass auch innerterritoriale 
Ungleichheiten (wieder) auf den Plan treten (Neu 2006). 

In Deutschland wird dem Anwachsen räumlicher Differenzierungen in Ver- 
bindung mit der deutschen Wiedervereinigung bzw. mit dem Scheitern der 
Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost und West besondere Beachtung 
geschenkt. Transferzahlungen in Billionenhöhe konnten Arbeitslosigkeit und 
Strukturschwäche nicht abfangen. Arbeitslosenzahlen von 30% sind in vielen 
Landstrichen des Nordostens keine Seltenheit. Die landwirtschaftlichen Be- 
triebe mit ehemals Hunderten von Mitarbeitern bieten heute nur noch einer 
Handvoll Menschen Beschäftigung (Neu 2004). Ähnlich verhält es sich auch 
mit landwirtschaftsnahen Verarbeitungsbetrieben und Dienstleistungen, die 
vor 1990 eine große Rolle spielten. Selbst, wenn einige wenige Betriebe erhal- 
ten blieben, so ging dies mit einem massiven Beschäftigungsabbau einher. Ins- 
gesamt ist die Unternehmensstruktur im verarbeitenden Gewerbe in den entle- 
genen nordöstlichen Regionen sehr kleinteilig. Im Uecker-Randow-Kreis z.B. 
beschäftigen zwei Drittel aller Betriebe weniger als fünf Mitarbeiter. Auch die 
Dienstleistungsbetriebe übernehmen überwiegend lokale Versorgungsfunktio- 
nen, überregionale Verflechtungen lassen sich nur sehr eingeschränkt finden. 
Der für Mecklenburg-Vorpommern so bedeutende Tourismus bietet - wenn 
überhaupt - nur in der Saison Beschäftigungsmöglichkeiten und dann vor al- 
lem ın der Küstenregion oder an der Mecklenburger Seenplatte. In den entle- 
genen Regionen „dazwischen“ sind die ohnehin geringen Besucherzahlen so- 
gar leicht rückläufig (Beetz, Neu, Plieninger 2005). 

Die bedrückende ökonomische Lage dieser Regionen veranlasst vor allem jun- 
ge Frauen zwischen 18 und 25 Jahren sowie Höherqualifizierte „die Flucht“ zu 
ergreifen und in den Westen der Republik abzuwandern. Selektive Wanderung 
und Geburtendefizit lassen bereits heute einen Bevölkerungsverlust einzelner 
Landkreise von bis zu 35% im Jahr 2020 erwarten.’ Verstärkt durch ein Hi- 
neinwachsen der geburtenstarken Nachkriegsgenerationen in das Rentenalter 
kommt es zu einer deutlichen Veränderung der Altersstruktur der Bevölke- 
rung. Auch wenn mit einem leichten Anstieg der Geburten in den kommen- 
den Jahren gerechnet wird, so wird doch die Anzahl der Kinder und Jugendli- 
chen in fast allen Kreisen Mecklenburg-Vorpommerns stark zurückgehen. Bis 
zum Jahr 2020 wird für den Landkreis Uecker-Randow mit einem absoluten 
Rückgang von 50% in diesen Altersgruppen gerechnet. Parallel zu dieser Ent- 
wicklung erhöht sich der Anteil der über 60-Jährigen. In vielen Landkreisen 
wird der Anteil dieser Altersgruppe an der Bevölkerung auf über 40% anwach- 
sen (Ministerium für Arbeit, Bau und Landesentwicklung 2005). 

Im Rückgriff auf die beschriebenen demographischen Wandlungsprozesse - 


7 Gleichwohl weisen die kreisfreien Städte (mit Ausnahme Neubrandenburgs) sowie die westli- 
chen Landkreise Mecklenburg-Vorpommerns wesentlich günstige Bevölkerungsprognosen auf. 


84 Eva Barlösius, Claudia Neu 


selten ist von den leeren öffentlichen Kassen die Rede - werden nun Infra- 
strukturangebote zurückgefahren. Scheinen doch weniger Menschen auch we- 
niger „Leistungen von allgemeinem Interesse“ zu benötigen: Schulen, Kinder- 
gärten und Poststationen werden geschlossen sowie der öffentliche Personen- 
nahverkehr auf ein Minimum zurückgestuft, was diese Regionen mithin wie- 
derum unattraktiver für mögliche Zuzügler oder Investoren macht. Struktur- 
schwache ländliche Regionen geraten in einen Teufelskreis aus Arbeitslosig- 
keit, Abwanderung und Alterung, der wiederum leere Staatskassen und einen 
Abbau an Infrastruktur nach sich zieht und somit die sozioökonomische Ab- 
kopplung der peripheren ländlichen Räume von den städtischen Zentren wei- 
ter voran treibt (Keim 2006). 

Dieser Prozess der Peripherisierung ist begleitet von einem Anwachsen territo- 
rialer Ungleichheiten, der für viele Bewohner entlegener ländlicher Räume be- 
deutet, dass ihre Teilhabechancen an allgemein als erstrebenswert anerkannten 
Gütern wie Arbeitsplatz, Bildung und Gesundheitsversorgung schwinden und 
letztendlich die Handlungsspielräume für die Gestaltung ihres Lebens ständig 
weiter eingeschränkt werden. 

Sprechen wir über eine Zunahme territorialer Ungleichheiten, dann sind diese 
deutlich von Unterschieden oder Verschiedenartigkeiten in der Lebensführung 
zu trennen. Es bestehen gleichwohl große Unterschiede zwischen Stadt und 
Land in Bezug auf die Dichte der Arbeitsplätze und deren Qualität, den Zeit- 
takt des öffentlichen Nahverkehrs, die Bodenpreise, die Nähe zur Natur, das 
kulturelle Angebot oder die sozial integrative Bedeutung von Vereinen. Dass 
der öffentliche Nahverkehrs in ländlichen Regionen seltener verkehrt als in 
städtischen Ballungszentren stellt einen Unterschied dar, der leidig sein mag, 
aber nicht unbedingt Ursache von sozialer Benachteiligung ist. Wird dagegen 
der Nahverkehr so stark ausgedünnt, dass Schulen, Ämter und Arbeitsplätze 
nicht mehr oder nur mit unbotmäßigem Zeitaufwand erreichbar sind, dann 
wandelt sich ein Unterschied in Benachteiligung und wird Ursache für soziale 
Ungleichheit. Ebenso mindern die Schließungen von Arztpraxen und Kran- 
kenhäusern die Chancen an einer umfassenden und schnell erreichbaren Ge- 
sundheitsversorgung zu partizipieren. 

Selbst unter den (idealtypischen) Bedingungen weitgehend homogenisierter 
Lebensverhältnisse unterscheiden sich die Lebensführungsmodelle ländlicher, 
klein-, mittel- oder großstädtischer Haushalte voneinander. Die Arbeit an 
Haus und Hof oder die naturnahe Freizeitgestaltung wie Spazierengehen und 
Radfahren spielen in ländlichen Räumen eine wesentlich größere Rolle als in 
städtischen Gebieten. Auch die nach wie vor große Bedeutung von Heimat- 


8 Wer in entlegenen ländlichen Räumen lebt und über Arbeitsplatz, PKW und PC verfügt, 
kann einen Großteil der Peripherisierungsfolgen (mit einem hohen Zeiteinsatz) abfangen. 
Dieser Umstand weist darauf hin, dass territoriale Ungleichheit selten allein auftritt, sondern 
zumeist im Zusammen- oder Gegenspiel mit anderen Ungleichheiten. 
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vereinen oder Freiwilligen Feuerwehren in kleinen Ortschaften repräsentieren 
Verschiedenartigkeiten oder andersartige Lebensstile, die sofern sie als gleich- 
berechtigte Varianten anerkannt werden, nicht ungleichheitsrelevant sind. 
Mangelt es aber an sozialen Orten wie Gemeindezentren, Kulturräumen oder 
Gastwirtschaften und Einkaufsmöglichkeiten in denen soziale und kulturelle 
Aktivitäten stattfinden können, dann werden die Teilhabechancen an Kom- 
munikation und sozialen Netzen auf flüchtige Begegnungen im öffentlichen 
Raum reduziert. Allein der Blick auf das dünne Arbeitsplatzangebot in entle- 
genen ländlichen Räumen macht deutlich, welche dauerhaften Konsequenzen 
das Fehlen von Arbeitsplätzen auf die Lebenschancen und Handlungsspiel- 
räume der von Arbeitslosigkeit Betroffenen hat. Mag man sich vielleicht ein- 
gerichtet haben mit den bescheidenen finanziellen Mitteln und seine Freizeit 
ohnehin am liebsten im Garten oder beim Heimwerken verbringen, so werden 
Aktivitäten, die über das eigene Heim hinausgehen eher vermieden. Es fehlt 
an (Eigen-)Motivation in einem Verein mitzuwirken oder selbst etwas auf die 
Beine zu stellen. Stattdessen bleibt es beim Warten, nicht auf bessere Zeiten, 
sondern auf Menschen, die einen ansprechen und vielleicht wieder mit in die 
„Welt“ hinaus nehmen.’ 

Das Abdriften an eine ökonomische und sozialstrukturelle Peripherie bewirkt 
darüber hinaus, dass die Bewohner dieser Regionen durch die zunehmende 
Entfernung zu den politischen Machtzentren immer weniger in der Lage sind, 
ihre eigenen Interessen (z.B. Aufrechterhaltung der Infrastruktur) zu Gehör zu 
bringen, geschweige denn sie durchsetzen zu können. Enttäuschung und Re- 
signation lassen vielfach auch jedes Interesse an politischer Mitwirkung er- 
lahmen, das ein Minimum an Gegenmachtbildung erlauben würde. Peripheri- 
sierung beschreibt demzufolge den dynamischen Prozess der Abkopplung 
ganzer Räume von den ökonomischen, politischen und kulturellen Macht- 
zentren, der mit einem Verlust von Teilhabechancen und einer Verengung von 
Handlungsspielräumen für die Bewohner einhergeht.’ 

Neben den Verbindungen, die zwischen Zentrum und Peripherie über un- 
gleichheitsgenerierende Tauschbeziehungen (Subventionen, Fördermittel) her- 
gestellt werden, sind Zentrum und Peripherie zudem über einen „gemeinsa- 
men Werte- und Kommunikationshorizont“ subjektiv miteinander verbunden. 


„Nur wenn Zentrum und Peripherie als sozial (oder im Durkheimschen Sinne: als moralisch) zu- 
sammengehörig betrachtet werden, kann die Frage der Legitimität von ungleichen Verteilungen 
und Beziehungen überhaupt zum Problem werden. Das heißt, die (subjektive) Wahrnehmung der 
eigenen Benachteiligung ist stets an die Unterstellung eines gemeinsamen Lebenszusammenhan- 


9 Die Ergebnisse entstammen dem Forschungsprojekt „Daseinsvorsorge im peripheren ländlı- 
chen Raum“ der Universität Rostock durchgeführt unter der Leitung von Prof. Dr. Peter A. 
Berger und Dr. Claudia Neu, unterstützt vom Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, 
Fischerei und Forsten Mecklenburg-Vorpommern. 

10 Diese Definition schließt ein, dass Peripherisierungsprozesse auch innerhalb von Regionen 
und Städten auftreten können. 
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ges oder zumindest Relevanzrahmen gebunden, der die Inhaber zentraler und peripherer Lagen 
miteinander verknüpft.“ (Kreckel 2004: 49) 

Aktuell ist gut zu beobachten, wie sich der gemeinsam geteilte Werte- und 
Kommunikationszusammenhang, dass eine zu stark ausgeprägte territoriale 
Ungleichheit in einem föderativen Staat nicht tolerabel und zu beseitigen sei, 
unter Zuhilfenahme demographischer Argumente aufzulösen beginnt. 


3. Demographisierung 


Peripherisierung beschreibt einen umfassenden Prozess, bei dem der demogra- 
phische Wandel nur eine Facette bildet. Allerdings: In der öffentlichen Dis- 
kussion über die Zukunftsfähigkeit entlegener ländlicher Regionen werden de- 
ren Entwicklungschancen beinahe einzig auf ihre Bevölkerungsstruktur zu- 
rückgeführt. Aufgrund von hohen Abwanderungsraten und zunehmender Al- 
terung der verbleibenden Bewohner hätten sie keine Zukunftsperspektive 
mehr. Alle anderen Prozesse wie Globalisierung, Deindustrialisierung, Umbau 
zur Wissensgesellschaft, durch welche diese Landstriche zunehmend von den 
städtischen Ballungsgebieten entkoppelt werden und die wiederum die dort 
lebende Bevölkerung erst dazu drängen abzuwandern, um woanders Erwerbs- 
arbeit zu finden, werden als nachgeordnet betrachtet. Tatsächlich gehen je- 
doch die ökonomischen Wandlungsprozesse der besonderen Ausprägung des 
demographischen Wandels in diesen Regionen zumeist voraus. 

In der Debatte über die peripheren ländlichen Gebiete werden jedoch die ö- 
konomische Krise sowie die Neuerungen durch die Wissensgesellschaft und 
die Globalisierung vorwiegend als demographische Herausforderungen inter- 
pretiert und Bevölkerungsgröße und Alterszusammensetzung mit ökonomi- 
scher Stärke bzw. Schwäche und mit Zukunftsoptionen bzw. Perspektivlosig- 
keit gleichgesetzt. Dies trifft aber nicht nur auf ökonomische, sondern glei- 
chermaßen auch auf politische und soziale Probleme und Grenzen, selbst auf 
kulturelle Phänomene zu. Sie allesamt werden als demographisch bedingt er- 
klärt und auf diese Weise demographisiert. 

Ganz allgemein verstehen wir unter Demographisierung, dass von der Bevölke- 
rung auf die Gesellschaft, auf ihre ökonomischen Entwicklungspotentiale, ihre 
politischen Optionen sowie ihre kulturelle Gestaltbarkeit geschlossen wird. Z.B. 
werden in der demographischen Literatur das Ausmaß sozialer Ungleichheiten 
und die daraus erwachsenden sozialen Konflikte auf den Bevölkerungswandel 
ursächlich zurückgeführt. So kündigt Herwig Birg in seiner Studie Die ausge- 


fallene Generation. Was die Demographie über die Zukunft sagt an, dass 
„ganz gegen alle bisherigen Erwartungen ... die demographischen Veränderungen unsere Ge- 


sellschaft zu einer Bewegung zurück zu größerer materieller Ungleichheit zwingen“ werden 
(Birg 2005: 137)."! 


11 Ähnliche Erklärungen finden sich in den meisten aktuellen Studien zur demographischen 
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Ein Anwachsen sozialer Spannungen sei unvermeidlich. Wie „stark die Un- 
gleichheit und die materiellen Ursachen der sozialen Spannungen zunehmen 
werden“, könnte die Demographie „vorausberechnen“ (ebd.). Es gehört zum 
unbestreitbaren sozialwissenschaftlichen Basiswissen, dass soziale Ungleichhei- 
ten gesellschaftlich erzeugt werden und aus ihnen nicht „naturwüchsig“ soziale 
Spannungen erwachsen, sondern dies davon abhängt, ob sie als ungerecht 
wahrgenommen werden. Dass schließlich die Demographie dafür prädestiniert 
sei, soziale Ungleichheit zu berechnen und soziale Konflikte zu prognostizie- 
ren, beweist eindrücklich, wie stark sich diese Disziplin gegenwärtig auf das 
Terrain der Sozialwissenschaften begibt und eine übergeordnete Erklärungs- 
macht beansprucht. 

Besonders zeigt sich dies bei der demographischen Beleuchtung der Zukunfts- 
chancen entlegener Regionen. Das probate Mittel diese darzulegen, sind „de- 
mographische Landkarten“. Bei diesen werden neben einigen wenigen demo- 
graphischen Indikatoren (Kinderzahl pro Frau, Anteil der unter 35-jährigen 
Frauen, Wanderungsraten, die Anzahl der Hochbetagten und Bevölkerungs- 
prognosen) vor allem sozioökonomische Merkmale wie Armutsrate, Arbeitslo- 
senquote oder Wirtschaftswachstum erfasst und in eine Landkarte eingetragen 
(vgl. Berlin Institut 2006: 182f., Bertelsmann-Stiftung 2006). Für die Bewertung 
der „demographischen Lage“ werden für die einzelnen Indikatoren jeweils 
Durchschnittswerte errechnet, die Abweichungen von Durchschnittswerten in 
den verschiedenen Regionen ermittelt und daraus eine Gesamtnote berechnet. 
Jenen Regionen, die diese Durchschnittswerte unterschreiten, wird eine negati- 
ve Zukunft prognostiziert und begründet wird dieses Urteil mit ihrer „demo- 
graphischen Lage“. Dabei gestehen die Analysen zu, dass „die besten Bewer- 
tungen in Sachen Zukunftsfähigkeit ... fast ausschließlich Kreise im Umland 
großer, wirtschaftsstarker Städte“ erhalten (Berlin-Institut 2006: 10 u. 11). So- 
mit ist die sozio-ökonomische Lage bezüglich der „Zukunftsfähigkeit“ aussa- 
gekräftiger als die demographische Lage. Trotzdem wird dieser Zusammenhang 
zumindest für strukturschwache Gebiete wie Mecklenburg-Vorpommern oder 
Sachsen-Anstalt weggeblendet und ihre Entwicklungschance einzig an der Be- 
völkerungszahl und -struktur festgemacht - also allein mit demographischen 
Blick betrachtet. Tatsächlich ist es jedoch keine demographische, sondern eine 
gesellschafts- bzw. regionalpolitische Frage, weil politisch zu entscheiden ist, 
wie und zu welchem Preis z.B. die Gesundheitsversorgung und die Bildungs- 
angebote in dünn besiedelt Gebieten zu garantieren sind. 

Mit der Demographisierung ist verbunden, dass jene Charakteristika, die der 
Bevölkerungsstruktur als wesenseigen zugesprochen werden, auf originär sozia- 
le, ökonomische, politische und kulturelle Phänomene übertragen werden. 
Dazu gehören die lange Dauer demographischer Prozesse, weil sich die Zu- 


Lage der Bundesrepublik Deutschland (Berlin-Institut 2006, Bertelsmann-Stiftung 2006). 
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sammensetzung der Bevölkerungsstruktur nicht innerhalb kurzer Zeit verän- 
dern lässt, ihre Unausweichlichkeit, ja Zwangsläufigkeit, weil ohne Bevölke- 
rung Gesellschaft überhaupt nicht möglich ist, und insbesondere ihre geringe 
Gestaltbarkeit bzw. Beeinflussbarkeit aufgrund des eingeengten Entscheidungs- 
spielraums, weil die Größe der verschiedenen Altersgruppen nur wenig vom 
Verhalten der Bevölkerung beeinflusst werden kann. 

Die Übertragung dieser Eigenschaften auf soziale, politische und kulturelle 
Phänomene bedeutet, dass sie in umgekehrter Richtung qualifiziert werden als 
dies für moderne Gegenwartsgesellschaften üblich ist. Charakteristisch für die 
gesellschaftliche Semantik der Moderne ist, dass sie Gegenwart und Zukunft 
als weitgehend offen und unbekannt begreift (vgl. Koselleck 1979, Luhmann 
1997: 997-1010). Ansonsten könnte die Gegenwart nicht als „Entscheidungs- 
raum“ und die Zukunft als Gestaltungschance gedacht werden. Die Demogra- 
phisierung schreibt aber die gesellschaftliche Semantik über die Gegenwart 
und Zukunft um: von weitgehend offen und unbekannt zu größtenteils vorbe- 
stimmt und bereits bekannt. Für peripherisierte Regionen ist diese Umschrei- 
bungsweise besonders folgenreich, weil mit dem Argument, dass der demogra- 
phische Wandel die Entwicklungspotentiale vorgebe, für diese weder ein ge- 
genwärtiger „Entscheidungsraum“ noch eine zukünftige Gestaltungschance ge- 
sehen wird. Weiterhin ist für soziale, ökonomische, politische und kulturelle 
Phänomene typisch, dass diese je nach Standort - man könnte auch sagen: je 
nach Interessenlage und ideellen Überzeugungen - verschieden wahrgenom- 
men und beschrieben werden. Daraus erklärt sich, dass sie im Rahmen der be- 
stehenden Machtkonstellationen kontrovers betrachtet werden. Demographi- 
sierung dagegen argumentiert mit zwangsläufigen Entwicklungen, unabwend- 
baren Folgen, und mit diesen Begründungen verengt sie den Raum für soziale 
Aushandlungsprozesse (Barlösius 2007). Die Abkehr von dem politischen Pos- 
tulat der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse muss dann nicht als politi- 
sche Entscheidung verantwortet und begründet werden, weil sie als „demogra- 
phisches Schicksal“ gedeutet werden kann. Mit dieser Argumentation entzieht 
man sich ebenfalls der Verantwortung, politisch auszuhandeln, welche sozial- 
räumliche Ordnung gewährleistet und wie territoriale Integration und Einheit 
garantiert werden soll. 

Es ist zu fragen, warum die demographische Umdeutung gesellschaftlicher 
Phänomene eine so außerordentliche Erklärungs- und Überzeugungskraft ent- 
falten kann. Vor allem speist sich diese Überzeugungskraft aus dem Verspre- 
chen, dass die demographischen Analysen definitive Aussagen über die Zu- 
kunft ermöglichen, da ihre Prognosen verlässlicher als alle anderen Vorhersa- 
gen seien. Der demographische Wandel wird dabei zu einem irreversiblen Pro- 
zess erklärt, der sich in den nächsten Jahrzehnten weder stoppen noch umkeh- 
ren lässt. Herwig Birg leitet davon sein Urteil ab, dass jede Politik, die sich 
darum bemühe, die demographische Entwicklung unter Kontrolle zu bringen, 
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letztlich „eine Art Vergangenheitsbewältigung“ betreibe (Birg 2005: 63). Der 
demographische Wandel erscheint auch hier wiederum als unbeeinflussbar, er 
verkündet zwar eine „negative Zukunft“, dies aber immerhin mit großer Ge- 
wissheit. 

Angesichts der steigenden Zukunftsungewissheit, mit der die modernen Ge- 
genwartsgesellschaften konfrontiert sind und die zumeist mit den beiden 
Schlagworten Globalisierung und Wissensgesellschaft umschrieben wird, ver- 
heißt die Demographie eine gesicherte Zukunftsausdeutung und zudem eine, 
die sich bestens dazu eignet, gesellschaftliche und politische Entscheidungen 
zu treffen, die nicht als solche rechtfertigungsbedürftig sind, da sie sich auf 
„biologische Schicksalhaftigkeit“ berufen können. 


4. Nicht gleich, aber gleichwertig und zukunftsoffen 


Das Schicksal peripherer ländlicher Räume scheint besiegelt - wirtschaftlicher 
Niedergang, Abwanderung, Geburtendefizit, Alterung. Hilfe ist nicht mehr zu 
erwarten - das Postulat der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse un- 
terliegt einem grundlegenden Wandel, und damit hat sich ein Teil des bundes- 
republikanischen Grundverständnisses von territorialer Zugehörigkeit verscho- 
ben. Finanzielle Unterstützungen für entlegene und strukturschwache Regio- 
nen werden so immer rechtfertigungsbedürftiger. Dieser Prozess hat ein An- 
wachsen territorialer Ungleichheiten auf dem Staatsgebiet zur Folge, der mit 
einem ökonomischen und politischen Machtverlust peripherer Räume einher- 
geht. Für die verbliebene Bevölkerung vermindern sich Teilhabechancen an 
den entscheidenden ungleichheitsgenerierenden und -verstärkenden Ressour- 
cen wie Arbeitsplatz, Bildung und Gesundheit. Diese Ungleichheiten können 
durch Naturnähe oder als positiv erlebte öffentliche Sicherheit nur partiell 
kompensiert werden. 

Unsere Ausgangsfrage lautete: Warum ist der für die deutsche Gesellschaft so 
fundamentale Grundkonsens der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse brü- 
chig geworden? Drei Ursachen möchten wir hervorheben. Erstens greift ange- 
sichts des Umbaus von der Industriegesellschaft zur globalisierten Wissen- 
schaftsgesellschaft das Konzept der „nachholenden Modernisierung“ nicht 
mehr. Zweitens sind (vor allem die ostdeutschen) Agglomerationsräume selbst 
von einem unbewältigten Strukturwandel betroffen, der es nicht erlaubt als 
„Kraftspender“ oder Motor für die umliegenden Regionen aufzutreten. Drit- 
tens - darauf macht Koselleck aufmerksam - basiert ein Bundesstaat auf einem 
abstrakten Staatsverständnis, für das ein „technisch-pragmatischer Ton“ cha- 
rakteristisch ist (Koselleck 2006: 494). Dass sich ein „empathisches“ Staatsver- 
ständnis nach dessen Missbrauch durch den Nationalsozialismus diskreditiert 
hat, versteht sich von selbst. Aber diese Ernüchterung brachte es mit sich, 
dass das Postulat der gleichwertigen Lebensverhältnisse keinerlei kulturellen 


90 Eva Barlösius, Claudia Neu 


Bezugspunkt hat, der für den Erhalt von kultureller Vielfalt oder Andersartig- 
keiten nutzbar wäre. Stattdessen materialisierte sich das Postulat der gleichwer- 
tigen Lebensverhältnisse in der Wirtschaft, dem Recht und den institutionelle 
Bedingungen als Quellen für eine institutionalisierte Gleichheit. Entsprechend 
wurde die ländliche Kultur in Ost- und Westdeutschland zumeist als rück- 
ständig gewertet, die es zu „modernisieren“ und an die städtischen Zentren 
anzupassen gelte. Durch wirtschaftliche, rechtliche und institutionelle Anglei- 
chung - so die Erwartung - würde diese Rückständigkeit beseitigt und an ihre 
Stelle die moderne, die städtische Kultur treten. Die räumlich-kulturellen Un- 
terschiede wurden damit als eine „Ordnung des Hintereinander“ und nicht als 
eine „Ordnung des Nebeneinander“ (Simmel) beschrieben, womit einherging, 
diese nicht als gleichgestellte und gleichberechtigte Verschiedenartigkeiten an- 
zuerkennen. Gelingt es, Differenz als gleichberechtigt anzuerkennen, dann 
kann daraus möglicherweise abgeleitet werden, was Gleichwertigkeit jenseits 
von Gleichheit meint. 

Welche Diskussionsmöglichkeiten bieten sich an, für eine Gleichwertigkeit 
jenseits homogener Lebensverhältnisse auf dem Territorium? Das Postulat 
„gleichwertiger Lebensverhältnisse“ dringt darauf, dass die Ungleichheiten zwi- 
schen den Regionen ein bestimmtes Ausmaß nicht überschreiten. Das zu tole- 
rierende Ausmaß an Ungleichheit wird gesellschaftlich und politisch ausge- 
handelt. Grundlage dafür ist die Einigung auf eine Vorstellung von räumlicher 
Gerechtigkeit und praktisch zu erreichenden Gerechtigkeitsmaßen. Diese ori- 
entieren sich an gesellschaftlichen und politischen Werten, nicht an der de- 
mographischen Lage in den verschiedenen Regionen. Bisher war die einheitli- 
che Ausstattung mit Infrastruktur in allen Regionen ein erklärtes Ziel. Nun- 
mehr gilt es, die Infrastruktur nicht weiter als Komplettpaket zu sehen, son- 
dern nach technischen, sozialen und kulturellen Angeboten zu untergliedern. 
Im Einzelfall ist zu fragen, welches Infrastrukturangebot bzw. welche Ausstat- 
tung ist verhandelbar? Ist die Wasserqualität verhandelbar? Nein? Dann aber 
die Anschlussquoten an das öffentliche Wassernetz? Kann die Straßenreini- 
gung in spärlich bewohnten Gebieten wieder an die Bürger zurückgegeben 
werden? Kann der öffentliche Personennahverkehr bei einer Unterschreitung 
einer Mindestbevölkerungsdichte „entstaatlicht“ werden? Können Mindest- 
schülerzahlen je nach Landstrich variieren? Brauchen wir nicht mehr - anstatt 
weniger - soziale und kulturelle Infrastruktur, um Menschen in entlegenen 
Räumen zu halten? 

Vor allem muss es darum gehen, Gestaltungschancen für die noch unbekannte 
Zukunft dieser Regionen sowie Handlungsspielräume für die heutigen und zu- 
künftigen Generationen offen zu halten. Dies gelingt nur, wenn die gegenwär- 
tigen Handlungsalternativen darauf hin geprüft werden, dass diese sich nicht 
negativ auf „den (künftigen) Nutzen der anstehenden Entscheidungen“ aus- 
wirken (Luhmann 1997). Allerdings: Solange die Zukunft der peripheren länd- 
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lichen Räume beinahe ausschließlich von ihrer Bevölkerungszahl und -struktur 
hergeleitet wird, bleibt verdeckt, dass die Antwort auf die Frage, welche Ver- 
antwortung die Regionen füreinander und welche gegenseitigen Verpflichtun- 
gen sie untereinander einzugehen bereit sind, gesellschaftlich und politisch 
auszuhandeln ist und sich nicht schicksalhaft aus ihrer Demographie herausle- 
sen lässt. Bei dieser Aushandlung müsste es darum gehen, eine Vorstellung 
von räumlicher Gerechtigkeit zu entwickeln, die Gleichwertigkeit von Lebens- 
verhältnissen jenseits von Gleichheit und Angleichung denkt. Gleichheit und 
Angleichung waren typisch für die Vorstellung von territorialer Gerechtigkeit, 
welche Zukunft als Modernisierungsprojekt - für entlegene ländliche Räume 
als nachholende Modernisierung - verstand. Zukünftig scheint diese Vorstel- 
lung für eine „globalisierte Wissensgesellschaft“ wenig „passend“ (vgl. Castells 
2001). Wird Zukunft weiterhin als handlungsoffen verstanden, so ist eine Vor- 
stellung von territorialer Gerechtigkeit hilfreich, die Differenz als gleichberech- 
tigt anerkennt und Verschiedenartiges zulässt ohne die Teilhabechancen und 
Handlungsspielräume der Bewohner entlegener Regionen zu verschließen. 
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Silke van Dyk 


Kompetent, aktiv, produktiv? 
Die Entdeckung der Alten in der Aktivgesellschaft 


Alterslast, Vergreisung, Überalterung, Altenrepublik - das Repertoire an Kri- 
senbegriffen zur Beschreibung der im Zuge höherer Lebenserwartung und sin- 
kender Geburtenraten alternden Republik ist groß. Kommuniziert anhand von 
Katastrophenkategorien ist die Alterung der Gesellschaft in den letzten 20 Jah- 
ren zu einem der prominentesten Krisendiskurse avanciert, in dessen Rahmen 
die Implosion von Renten- und Krankenversicherung, eine nachlassende wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit und Innovationskraft sowie die gesellschaftliche 
Erstarrung unter der Last von Greisen beschworen wird. Doch damit ist nur 
eine Seite der Altenmedaille beschrieben, denn parallel zur skandalisierten 
Vergreisung der Gesellschaft ist eine Verjüngung der Alten zu konstatieren, 
werden sie doch im Zuge von Frühverrentungen und hoher Erwerbslosigkeits- 
raten jenseits der 55 immer früher in den Ruhestand entlassen. Der einstmals 
so kurze Lebensabschnitt im Sinne eines letzten Lebensrestes, kann inzwischen 
angesichts gleichzeitig steigender Lebenserwartung - insbesondere bei Frauen - 
über 30 Jahre umfassen. Die Mehrzahl der Älteren erlebt den größeren Teil 
dieser Zeit zudem bei guter Gesundheit und verfügt im Vergleich zu früheren 
Generationen über eine bessere materielle Absicherung und ein höheres Bil- 
dungs- bzw. Qualifikationsniveau (Kohli/Künemund 2003: 18). In Anbetracht 
der krisenhaft beschworenen Alterslast sowie der verbreiteten Einschätzung, 
dass im Gegensatz zu den wachsenden Ressourcen der Älteren, Geld- und 
Zeitressourcen für einen Großteil der erwerbsfähigen Bevölkerung eher ab- 
nehmen (Knopf et al. 1999: 115), werden diese Ressourcen der Älteren neuer- 
dings zum Gegenstand öffentlichen Interesses und ihre allein “private” Nut- 
zung zum Gegenstand der Kritik. Was den Apologeten des Sozialhilfemiss- 
brauchs der Florida-Rolf ist, sind den Generationenkriegerlnnen schnell die 
Kreuzfahrt-Käthe und der Golf-Gustav geworden. 

‘Rente mit 67° ist nur das derzeit prominenteste Schlagwort und politische 
Projekt im Kontext einer wissenschaftlichen und medialen Debatte, die in sehr 
viel umfassenderem Sinne die „Wiederverpflichtung Älterer“ (Bröscher et al. 
2000: 31) bzw. die „gesellschaftliche Nutzung [ihrer] Potentiale“ (Knopf et al. 
1999: 115) zum Thema hat. Der durch die Rentenreform 1957 institutionali- 
sierte und als wohlverdient konzipierte Ruhestand steht neuerdings - wenn 
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nicht materiell so doch diskursiv - zur Disposition: Auch für die Alten wird 
verstärkt eine dem Rentenbezug als sozialem Recht korrespondierende Pflicht- 
erfüllung auf die Agenda gesetzt und die so genannte welfare dependency als 
Freifahrtschein zur Passivität problematisiert. „An die materiellen und immate- 
riellen Verbesserungen der Lebenslagen älterer Menschen wird die Erwartung 
geknüpft, dass die Mitglieder der älteren Generation ein steigendes Interesse 
an Mitgestaltung und Mitwirkung im politischen und sozialen Bereich entwi- 
ckeln werden“ (Kolland/Oberbauer 2006: 160). Noch deutlicher heißt es an 
anderer Stelle: „Von den kompetenter gewordenen Alten kann man ja doch 
schließlich fordern, dass sie ihre Kompetenzen auch einsetzen“ (Tews 1994: 
56f.). Konkret geht es in der Diskussion vor allem um die Übernahme von 
Betreuungs- und Pflegetätigkeiten, die Weitergabe von Erfahrungswissen sowie 
die Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeiten in Vereinen, Verbänden und Organı- 
sationen. Die Alterslast soll mit ihren eigenen ‘Waffen’, d.h. mit den Ressour- 
cen der älteren Menschen bekämpft werden: Parallel zur Beschwörung der Al- 
ten als gefährlicher Masse in einer alternden Gesellschaft - bzw. diese mitunter 
sogar überschreibend - füllt die Rede von den ‘produktiven’ und ‘aktiven’ Al- 
ten seit Mitte der 1990er Jahre die Seiten einschlägiger Publikationen. Die 
Diskursfigur der active society, die sich in Deutschland wie in zahlreichen an- 
deren europäischen Ländern in der Wende zum aktivierenden Sozialstaat ma- 
terialisiert hat, scheint die dritte Lebensphase, das Alter, erreicht zu haben. 
Doch im Gegensatz zu den nicht nur politisch, sondern auch wissenschaftlich 
hoch umstrittenen aktivgesellschaftlichen Reformen - vor allem im Bereich 
der Arbeitsmarktpolitik - , die sowohl hinsichtlich ihrer Effizienz und Wirk- 
samkeit, aber auch im Hinblick auf den Status sozialer Rechte sowie die Rolle 
von Eigenverantwortung kritisch diskutiert werden, erscheint die aktivgesell- 
schaftliche Entdeckung des Alters als allen Seiten zu Gute kommende, in ihrer 
positiven Konnotierung sowie der darin angelegten Alltagsplausibilität kaum 
hintergehbare win-win-Situation. Wer mag schon auf den Vorzügen eines 'ne- 
gativen’, inkompetenten’, ‘unproduktiven’, ‘alten’ Alters bestehen? 

Im Folgenden soll die wissenschaftliche Thematisierung dieses als aktiv und 
produktiv gedachten Alters rekonstruiert werden, um die Potentiale für eine 
kritische Reflektion der aktivgesellschaftlichen Mobilisierung des Alters auslo- 
ten zu können. Ziel ist es, die theoretischen Hintergründe des als aktiv ge- 
dachten Alters zu lokalisieren und die Schnittstellen von wissenschaftlichem 
Diskurs und aktueller politischer Debatte in den Blick zu nehmen. Wenig hilf 
reich ist in diesem Zusammenhang die umfangreiche Literatur zum Thema 
“Aktivierung und aktivierender Sozialstaat’, da Menschen in der Nacherwerbs- 
phase in diesem Forschungsstrang bis heute systematisch ausblendet bleiben. 
In der sozialgerontologischen und (entwicklungs-)psychologischen Forschung 
hingegen - sowie aktuelleren Datums zunehmend auch in der Soziologie - 
sind unter den Schlagworten ‘kompetentes Alter’, ‘erfolgreiches Alter’, “aktives 
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Alter’ und ‘produktives Alter’ eine Vielzahl von Konzepten auszumachen, die 
es lohnt, genauer unter die Lupe zu nehmen. Instruiert durch theoretische 
Perspektiven aus dem angelsächsischem Raum - zu nennen sind hier insbe- 
sondere die Foucauldian Gerontology und Ansätze einer Political Economy of 
Aging - wird zu zeigen sein, dass und warum die deutschsprachige wissen- 
schaftliche Debatte weniger der kritischen Reflexion der aktivgesellschaftlichen 
(Wieder-)Verpflichtung Älter zuträglich ist, als dass sie als Stichwortgeber einer 
produktivistischen Nutzung des so genannten Alterskapitals fungiert. 


Zur Entstehung des Alters als Lebensphase 


Zunächst stellt sich vor diesem Hintergrund die Frage, wie das Alter bzw. die 
Lebensphase Alter wissenschaftlich bestimmt werden. In der Literatur besteht 
weitgehende Einigkeit, dass die Entstehung einer strukturell einheitlichen, kol- 
lektiv erfahrbaren Lebensphase ‘Alter’ ein Produkt der Industrialisierung und 
des ausgehenden 19. Jahrhundert ist (Ehmer 1990). Nachdem ‘Alter’ bis ins 
19. Jahrhundert ausschließlich in Zusammenhang mit Armut gedacht und als 
individuelles Problem betrachtet wurde, bildete sich mit der Einführung eines 
von der individuellen Arbeitsunfähigkeit abgekoppelten Regelpensionsalters 
eine eigenständige Lebensphase heraus, die nun als kollektives Lebensrisiko 
begriffen und politisch bearbeitet wurde (Schimany 2003: 315, 324). Zugleich 
besteht jedoch Einigkeit darüber, dass es in allen kapitalistischen Ländern bis 
in die 50er und 60er Jahre des 20. Jahrhunderts dauerte, dass die erwerbsge- 
sellschaftliche Entpflichtung nicht automatisch mit Armut einherging und 
dass sie auch alltagskulturell zum „akzeptierten Ruhestand“ (Ehmer 1990: 152) 
werden konnte. 

Als die Soziologie das Alter in den 1950er Jahren als Gegenstandsbereich ent- 
deckte, wurde es vor allem als ‘soziales Problem’ thematisiert und im Hinblick 
auf seine Funktionslosigkeit für die Gesellschaft problematisiert. Ihren Platz 
„ganz am Rande der allgemeinen Soziologie“ (Kohli 1992: 232) hat die Alterns- 
soziologie dabei nie verlassen. Erst in den 1980er Jahren wurde das Alter als 
zentrale Dimension der Gesellschaftsstruktur zu einem prominenteren Thema 
soziologischer Forschung. Wegweisend war hier insbesondere die von Martin 
Kohli analysierte „Institutionalisierung des Lebenslaufs“ (Kohli 1985: 15) als 
neue Vergesellschaftungsform, „als Ablaufprogramm und mehr noch als lang- 
fristige perspektivische Orientierung für die Lebensführung“ (ebd.). Vor diesem 
Hintergrund ist Alter als Lebensphase zu verstehen, die sich durch die Dreitei- 
lung des Lebenslaufs in eine Vorbereitungs-, eine Erwerbs- und eine Ruhestands- 
phase herausgebildet hat und durch sozialpolitische Arrangements hergestellt 
und abgesichert - in diesem Sinne sozial konstruiert - ist (Göckenjan 2000: 385).' 


1 Die Perspektive auf die Institutionalisierung des Lebenslaufs ging dabei in der Regel mit ei- 
ner Homogenisierung der Altersphase einher, blieben doch vor allem die Bedeutung des 
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Heute ist man sich einig, dass die Institutionalisierung des Lebenslaufs - ohne 
jemals allgemeingültig gewesen zu sein - ihren Höhepunkt Ende der 1970er 
Jahre erreicht hat und dass seitdem infolge von Individualisierungsprozessen, 
modernisierten Geschlechterverhältnissen sowie veränderten Erwerbs- und Fa- 
milienstrukturen eine De-Standardisierung von Biographien zu konstatieren 
ist, die eine sukzessive Erosion der institutionalisierten Ablaufprogramme in 
Form von drei klar abgrenzbaren Lebensphasen zur Folge hat (Kohli 1986). 
Die Vergesellschaftung durch einen einheitlich organisierten und entpflichte- 
ten Ruhestand erhält vor diesem Hintergrund Brüche und Risse, ın denen die 
produktivistische Anrufung des Alters seit Ende der 1980er Jahre zu gedeihen 
beginnt.’ 


Disengagement-Theorie: 
Funktionslosigkeit des Alters in der Arbeitsgesellschaft 


Diese ‘Anrufung’ hat jedoch eine wissenschaftliche Vorgeschichte, die zu- 
nächst zur soziologischen Entdeckung des Alters in den 1950er Jahren zurück- 
führt. Neben der Funktionslosigkeit des Alters in der Arbeitsgesellschaft stand 
die ‘rollenlose Rolle’ der aus dem Arbeitsmarkt ausgegliederten älteren Men- 
schen im Vordergrund der damaligen Debatte. Die Betonung lag auf der Dis- 
kontinuität, auf dem Bruch zwischen Erwerbsphase und Ruhestand, der 
„Wandlung vom tätigen zum zuschauenden Leben“ (Blättner 1957: 15), für 
die häufig biologisch-medizinische Erklärungen angeführt wurden. Populärstes 
und trotz zahlreicher Kritiken bis heute prominent diskutiertes - den Alters- 
diskurs strukturierendes Analysekonzept - ist die Disengagement-Theorie von 
Cumming und Henry (1961), die von einem (unvermeidlichen) Rückzug älte- 
rer Menschen aus den Rollenfigurationen der Erwerbsphase ausgeht. 


„In our theory, aging is an inevitable mutual withdrawal or disengagement, resulting in decreased 
interaction between the aging person and others in the social systems he belongs to.“ (Cum- 
ming/Henry 1961: 14f.) 

In klassisch struktur-funktionalistischer Manier wird der Rückzug der Älteren 
dabei als gleichermaßen funktional für Individuum und Gesellschaft verstan- 
den. Den älteren Menschen sei es in Anbetracht der wahrgenommenen nach- 
lassenden Fähigkeiten ein natürliches Bedürfnis, sich aus der Gesellschaft zu- 
rückzuziehen; nicht zuletzt gestatte ihnen diese Freisetzung die notwendige 


weiblichen Alter(n)s in der Erwerbsgesellschaft sowie schichtspezifische Aspekte von unter- 
geordneter Bedeutung in der wissenschaftlichen Debatte (Saake 2006: 210). 

2 Ob deshalb jedoch bereits die Bedeutung von Alter als „aussagekräftige[r] Kategorie 
sozialwissenschaftlicher Analyse“ (Backes/Clemens 2003: 344) schwindet und der Ruhestand 
als Vergesellschaftungsform an Bedeutung verliert (Schroeter 2001: 9) darf - ähnlich wie die 
vorschnelle diskursive Preisgabe der Arbeitsgesellschaft in den 1980er Jahren - in Anbetracht 
der Persistenz lohnarbeitsbezogener Vergesellschaftungsmuster bezweifelt werden. 
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Auseinandersetzung mit dem bevorstehenden Tod. Der Gesellschaft sei der 
Rückzug der Älteren wiederum dienlich, da diese aufgrund des Verfalls von 
Kenntnissen und Fähigkeiten den Erfordernissen der Konkurrenzgesellschaft 
nicht mehr gewachsen seien. Neben dem in der Disengagement-Theorie ange- 
legten, von einem natürlichen physischen wie psychischen Leistungsabbau 
ausgehenden Defizitmodell des Alterns ist in der Literatur vor allem die An- 
nahme der Identität von individuellen Bedürfnissen und gesellschaftlichen Er- 
fordernissen kritisiert worden: 


„Durch die Definition des Individuums als im Verlaufe des Alterns nach Disengagement stre- 
bend können diesbezüglich jeglicher gesellschaftliche Zwang und seine Begleiterscheinungen, wie 
Segregation und Abwertung |[...] verschleiert werden.“ (Backes/Clemens 2003: 131) 

Darüber hinaus wird zu Recht angemerkt, dass der das Fundament der Theo- 
rie bildende Terminus des ‘sozialen Rückzugs’ so unbestimmt bleibt, dass es 
jenseits der Ausgliederung aus der Erwerbsarbeit an Kriterien für seine Be- 
stimmung mangelt (Schroeter 2001: 45). 

Obwohl die Disengagement-Theorie gerade nicht auf Produktivität, Aktivität 
oder Kompetenz im Alter zielt, sondern eine Negativbestimmung der Lebens- 
phase in Kategorien des Abbaus und Verfalls vornimmt, ist sie von großer Be- 
deutung für die Debatte um ein aktives und produktives Alter, da die wissen- 
schaftliche Thematisierung des Alters bis heute durch die Abgrenzung gegen 
das Defizitmodell des sozialen Rückzugs strukturiert ist (Katz 1996: 123). 


Aktivitäts- und Ausgliederungsthese: 
Aktiv in einer altersnivellierten Gesellschaft 


Bekanntestes Beispiel für die Abgrenzung gegen die Rückzugsthese ist die eben- 
falls Anfang der 1960er Jahre entwickelte so genannte Aktivierungs- oder Aus- 
gliederungsthese (Tartler 1961). Wie die Disengagement-Theorie geht die Aktı- 
vierungsthese von der empirischen Tatsache des allmählichen Rückzugs aus 
(Hohmeier 1978: 178: 24), hält diesen jedoch nicht für den natürlichen und 
unabwendbaren Umgang mit dem altersbedingten Abbau psychischer und 
physischer Kompetenzen, sondern für die erzwungene Ausgliederung älterer 
Menschen, die deren tatsächlichen Bedürfnissen und Fähigkeiten entgegenste- 
he. Die Aktivitätsthese nimmt an, dass alte Menschen - von (kleineren) ge- 
sundheitlichen Einschränkungen abgesehen - die selben psychischen und so- 
zialen Bedürfnisse haben wie im mittleren Lebensalter und dass der bei vielen 
Alten zu konstatierende psycho-physische Abbau nicht die Ursache für die ge- 
sellschaftliche Ausgliederung ist. Dieser sei vielmehr die Folge des Entzugs der 
Beschäftigungsmöglichkeit, die zudem in der Regel nicht mit der Erschließung 
neuer Rollen, d.h. einer Kompensation der Erwerbsrolle, einhergehe (Tartler 
1961: 15). Thema des Aktivitätsansatzes ist also die Bewältigung von Alltags- 
problemen, die durch Funktionslosigkeit entstehen, wobei Tartler als promi- 


98 Silke van Dyk 


nentester Vertreter des Ansatzes so weit geht, den „Verzicht auf eine definitive 
Altersrolle bei Fortführung der beruflichen Funktionen“ (Tartler 1961: 61) 
und damit eine weitgehende „Altersnivellierung“ (Tartler 1961: 95) zu fordern. 
Anders als die Disengagement-Theorie, die auf den Bruch zwischen Erwerbs- 
und Altersphase setzt, zielt die Aktivitätsthese damit auf Kontinuität im Le- 
benslauf (Biggs/Daatland 2004: 5). Die Leistungsansprüche der kapitalisti- 
schen Erwerbsgesellschaft werden zum Maßstab einer nicht hinterfragten 
Normalität und die mittleren Lebensjahre als uneingeschränkt positive Refe- 
renzgröße dargestellt (Lenz et al. 1999: 40f.). 

Von besonderer Bedeutung ist nun, dass die Aktivitätsthese nicht lediglich ei- 
ne von zahlreichen sozialgerontologischen Theorien ist, sondern dass ihre 
Grundannahmen zur normativen Basis der Gerontologie im Allgemeinen so- 
wie der Altenhilfepolitik der 1970er und 1980er Jahre geworden sind. Ent- 
scheidend für diese Entwicklung ist der Umstand, dass sich die Sozialgeronto- 
logie von jeher nicht allein als Wissenschaft verstanden hat, sondern auch als 
Lobbymacht im Dienst gegen Alten- und Altersfeindlichkeit (Saake 2006: 20). 
Von der Aktivitätsthese abweichenden Positionen stehen bis heute schnell im 
Verdacht, ein Defizitmodell des Alter(n)s zu vertreten bzw. zu fördern (Knopf 
et al. 1999: 100f.). Paradoxerweise tragen jedoch die Aktivitätsthese und weite 
Teile der gerontologischen Forschung selbst und entgegen ihrem erklärten An- 
spruch zur Stigmatisierung und Tabuisierung des Alters bei, da - wie skizziert 
- die mittlere Lebensphase einseitig als positive Bezugsgröße und Maßstab 
gewählt wird. Die aktivitätsfokussierte Gerontologie läuft damit Gefahr, durch 
die „Aufwertung des produktiven Alters (...) das nicht mehr produktive Alter 
indirekt zumindest zu einem unnützen zu machen“ (Lenz et al. 1999: 35) und 
durch Nicht-Thematisierung des alten - nicht ‘normalen’ Alters - Missstände 
und Probleme im gesellschaftlichen Umgang mit dem kranken, dementen 
und/oder pflegebedürftigen Alter(n) auszublenden (Zeman 1997: 307). 
Kritisiert wird ferner, dass es der Aktivitäts- und Ausgliederungsthese an einer 
strukturellen Einbettung fehle, da auf die Analyse der gesellschaftlichen, öko- 
nomischen und sozialen Bedingungen für ein aktives Alter(n) verzichtet werde 
(Krohn 1978: 56ff.). Durch die langjährige Hegemonie der These wurde das 
Alter in der gerontologischen Diskussion zu einem allein auf der Mikroebene 
analysierten Phänomen, wodurch - so die KritikerInnen - differierende gesell- 
schaftliche Positionen im Alter homogenisiert und die Frage der (Bereitschaft 
zur) Aktivität unabhängig von zentralen Vergesellschaftungsweisen wie Ge- 


3 In den Kategorien der Gleichheits-Differenz-Debatte der feministischen Bewegung und For- 
schung der 1970er Jahre gesprochen, setzt die Gerontologie einseitig auf Gleichheit durch 
Anpassung an eine altersunspezifische Norm, ohne die damit einhergehende Reproduktion 
der Nicht-Thematisierung des Alters in der Arbeitsgesellschaft - die dem von feministischen 
Differenztheoretikerinnen kritisierten Androzentrismus in der Geschlechterfrage vergleichbar 
ist - zu problematisieren. 
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schlecht oder sozialer Herkunft thematisiert wird - ein Phänomen, das sich, 
wie im Folgenden zu sehen sein wird, auch in der aktuellen Debatte um die 
Produktivität des Alters wiederfindet. So befürchten Bass und Caro durch die 
aktivitätsorientierte Zuspitzung der gerontologischen Debatte „adverse effects 
for vulnerable older people, notably women and members of minority groups“ 
(Bass/Caro 2001: 40) und Krohn kritisiert bereits Ende der 1970er Jahre poin- 
tiert, dass 


„hinter den aus der Ausgliederungs-Theorie abgeleiteten Forderungen nach Kompensation der 
Rollenverluste [...] Wertvorstellungen einer privilegierten Schicht [stehen], die bei bestehendem 
Bildungsniveau und den bestehenden Einkommensverhältnissen für die meisten nicht zu 
verwirklichen sind.“ (Krohn 1978: 57) 

Trotz der Prominenz der Aktivitätsthese in der gerontologischen Diskussion 
ist eine differenzierte Bestimmung des zugrundeliegenden Aktivitätsbegriffs ein 
Desiderat der Forschung geblieben (Dieck/Naegele 1993: 148). Vom Besuch 
des Häkelnachmittags in der Altentagesstätte, der selbstorganisierten Austra- 
lienreise, dem regelmäßigen Joggen bis hin zur Beaufsichtigung des Enkelkin- 
des und der Vorbereitung des Weihnachtsbasars in der Kirchengemeinde fin- 
det sich ein erstaunliches Konglomerat von Tätigkeiten unter dem Dach der 
Aktivität wieder. Kritische Stimmen betonen, dass gerade diese Unklarheit 
Programm und Problem der Aktivitätsthese sei, die „confused meaningless 
“busy-ness’ with meaningful fulfillment“ (Katz 1996: 127) gleichsetze und auf 
die Propagierung eines „ziellosen Aktivismus“ (Zeman 1997: 308) hinauslaufe. 


Erfolgreiches und kompetentes Alter 


Stimuliert durch die gerontologische Aktivitätstheorie hat sich in der (Sozial-) 
Psychologie das Konzept des kompetenten bzw. erfolgreichen Alter(n)s heraus- 
gebildet (Baltes/Baltes 1989), das mit seinem Fokus auf die (aktive) Kompen- 
sation von bzw. den Umgang mit altersbedingten Veränderungen und Verlusten 
einen Kontrapunkt zur populären Kontinuitätsannahme der Aktivitätsthese setzt, 
zugleich aber in Anbetracht der auch in der Aktivitätsthese angelegten partiel- 
len Rollenkompensation Anknüpfungspunkte bietet (Estes et al. 2003: 14). Der 
Erfolg des Alter(n)s bestimmt sich aus dieser Perspektive weniger an der Auf 
rechterhaltung eines Ideals des mittleren Lebensalters, als an der kompetenten 
Bewältigung der mit dem Alterungsprozess einhergehenden Veränderungen. 
Da Kompetenz sich aus der Relation zwischen den Anforderungen an einen 
(älter werdenden) Menschen und dessen persönlichen Ressourcen zu ihrer Be- 
wältigung bestimmt, wird „von Normierungen weitgehend Abstand genom- 
men. Der Vergleich zwischen jüngeren und älteren Menschen tritt zurück.“ 
(Olbrich 1989: 315). Erfolgreiches Altern kann man vor diesem Hintergrund 

„als den phänotypischen Ausdruck einer grundlegenden Fähigkeit [ansehen], auf Herausforde- 


rungen des Selbst sowie biologischer und ökologischer Systeme adäquat und flexibel zu reagie- 
ren.“ (Featherman 1989: 17) 
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Optimierung durch Selektion und Kompensation - d.h. Optimierung durch 
Konzentration auf Bereiche von hoher Priorität sowie durch Ausgleich nicht 
mehr ausführbarer Verhaltensweisen - ist die Devise des erfolgreichen und 
kompetenten Alters (Baltes/Baltes 1989: 9). Anders als Disengagement-Theorie 
und Aktivitätsthese ist das Konzept des erfolgreichen und kompetenten Alters 
in der deutschsprachigen Debatte weitgehend unkritisch aufgenommen und 
rezipiert worden. Dass sich hinter dieser scheinbar unproblematischen Fassade 
wichtige Impulse für die Aktivierung und ‘In-Pflichtnahme’ des Alters verber- 
gen, wird im Rahmen der durch die Foucauldian Gerontology inspirierten krı- 
tischen Diskussion des produktiven Alters zu erörtern sein. 


Die Erfindung des produktiven Alter(n)s 


Bei der Aktivitäts- und Ausgliederungsthese sowie dem Modell des erfolgrei- 
chen und kompetenten Alter(n)s handelt es sich um gerontologisches Grund- 
und Nischenwissen, das bis Anfang der 1990er Jahre weder in sozialwissen- 
schaftlichen Analysen noch in der politischen Debatte eine Rolle gespielt hat. 
Erst im Zuge der eingangs skizzierten politischen Entdeckung der Ressourcen 
älterer Menschen hat eine Popularisierung des gerontologischen Wissens statt- 
gefunden, im Zuge derer die alltagssprachlich positiv besetzten Termini des 
aktiven und erfolgreichen Alter(n)s (weiter) an Kontur verloren haben (Tay- 
lor/Bengtson 2001: 120). 


„[Mlost people like to be thought of as successful. [...| Active, successful and productive ageing 
has taken on a moral significance that mediates our everyday understanding of what is it to age 
well.“ (Biggs 2004: 96) 

In diesem Sinne begrifflich und konzeptionell positiv aufgeladen stellen die 
Termini ‘Erfolg’, ‘Kompetenz’ und ‘Aktivität’ „leere Signifikanten“ (Laclau/ 
Mouffe 1991) dar, die durch ihre Offenheit Differenzen unter dem Schein von 
Äquivalenz vereinen können. Nur vor diesem Hintergrund ist beispielsweise 
nachvollziehbar, dass das produktive Alter(n) in der deutschsprachigen wissen- 
schaftlichen Diskussion sowohl in scharfer Abgrenzung zur Aktivitätsthese 
entwickelt (Tews 1994; 1996) als auch aus dieser abgeleitet (Knopf et al. 1999) 
wird. Vor allem aber tritt die Propagierung des produktiven Alters - noch be- 
vor es konzeptionell bestimmt ist - in die Fußstapfen des gerontologischen 
Lobbyismus, der sich dem Kampf gegen Alten- und Altersfeindlichkeit ver- 
schrieben hat. Eine kritische Perspektive auf Produktivität im Alter gerät vor 
diesem Hintergrund - ähnlich wie es im Rahmen der Aktivitätsthese zu sehen 
war - schnell in den Verdacht, das Alter abzuwerten bzw. ein Defizitmodell zu 
propagieren (Biggs 2004: 100). 

Was aber ist ein produktives Alter, wenn der alltagssprachliche Ballast und der 
verengte Lobbymacht-Blick abgeworfen sind? Mit Blick auf die in begrifflich- 
konzeptioneller Hinsicht systematischere englischsprachige Debatte lässt sich 
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festhalten, dass „[t]he locus of discourse for productive aging is always on the 
economy“ (Moody 2001: 181), wobei umstritten ist, wie weit die ökonomi- 
sche Fundierung gefasst wird, bzw. welchen Tätigkeiten ein wirtschaftlicher 
Nutzen zugeschrieben wird. Caro, Bass und Chen (1993: 6) bestimmen in ih- 
rer ebenso einflussreichen wie heftig kritisierten Definition productive aging 
„[as] any activity by an older individual that produces goods and services, or develops the capac- 
ity to produce them, whether they are to be paid for or not.“ 

Diese Definition umfasst Erwerbsarbeit, Freiwilligenarbeit im Dienstleistungs- 
bereich, bestimmte unbezahlte Arbeiten im familiären und sozialen Umfeld 
sowie (Aus-)Bildungsaktivitäten, die die Effektivität in den genannten Berei- 
chen stärken. Tätigkeiten, die allein der persönlichen Entfaltung dienen - Bei- 
spiele sind sportliche und kulturelle Aktivitäten - werden ebenso wie ein 
Großteil der unbezahlten Hausarbeit nicht erfasst (Bass/Caro 2001: 39). Die 
Mehrzahl der Definitionen bezieht den Bereich der Hausarbeit jedoch explizit 
mit ein oder/und dehnt den Produktivitätsbegriff auf den Bereich der persön- 
lichen Selbstentfaltung aus. In einer der weitesten Definitionen sprechen But- 
ler and Geason von productive aging 

„[as] the capacity of an individual or a population to serve in the paid workforce, to serve in 
volunteer activities, to assist in the family, and to maintain himself or herself as independently as 
possible.“ (Butler/Geason 1985: 13) 

Mit dem letztgenannten Punkt des Erhalts der eigenen Unabhängigkeit ist ei- 
ne Anknüpfung an das Konzept des erfolgreichen und kompetenten Alters ge- 
schaffen, das in der englischen Debatte als Voraussetzung für ein im ökono- 
mischen Sinne produktives Alter diskutiert wird. 

Diese Perspektive geht in der deutschsprachigen Debatte, die (allein) in impli- 
ziter wie expliziter, kritischer wie kontinuitätsbegründender Anknüpfung an 
die Aktivitätsthese geführt wird und eine wenig systematisierte Palette von Tä- 
tigkeiten zum Gegenstand hat, verloren. Die Analysen konzentrieren sich we- 
niger auf eine konzeptionelle Bestimmung und gesellschaftstheoretische Ana- 
lyse des produktiven Alter(n)s als auf seine empirische Erfassung und die Erör- 
terung von Chancen und Risiken der gesellschaftlichen Nutzung; einig ist 
man sich allein, dass es im Gegensatz zur Prozessorientierung der Aktivitäts- 
these um eine produktorientierte Perspektive gehe (Schmidt 1997). Eine zent- 
rale Rolle spielen in diesem Zusammenhang Ansätze, die auf die bereits vor- 
handenen produktiven Leistungen der älteren Generation verweisen und den 
Beitrag der Älteren zur Leistungsbilanz zwischen den Generationen hervorhe- 
ben (Schimany 2003: 371). Die unklare und uneinheitliche Begriffsbestim- 
mung hat jedoch zur Folge, dass die empirischen Daten zur Produktivität von 
Menschen in der Nacherwerbsphase - insbesondere was den Längsschnitt be- 
trifft - kaum vergleichbar und so disparat sind (Künemund 2006: 293), dass 
für jede These zum produktiven Alter(n) ein Beleg zu finden ist. 

Zentraler Diskussionsstrang jenseits der empirischen Analysen ist - wie bereits 
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angedeutet - das für und wider der gesellschaftlichen (Wieder-)Verpflichtung 
des Alters, die Bedingungen und Möglichkeiten der gesellschaftlichen Nut- 
zung der Potentiale und Ressourcen älterer Menschen sowie die Gefahr ihrer 
(sozialpolitischen) Instrumentalisierung. Weitgehende Einigkeit besteht in der 
Literatur dahingehend, dass sich die Bedingungen des Alter(n)s im Zuge stei- 
gender Lebenserwartung, verbesserter Gesundheitsversorgung und zunehmen- 
der Bildungsressourcen verändert haben, so dass die Möglichkeiten für eine 
produktive Altersphase potentiell zugenommen haben, während angesichts der 
Alterung der Gesellschaft gleichzeitig das öffentliche Interesse an einer Nut- 
zung der Ressourcen gewachsen ist (Knopf 2002: 71). Die Schlussfolgerungen, 
die aus dieser Analyse gezogen werden, sind jedoch höchst unterschiedlich: 
Bekanntester Apologet einer (Wieder-)Verpflichtung des Alters ist der Soziolo- 
ge und Gerontologe Hans Peter Tews, der explizit auf die diskursive Delegiti- 
mierung und institutionelle Einschränkung des entpflichteten Ruhestands 
zielt. In Abgrenzung zum Leitbild des aktiven Alters betont er, dass es nicht 
länger um ich-zentrierte Aktivitäten um ihrer selbst willen gehen könne, son- 
dern dass vielmehr die Produktivität des Alters im Sinne eines „Werte erzeu- 
gendeln], sozial nützliche[n] Verhalten[s]* (Tews 1996: 189) im Vordergrund 
stehen müsse. Mit Blick auf die gestiegenen Potentiale von Menschen in der 
Nacherwerbsphase betont er: 


„Ist dies so, dann haben sich auch die Potentiale zur Verpflichtung und zu neuen Wiederver- 
pflichtungen erhöht. [...] Von den kompetenter gewordenen Alten kann man ja doch schließlich 
fordern, dass sie ihre Kompetenzen auch einsetzen.“ (Tews 1994: 56) 

Im Gegensatz zu vielen anderen Autoren schließt er auch eine erwerbsgesell- 
schaftliche Verpflichtung nicht aus und schlägt ein verpflichtendes soziales 
Jahr für leistungsfähige ältere Menschen vor (Tews 1994: 58). 

Die prominent diskutierten Wiederverpflichtungs-Vorschläge Tews, der als 
Stichwortgeber für den politischen Aktivierungsdiskurs fungiert, haben in der 
sozialwissenschaftlichen und gerontologischen Debatte heftige Gegenreaktio- 
nen hervorgerufen, die jedoch bereits auf den zweiten Blick viel von ihrem 
vermeintlich kritischen Potential im Hinblick auf die politisch forcierte Mobi- 
lisierung Älterer einbüßen. Zwar wird der von Tews propagierte Pflichtcharak- 
ter von den meisten AutorInnen vehement zurückgewiesen, zugleich ist je- 
doch die Rede von der Notwendigkeit einer „Verantwortungsübernahme“ 
(Knopf 2002: 71) oder der „überpersönlichen Verantwortung“ (Schimany 
2003: 373) des Alters. Zudem wird die Kritik an der Wiederverpflichtungsthese 
weniger mit dem Verweis auf den ‘wohlverdienten Ruhestand’ oder die ‘späte 
Freiheit’ begründet, als mit dem Hinweis darauf, dass die Stimulierung freiwil- 
ligen Engagements für die Gesellschaft nutzbringender sei. So heißt es in einer 
Publikation zum sozialen Engagement älterer Menschen: 


„Wo Potenziale der älteren Menschen für ein gemeinwohlorientiertes Engagement erschlossen 
werden sollen, ist eine radikale De-Legitimierung eines entpflichteten Ruhestandes inopportun. 
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‘Wiederverpflichtung’ als eine systemische Einschränkung von Freiheit und Selbstwahl scheint 
kein geeignetes Mittel zu sein, Engagementbereitschaft zu wecken. [...| Es kann im Gegenteil nur 
darum gehen, vor dem Hintergrund gesellschaftlich zugestandener Selbstwahl attraktive Mög- 
lichkeiten der Beteiligung und des Engagements zu schaffen.“ (Knopf 2002: 77) 

Der gesicherte Ruhestand wird als notwendige Voraussetzung für die gesell- 
schaftliche Nutzung des Alterskapitals diskutiert und es wird die Befürchtung 
formuliert, dass eine neue Verpflichtungsethik die Kreativität der Beiträge älte- 
rer Menschen im Keim ersticken könnte (Zeman 1997: 329). Backes argumen- 
tiert im Hinblick auf die Zielgruppe, dass gesellschaftlicher Druck im Alter 
nicht mehr akzeptiert werde, so dass es darum gehen müsse, durch „gesell- 
schaftliche Motivationsanstrengungen“ (Backes 2006: 89), die ungenutzten Po- 
tentiale der Älteren zu erschließen. In der Tradition der gerontologischen Dis- 
krepanzthese (Riley/Riley 1992) stehend, gehen die meisten AutorInnen dabei 
von einer strukturellen Diskrepanz zwischen den individuellen Möglichkeiten 
älterer Menschen sowie den gesellschaftlichen Opportunitätsstrukturen aus 
(Künemund 2006: 294) und betonen, dass es weniger um die Veränderung des 
Verhaltens älterer Menschen als um die Veränderung der Verhältnisse gehe 
(Knopf 2002: 73). Wie im Folgenden zu sehen sein wird fehlt es jedoch so- 
wohl an einer fundierten Analyse der Verhältnisse als auch an einer kritischen 
Reflektion der Verhaltensebene. 


Productive aging revisited - kritische Perspektiven 


Da die Diskrepanzthese gesellschaftliche Ungleichheitsstrukturen weitgehend 
ausblendet ist mit ihr - wie bereits im Rahmen der Aktivitätsthese problemati- 
siert - eine an der Norm des weißen Mittelschicht-Mannes ausgerichtete Ver- 
einheitlichung der individuellen Möglichkeiten älterer Menschen verbunden 
(Taylor/Bengtston 2001: 130). Den je nach Geschlecht, sozialer Schicht oder 
ethnischer Zugehörigkeit sehr unterschiedlich hohen Hürden auf dem Weg 
zur Erfüllung des produktiven Ideals wird keine Rechnung getragen. Auch er- 
weist sich das in der Aktivitätsthese begründete gerontologische Credo der 
strukturellen Diskrepanz als äußerst passfähig im Sinne des aktuellen Aktivie- 
rungsdiskurses, da der Ausbau zivilgesellschaftlicher Gelegenheitsstrukturen für 
die Mobilisierung des Alterskapitals aus dieser Perspektive uneingeschränkt 
und weitgehend unkritisch begrüßt wird (Knopf 2002: 74f.). Dass die sich im 
Aufbau befindlichen Programme und Strukturen zur Engagementförderung 
ebenso wie die rhetorische Beschwörung der Altersproduktivität einen starken 
Mittelschichts-Bias haben (Bröscher et al. 2000: 36), der von wissenschaftlicher 
Seite weitgehend unproblematisiert bleibt, versteht sich vor diesem Hinter- 
grund fast von selbst. 

Ohne dieser ‘Fallstricke’ gewahr zu werden, wird zugleich einhellig vor einer 
(politischen) Instrumentalisierung des produktiven Alters gewarnt (Backes 
2006: 65). So richtig (und selten) in diesem Zusammenhang Hinweise auf den 
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neoliberalen Umbau der Gesellschaft sind, so sehr erscheint die Instrumentali- 
sierung in der Regel nicht als strukturelles Problem, sondern als ärgerliche 
Fehlentwicklung, als unglücklicher Umschlag von sinnstiftender Engagement- 
förderung zu Ausbeutung. Die Instrumentalisierungskritik beruht auf der Kon- 
struktion einer einfachen Dichotomie von ‘guter’ Nutzung der (eigenverant- 
wortlich zur Verfügung gestellten) Alterskompetenz einerseits und ihrer ‘bö- 
sen’ Instrumentalisierung andererseits, die blind für Übergänge und gegenseiti- 
ge Bedingungsverhältnisse ist.‘ Von Kondratowitz weist in diesem Zusammen- 
hang darauf hin, dass die Möglichkeit der Nutzung des Alterskapitals immer 
schon in der diskursiven Benennung und Förderung der Alterskompetenz an- 
gelegt ist (von Kondratowitz 1998: 238). Vor allem aber wird die vermeintliche 
Fehlentwicklung der Instrumentalisierung isoliert von gesellschaftlichen Kräf- 
teverhältnissen und „structural influences on the ageing experience including 
social relations and societal institutions such as capital, the state and the 
sex/gender system“ (Estes et al. 2003: 20f.) analysiert. Eine konsequente Perspek- 
tive auf die soziale Konstruktion des produktiven Alters im Sinne einer political 
economy of ageing (Estes et al. 2003: 28ff.), die die Rolle von Produktivität im 
Kapitalismus, die notwendige Verbindung von Nutzung und Ausbeutung sowie 
die politischen Implikationen eines eigenverantwortlichen Alter(n)s’ in den Blick 
nehmen könnte, existiert in der deutschsprachigen Debatte nicht. 

Die Perspektive auf die Konstruktion von Produktivität als neues Leitmotiv 
des Alter(n)s lenkt den Blick über die strukturelle Entbettung des Produktivi- 
tätspostulats hinaus auf die zweite zentrale Leerstelle der deutschen Debatte: 
die Ebene des Verhaltens bzw. die Rolle der Subjekte im Rahmen der disku- 
tierten Verhältnisse. So sehr die Instrumentalisierung des produktiven Alters 
im Sinne einer erzwungenen Nutzung des Alterskapitals kritisiert wird, so we- 
nig wird seine Disziplinierung durch die Normalisierung der Produktivitätser- 
wartung problematisiert. Einzige Ausnahmen in der deutschsprachigen Debat- 
te sind die Arbeiten von Klaus Schroeter, der - wenn auch eher kursorisch - 
die normalisierende Kontrolle des Alters in den Blick nimmt: 

„Die Leitgedanken der Salutogenese, die Empowermentsstrategien zur Kompetenzaktivierung, die 


Interventionen zur Förderung eines erfolgreichen und produktiven Alterns [...] fügen sich in die 
regulierenden Strategien der Bio-Politik (Foucault) ein. So unterschiedlich ihre jeweiligen Stoß- 


4 So heißt es bei Backes und Clemens, die zu den schärfsten Kritikerlnnen einer politischen 
Instrumentalisierung der Altersproduktivität gehören: „Allgemein wird das Alter der Zukunft 
stärker eingebunden sein, und zumindest das ‘jüngere Alter’ wird wieder mehr gesell- 
schaftliche Verantwortung übernehmen (müssen und wollen). Das Muster des ‘sozial gesi- 
cherten Ruhestandes’ wird nicht obsolet, die Renteneinkommen werden aber auf ein ger- 
ingeres Niveau abgesenkt und um mehr Eigenverantwortlichkeit des Alters ergänzt.“ 
(Backes/Clemens 2003: 343f.) Wer ein solches Bild des produktiven Alter(n)s zeichnet, muss 
vor seiner Instrumentalisierung nicht mehr warnen, wird das ‚Alterskapital’ doch im Ergeb- 
nis der Vision von den Alten wie selbstverständlich bereitgestellt. 

5 „The privatization of risks, as the responsibility of the older individual that is embedded 
within the productive model, justifies the retreat of the state services.“ (Estes et al. 2003: 74) 
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richtungen auch sind, so vereint sie doch die Klammer der Selbstakzentuierung und Förderung 
der Eigenständigkeit.“ (Schroeter 2002: 100f.) 

Um diese Perspektive für eine kritische Evaluierung des wissenschaftlich se- 
kundierten, politischen Produktivitätspostulats und seiner gesellschaftlichen 
Verankerung nutzbar machen zu können, lohnt ein Blick auf die sich im an- 
gelsächsischen Raum konstituierende Foucauldian Gerontology. 


Foucauldian Gerontology 


Im Gegensatz zur Mainstream-Gerontologie, die ihren Gegenstand - das Al- 
ter(n) und die Alten - immer schon voraussetzt, bevor sie über ihn spricht, in- 
teressiert sich die Foucauldian Gerontology ebenso wie die Cultural Geronto- 
logy im weiteren Sinne für seine Genese und Konstruktion sowie die darin 
eingelassenen Machtverhältnisse: 


„Like the aged body, the elderly population was not so much discovered as it was constituted as 
a site of power knowledge [...] The bulk of academic gerontological research is in fact consumed 
with knowing the elderly population’s growth, size, movements, profiles, and needs. The ques- 
tion of how the elderly come to be known in these populational terms, however, is rarely ad- 
dressed in mainstream gerontology.“ (Katz 1996: 49) 

Entscheidend ist aus dieser Perspektive, dass es kein richtiges und falsches - 
im ideologiekritischen Sinne durch herrschende Kräfte - verzerrtes Wissen ü- 
ber das Alter gibt, sondern dass jedes alters- und altenspezifische Wissen Aus- 
druck von Machtverhältnissen ist, mit Machtwirkungen einhergeht und in die 
Konstituierung des Alters als Gegenstand der Rede einfließt (Biggs/Powell 
2001: 98). Es gibt keine Geschichte des Alters, die nicht auch eine Geschichte 
der Kontrolle, der Regierung und Selbstregulierung ist, keine Empowerment- 
Strategie oder (noch so gut gemeinte) Förderung von Engagement im Alter, 
die nicht auch eine “Zurichtung’ des Alters ist: „The injunction to stay active 
and productive, however well-meaning, is nevertheless a form of social 
control.“ (Estes et al. 2003: 78). Die im Zuge der De-Institutionalisierung des 
Lebenslaufs (Kohli 1986) erfolgte Heterogenisierung des Lebens im Alter bzw. 
der Alternsprozesse, die eine neue Altersvielfalt hervorgebracht und - vor al- 
lem für privilegierte Alte (Biggs/Powell 2001: 109) - neue Wahlfreiheiten er- 
öffnet hat, geht mit neuen Formen normierender Regulierung und Homogeni- 
sierung einher. Durch die neuen Leitbilder des erfolgreichen und produktiven 
Alterns werden 

„die gerade offensichtlich gewordene Pluralisierung des Alters und seine damit verbundene 'nor- 
mative Dissoziation’, [...| nun einer, wenn man so will, neuen gesellschaftlichen Rahmung ausge- 


setzt, deren Leitkriterien mit ‘gesellschaftlicher Verpflichtung’, ‘gesellschaftlicher Selbstlegitimati- 
on’ und ‘Remoralisierung’ umschrieben werden können.“ (von Kondratowitz 1998: 62) 


Mit ähnlichen Tenor heißt es bei Biggs und Daatland: 


„If increasing diversity requires us to recognise the heterogenious nature of aging, there are coun- 
tervailing tendencies to render ageing more manageable, simplified and subject to control.“ 
(Biggs/Daatland 2004: 2) 
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Die De-Institutionalisierung des Lebenslaufs geht also nicht, wie häufig ange- 
nommen, mit einer Deregulierung des Alters, sondern mit seiner Re-Regulie- 
rung einher, die eingelassen ist in den neo-liberalen Umbau der Gesellschaft. 
Diese Re-Regulierung erfolgt dabei nicht als ‘von außen’ erzwungener Prozess, 
als Instrumentalisierung oder Verpflichtung der widerstrebenden alten und al- 
ternden Menschen, sondern - im Sinne eines „mechanism for the manage- 
ment of everyday life and a neoliberal narrative of self“ (Biggs 2004: 101) - 
durch Verlagerung der Regulierung in die Subjekte selbst, durch Selbstakzentu- 
ierung und Anleitung zur Selbstführung (Estes et al. 2003: 64f.). Ganz im Sin- 
ne des Konzepts des erfolgreichen Alterns geht es um die Propagierung von 
Produktivität als „Arbeit an sich selbst und an der eigenen Entwicklung“ (Bal- 
tes/Montada 1996: 3) - eine Verknüpfung, die ob der durchgängigen Entprob- 
lematisierung des ‘erfolgreichen Alterns’ in der deutschsprachigen Debatte ver- 
loren geht. Hilfreich, um diesen Prozess der Subjektivierung theoretisch zu er- 
fassen, ist eine von Michel Foucault in seinem Spätwerk entwickelte Macht- 
dimension, die nicht direkt unterwirft, sondern die Subjekte durch die Pro- 
duktion von Wahrheit anleitet, sich selbst zu führen: 

„Vielleicht eignet sich ein Begriff wie Führung gerade kraft seines Doppelsinns gut dazu, das Spe- 
zifische an den Machtverhältnissen zu erfassen. ‘Führung’ ist zugleich die Tätigkeit des ‘Anfüh- 
rens’ anderer (vermöge mehr oder weniger strikter Zwangsmaßnahmen) und die Weise des Sich- 
Verhaltens in einem mehr oder weniger offenen Feld von Möglichkeiten.“ (Foucault 1987: 255) 
Durch die Verankerung des Produktivitätspostulats und der eigenverantwortli- 
chen Sorge für ein erfolgreiches und kompetentes Alter als gesellschaftliche 
Leitideen, fällt die Lenkung, d.h. die Fremdführung der alternden Individuen 
zunehmend mit ihrer Selbstführung zusammen, so dass Zwang nicht mehr das 
primäre Medium der Disziplinierung darstellt. Der in der wissenschaftlichen 
Debatte um das produktive Alter positiv gegen die Wiederverpflichtungsthese 
in Stellung gebrachte Verweis auf (freiwillige) Partizipation und Verantwor- 
tungsübernahme, erscheint vor diesem Hintergrund in einen anderen Licht. So 
wird in der Rede von der „gesellschaftlich zugestandene[n] Selbstwahl“ (Knopf 
2002: 77) als Alternative zur Verpflichtung nicht nur der von Foucault be- 
schriebene Punkt erkennbar, an dem Fremd- und Selbstführung zusammenfal- 
len, sondern es zeigt sich auch das machtstrukturierte ‘Führen der Führungen’, 
das den legitimen Rahmen der Selbstwahl bestimmt. Obwohl in der neueren 
Alter(n)sforschung zunehmend die Rede davon ist, Ältere nicht nur als Adres- 
saten, sondern als Ko-Produzenten und Mitgestalter ihrer eigenen Lebenskul- 
tur zu gewinnen, sucht man vergeblich nach Analysen, die - um in der Fou- 
caultschen Terminologie zu bleiben - das Verhältnis von Führung und Selbst- 
führung in den Blick nehmen. 

Aus dieser Perspektive wird nicht zuletzt der Übergang zwischen erfolgreichem 
und produktivem Alter fließend. Abgesehen davon, dass ein erfolgreiches und 
kompetentes Alter im Sinne psychischer und physischer Performanz als Vor- 
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aussetzung für ein produktives Alter betrachtet werden kann (Moody 2001: 
182), wird die subjektgesteuerte Formierung von Körper und Geist, die Regie- 
rung des Selbst bzw. das “Sich-Verhalten’ als inhärenter Bestandteil der gesell- 
schaftlichen Normierung und als ‘alter ego’ der sozialpolitischen Regulierung 
des Alters erkennbar. Estes et al. bemerken zum Konzept des erfolgreichen Al- 
ter(n)s treffend: 


„It is generally perceived as allowing maximum self-control to the patient or client, providing a 
basis for interaction and grounds for intervention. In other words, it spans the gap between for- 
mal ideology and self-surveillance. [...] At root, successful ageing |...] presents a liberal response 
to age as a natural, manageable problem.“ (Estes et al. 2003: 70) 

Mit der Benennung der Möglichkeit, das Alter erfolgreich und kompetent zu 
bewältigen, geht im Zuge der Popularisierung von Eigenverantwortung und 
-initiative zunehmend die gesellschaftliche Erwartung einher, dass die als mög- 
lich konstruierte Leistung - gesund und selbstständig zu altern - auch er- 
bracht wird (Biggs/Powell 2001: 96).° 

Nicht zuletzt eröffnet die Foucauldian Gerontology den Blick auf die Biome- 
dikalisierung des Alters, die im Zuge zunehmender Lebenserwartung und ver- 
besserter Gesundheitsbedingungen im Alter auf die Hegemonialisierung der 
medizinischen Perspektive und die Marginalisierung sozialer Faktoren hinaus- 
läuft. Wo im entwicklungspsychologischen Modell des erfolgreichen und 
kompetenten Alters noch den persönlichen Ressourcen Rechnung getragen wur- 
de, lassen die Versprechen medizinisch-technischer Innovationen sowie die Phi- 
losophie der Wellness und der Fitness das Nicht-Altern zu einer Frage der Wahl 
und das Altern zu einem Versagen werden (Estes et al. 2003: 34). In einem viel- 
rezipierten, populärwissenschaftlichen Buch zum erfolgreichen Altern heißt es: 


„Ihe fragility of old age is largely reversible [...] what does it take to turn back the ageing clock? 
It's surprisingly simple. [....] Success is determined by good old-fashioned hard work.“ (Ro- 
we/Kahn 1998: 102) 

Die schon in der Aktivitätstheorie angelegte und seit den 1970er Jahren viel- 
fach kritisierte Abwertung des nicht-aktiven, des kranken und hochaltrigen Al- 
ters wird hier neu aufgelegt; der Übergang ins vierte Lebensalter wird zur 
(selbstverantworteten) Niederlage im Kampf mit dem Leben, zum Versagen 
des aktiv gedachten Subjekts. So populär die Rede vom produktiven und er- 
folgreichen Alter ist, so konsequent wird über seine - immer vorhandene - 
Kehrseite geschwiegen. Die Frage, wer zu den ‘gescheiterten’ Alten gehören 
soll - „die kranken und schwerstpflegebedürftigen Alten, die Verwirrten und 
demenziell Erkrankten?“ (Schroeter 2002: 93) - und wo ihr gesellschaftlicher 
Platz ist, bleibt unbeantwortet. 


6 So heißt es bei einer der bekanntesten VertreterInnen der psychologischen Alternsforschung: 
„Jeder Einzelne hat alles zu tun, um möglichst gesund und kompetent alt zu werden. Damit 
erhöht er nicht nur seine eigene Lebensqualität im Alter, sondern auch die seiner Angehöri- 
gen, seiner Familie - und spart letztendlich der Gesellschaft Kosten.“ (Lehr 2003: 5) 
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Es ist der Verdienst der Foucauldian Gerontology diese Kehrseite in den Blick 
zu nehmen und eine theoretische Perspektive darauf zu eröffnen, wie sich (al- 
ternde) Subjekte auf der Basis eines ‘normal gewordenen’ Produktivitätspostu- 
lats beginnen ‘selbst zu führen’, so dass die Rede vom produktiven und erfolg- 
reichen Altern auch ohne institutionelle Verpflichtung am Ende immer auf die 
Verantwortlichkeit des Individuums zielt, die in eine „social policy for pro- 
ductive aging“ (Moody 2001: 182) transferiert werden kann. 


Fazit 


Die Rekonstruktion und Reflexion der wissenschaftlichen Debatte zum akti- 
ven, erfolgreichen und produktiven Alter zeigt eindrücklich, dass Politik und 
Medien, die in Zeiten des krisenhaft beschworenen demographischen Wandels 
zunehmend auf die aktivgesellschaftliche Mobilisierung des Alters setzen, 
weitgehend nahtlos an die wissenschaftlichen Konzepte zu aktivem, erfolgrei- 
chem und produktivem Alter anknüpfen können. Statt kritischer Reflexion der 
Implikationen und Ambivalenzen einer Aktivierung des Alters liefert die 
deutschsprachige wissenschaftliche Diskussion die Stichworte für eine ent- 
problematisierende Weichzeichnung des aktiven Alters. Verhaftet im altenpoli- 
tischen Lobbyismus der gerontologischen Forschung und bemüht um eine 
Abgrenzung gegen Defizitvorstellungen des Alters wird die alltagspolitische 
Plausibilität des aktiven, erfolgreichen und produktiven Alters als erstrebens- 
werte Zielperspektive reproduziert und die in der Normalisierung der mittleren 
Lebensphase angelegte - auch als „age imperialism“ (Biggs 2004: 95) zu be- 
zeichnende - Altersfeindlichkeit ausgeblendet. Es erweist sich als problema- 
tisch, dass die wissenschaftlich wie politisch populäre Debatte um die Poten- 
tiale eines produktiven Alters das Thema aus seiner gerontologischen Nische 
herausgeholt hat, ohne das ‘gerontologische Erbe’ - und hier insbesondere die 
Konzepte des aktiven und erfolgreichen Alters - systematisch aufzuarbeiten. 
Wichtige kritische Reflexionen zum Aktivitätskonzept, die auf die sozialstruk- 
turelle Homogenisierung des aktiv gedachten Alters, seine fehlende strukturel- 
le Einbettung sowie die mit dem Konzept einhergehende Konstruktion eines 
nicht-aktiven, ‘negativen’ Alters verweisen, werden nicht aufgegriffen. Auf diese 
Weise wiederholen sich entscheidende Kurzschlüsse und erscheinen wissen- 
schaftlich legitimiert auf der politischen Agenda. 

Nicht zuletzt hat sich im Rückgriff auf Arbeiten aus dem Umfeld der Political 
Economy of Aging sowie der Foucauldian Gerontology gezeigt, dass die ver- 
breitete Warnung vor einer politischen Instrumentalisierung des produktiven 
Alters ins Leere läuft, wenn die polit-ökonomischen Rahmenbedingungen der 
Konstruktion und Nutzung von Produktivität im Kapitalismus nicht reflek- 
tiert werden und der Umschlag von der (Fremd-)Disziplinierung der Subjekte 
hin zu ihrer Selbstführung keine Berücksichtigung findet. Die einfache Dicho- 
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tomie von ‘positivem’ Empowerment und ‘negativer’ Instrumentalisierung 
blendet die Vielschichtigkeit des Engagements und seiner Förderung aus und 
umgeht die Auseinandersetzung mit dem ambivalenten Sachverhalt, dass jede 
(durchaus wünschenswerte) Förderung auch eine Form der Regulierung ist: 
„Where elders are empowered to live in challenging new ways, they also face culture pressures to 
keep active and remain youthful.“ (Katz 1996: 7) 

In einer Welt, in der jedes Wissen und jede Rede über das Alter machtstruktu- 
riert ist und Machtwirkungen besitzt, ist diese Ambivalenz im Kern unlösbar 
und erfordert deshalb um so mehr eine in sozialstruktureller Hinsicht sensible 
Analyse - denn Chancen und Risiken, Freiheiten und Einschränkungen sind 
in diesem ambivalenten Prozess - je nach sozialer Schicht, Geschlecht oder 
ethnischer Zugehörigkeit - sehr unterschiedlich verteilt. Ein homogenisieren- 
der Blick auf das Alter wird der Facettenvielfalt des Alters, die nicht nur durch 
eine Pluralisierung der Lebensstile, sondern eben auch durch soziale Un- 
gleichheit bedingt ist, nicht gerecht. Umso ärgerlicher ist es, dass der politi- 
sche Populismus, der von Klassen- und Geschlechterkonflikten schweigt, um 
den Generationenkrieg zu propagieren, seine Wurzeln nicht zuletzt auch in 
der wissenschaftlichen Homogenisierung der Alterskategorie findet. Eine kriti- 
sche wissenschaftliche Rezeption der politischen Entdeckung des erfolgreichen 
und produktiven Alters sollte jedoch an diesen Ungleichheiten ansetzen und 
zur Debatte stellen, inwiefern das propagierte Bild des produktiven Alter(n)s 
am Alltag einer kleinen, privilegierten Minderheit orientiert ist, deren (neue) 
Freiheiten zu (disziplinierenden) Normierungen für andere werden. Zur Fun- 
dierung dieser Perspektive könnte die Alternsforschung von kritischen Arbei- 
ten zur Aktivierung (im erwerbsfähigen Alter) profitieren, die entlang der po- 
pulären Schlagworte ‘fördern und fordern’ schon seit geraumer Zeit die Ambi- 
valenz von Empowerment-Strategien thematisieren. 

Bedeutsam ist nicht zuletzt, dass jede Regulierung und Normierung (auch) wi- 
derständige und widerspenstige Praktiken produziert, die es aufzuspüren gilt. 
Katz weist in diesem Zusammenhang zu Recht darauf hin, dass im Kontext 
der euphorischen Propagierung des aktiven Alters „activities of resistance“ 
(Katz 1996: 127) erstaunlicherweise - oder auch gerade nicht - keine Beach- 
tung finden. Was Widerständigkeit in Zeiten aktivgesellschaftlicher Mobilisie- 
rung und sukzessiver De-Legitimierung des ‘verdienten Ruhestands’ sein kann, 
wird auszuloten sein, wobei sich das Raster vorstellbarer Widerstandsformen 
beträchtlich erweitern dürfte. Möglicherweise steht Kreuzfahrt-Käthe, die den 
Dritte-Welt-Arbeitskreis und die Betreuung der Enkelkinder gegen die karıbi- 
sche Sonne eingetauscht hat, schon jetzt in der ersten Reihe. 
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„Kundenorientierung” in der Altenpflege? 
Potemkinsche Dörfer sozialpolitischen 
Qualitätsmanagements 


1. Einleitung 


Der Strukturwandel des Alterns, insbesondere die wachsende Anzahl von al- 
lein lebenden Hochaltrigen, lässt die Zahl von gebrechlichen alten Menschen 
in institutioneller Betreuung steigen. Der zunehmende Finanzbedarf für deren 
Versorgung wird die Tendenzen zur Ökonomisierung der Altenpflege und zur 
Taylorisierung des Pflegehandelns, die mit der Einführung der Pflegeversiche- 
rung in den 1990er Jahren beispielsweise in der Festlegung von „Orientie- 
rungswerten zur Pflegezeitbemessung“ angelegt waren, weiter verstärken. Priva- 
te Träger von Pflegeeinrichtungen und gemeinnützige Organisationen werden 
dabei gleichermaßen in die betriebswirtschaftliche Logik der Reduktion von 
Personal(kosten) um jeden Preis gezwungen. Hieraus resultierende Missstände 
von Vernachlässigung und „gefährlicher Pflege“ in vielen Einrichtungen rufen 
bereits jetzt schon durch Medienberichte die Öffentlichkeit wach und schaf- 
fen rechtsstaatliche Legitimationsprobleme, indem sie die Existenz einer wach- 
senden „Anstaltsbevölkerung“, deren Status als Träger bürgerlicher und allge- 
meiner Menschenrechte prekär ist, in den Fokus öffentlicher Aufmerksamkeit 
rücken. 

Die Politik hat hierauf in vielen europäischen Ländern mit einer Einführung 
und Ausweitung von staatlichen und halbstaatlichen Kontrollinstitutionen rea- 
giert, wie sie etwa in Deutschland durch das „Pflegeversicherungsgesetz“ selbst 
und insbesondere das „Pflegequalitätssicherungsgesetz“ oder in Großbritan- 
nien durch den „National Standards Act 2000“ implementiert wurden. Ganz 
im Sinne der Ökonomisierung des Sozialen verdrängt dabei ein betriebswirt- 
schaftlich orientiertes Leitbild von Qualitätsmanagement traditionelle Orien- 
tierungen von religiös oder ethisch motivierter Nächstenliebe, von Subsidiari- 
tät und Solidarität. Das Eindringen ingenieurs- und betriebswirtschaftlicher 
Diskurse über „Qualitätsentwicklung*“ und „Qualitätsmanagement“ in die 
„Pflegeindustrie“ (wie dieser Sektor in englischsprachigen Publikationen zu- 
nehmend genannt wird) erfordert dabei die exakte Messbarkeit konkreter out- 
comes. Professionelles Pflegehandeln (etwa: das Waschen und Anziehen hilfs- 
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bedürftiger Menschen) findet aber aus guten Gründen in einem gegen unein- 
geschränkte Beobachtbarkeit geschützten setting statt, in welchem „Vertrau- 
ensgüter“ produziert werden, deren wahre Qualität nur schwer messbar ist. 
Weil aber im Rahmen von Vermarktlichung und Ökonomisierung der Alten- 
pflege der hilfsbedürftige ältere Mensch zunehmend als „Kunde“ verstanden 
wird, bietet es sich hier an, Pflegequalität durch Kundenbefragungen zu erfas- 
sen, wie sie auf vielen Konsumgütermärkten durchgeführt werden. 

In diesem Beitrag soll untersucht werden, inwieweit mit solchen Konzepten 
und rhetorischen Figuren ein verzerrtes und geschöntes Bild sozialer Problem- 
lagen gezeichnet wird. Hierzu soll in einem ersten Schritt die Verwendung von 
Begriffen wie „Kundenorientierung“ und „Kundenzufriedenheit“ im Kontext 
der stationären Altenpflege diskutiert und nachgefragt werden, welche sinnvol- 
le Funktion die Kennzeichnung von abhängigen, anspruchsberechtigten und 
hilfsbedürftigen älteren Menschen als „Kunden“ erfüllen kann. Welch prob- 
lematische Folgen die unkritische Verwendung eines Kundenbegriffs faktisch 
haben kann, soll dann anhand von empirischen Ergebnissen einer eigenen 
Studie (Kelle/Niggemann 2002, 2003) gezeigt werden. Mit einem Methoden- 
mix aus qualitativen und quantitativen Verfahren haben wir untersucht, in- 
wieweit gängige Messinstrumente zu „Kundenzufriedenheit“ vertrauenswürdige 
Ergebnisse liefern. Unsere Daten machen deutlich, dass die Messung und 
Quantifizierung von Pflegequalität durch eine Befragung von dauerhaft instituti- 
onalisierten, hilfsbedürftigen und vulnerablen älteren Menschen nahezu zwangs- 
läufig zu schwerwiegenden Missverständnissen und Fehlern führen muss. 


2. Das Konzept der Kundenorientierung in der Pflegeindustrie 


Im Jahr 2003 befanden sich insgesamt etwas mehr als 600.000 Menschen in 
stationärer Pflege, das sind 3% aller über 60-Jährigen (vgl. http;//www.destatis.de/ 
download/d/solei/berichtO3deutschl.pdf). Mit wachsendem Lebensalter steigt 
die Chance (oder das Risiko) für eine - dann fast immer dauerhafte - 
Institutionalisierung dramatisch an: liegt der Anteil der in stationärer Pflege 
lebenden Menschen bei den 65- bis 70-Jährigen noch bei 0,6%, so steigt sie 
bei den über 90-Jährigen auf 27,7%. Dabei ist die Statuspassage zwischen der 
selbstständigen Haushaltsführung und dem Leben in einer stationären Ein- 
richtung zumeist ein schmerzhafter Prozess. Ältere Menschen halten oftmals 
trotz erheblicher Hilfebedürftigkeit an ihrer vertrauten Wohnumgebung fest, 
so dass der Schritt in ein Pflegeheim häufig schlecht vorbereitet, unter mehr 
oder weniger sanftem Druck der Umgebung und nur bedingt freiwillig erfolgt. 
Insbesondere eine ungeplante und überstürzte Übersiedlung kann schwerwie- 
gende psychische Probleme, wie Angstzustände, Depressionen oder die bei 
beginnender Demenz gefürchteten schweren Verwirrtheitszustände, auslösen 
(vgl. hierzu auch Thiele et al. 2002). 
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Zudem gibt die Versorgung in stationären Einrichtungen immer wieder Anlass 
zu öffentlicher Kritik. Von Zeit zu Zeit erzielen Insiderberichte und Veröffent- 
lichungen investigativer Journalisten, in denen schockierende Aspekte des 
Pflegealltags beschrieben werden, große Medienresonanz (etwa: Breitscheidel 
2005; Fussek/Loerzer 2005). Auch wenn skandalisierende Tendenzen in sol- 
chen Berichten von Seiten der Pflegeprofessionen moniert werden (Jenrich/ 
Schlichting 2006), so wird hierdurch doch verstärkter Handlungsdruck auf 
staatliche und öffentlich-rechtliche Akteure ausgeübt. Sanktions- und Kontroll- 
instanzen zur Bearbeitung solcher Probleme, wie der „Medizinische Dienst der 
Krankenkassen“ oder die Heimaufsicht, wurden schon vor geraumer Zeit in- 
stalliert. Insbesondere nach Einführung der Pflegeversicherung wurden neue 
juristische und administrative Strukturen und Prozesse geschaffen, um die per- 
sönlichen Rechte älterer Menschen zu stärken und die Einhaltung von Quali- 
tätsstandards in der Altenpflege zu sichern. So soll das „Pflegequalitätssiche- 
rungsgesetz“ (PQsG) Verbraucherrechte der Pflegebedürftigen stärken, indem 
die Einrichtungen der Altenpflege einerseits auf ein verstärktes einrichtungsin- 
ternes Qualitätsmanagement verpflichtet und andererseits die externen Prüf 
kompetenzen der medizinischen Dienste verstärkt wurden. Die als Durchfüh- 
rungsverordnung zum PQsG geplante „Pflegeprüfverordnung“ ist allerdings 
2003 ım Bundesrat gescheitert und wurde vom Bundesgesundheitsministerium 
nicht weiter verfolgt, eine Novellierung des Pflegeversicherungsgesetzes steht 
zu erwarten. Während über konkrete Details der zukünftigen gesetzlich vorge- 
gebenen Qualitätsstandards und Prüfprozeduren noch Unsicherheit herrscht, 
versuchen insbesondere große Träger den vermutlich weiter wachsenden An- 
forderungen entgegen zu kommen, indem sie Prozesse der Evaluation und 
Zertifizierung von Pflegequalität selbst initiieren. 

Ein weiterer Faktor in diesem Geschehen ist die Finanzierungskrise der sozia- 
len Sicherungssysteme. Seit der Einführung der Pflegeversicherung wird Alten- 
pflege zu einem großen Teil durch Sozialabgaben finanziert - somit wirkt sich 
die fortdauernde Beschäftigungskrise hier auf gleiche Weise aus wie im System 
der Gesetzlichen Krankenversicherung. Viele Akteure in der Altenpflege orien- 
tieren sich angesichts eines steigenden Bedarfs an Leistungen einerseits und 
verringerter Finanzierungsoptionen andererseits zunehmend an einer streng 
betriebswirtschaftlichen Logik von Effizienz und Fffektivität. Die mit einem 
wachsenden staatlichen Kontrollaufwand verbundenen Ansprüche, wonach 
Pflegeanbieter bei allenfalls stagnierender Finanzierung umfangreichere oder 
verbesserte Leistungen zu erbringen haben, bilden die Hintergrundfolie, vor 
der seit einigen Jahren Diskurse um Qualitätsmanagement und Qualitätssiche- 
rung ihren Einzug ın der Altenpflege gehalten haben. Dass diese aus dem 
kaufmännischen Bereich stammenden Konzepte vordergründig eine Orientie- 
rung an Kundenbedürfnissen und Kundenzufriedenheit verlangen, wird dabei 
oft als Weg zum „empowerment“ von Pflegebedürftigen betrachtet, deren Stel- 
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lung auf diese Weise hierdurch vermeintlich gestärkt werden könne: die „Zu- 
friedenheit“ des „Kunden“ Heimbewohner sei als ein wichtiger Indikator für 
die Qualität der pflegerischen Versorgung zu betrachten. Damit gerät die 
„Frage nach der Nutzerperspektive“ (Wingenfeld 2003) verstärkt in den Fokus 
der Aufmerksamkeit. 
Die Verschiebung von einem sozialpolitischen „Klientel-“ oder „Wohlfahrts- 
diskurs“ hin zu einem ökonomischen „Kundendiskurs“ hat allerdings ihre Tü- 
cken. Eine Vermischung von teilweise unvereinbaren Systemlogiken zweier ge- 
sellschaftlicher Sphären - der Sphäre des Marktes für Waren und Dienst- 
leistungen einerseits und der durch individuelle und familiale Solidarität, 
durch Organisationen der Wohlfahrtspflege sowie durch staatliches Handeln 
bestimmten sozialen Hilfesysteme andererseits - lässt sich dabei nämlich kaum 
vermeiden. Fin rein ökonomischer Kundenbegriff lebt von dem idealtypischen 
Modell (um nicht zu sagen: der Fiktion) autonomer Rechtssubjekte, die sich 
auf einem anonymen Markt begegnen. Die Umsetzung eines solches Modells 
in der Realität hat aber etliche Voraussetzungen: 
- eine Wahlmöglichkeit zwischen verschiedenen Anbietern, 
- die direkte Bezahlung der nachgefragten Dienstleistung, 
- die Fähigkeit des Kunden, durch seine Wahl auf die Qualität und den 
Inhalt des Angebotes Einfluss zu nehmen, 
- die Notwendigkeit für den Leistungsanbieter, Abnehmer zu finden, die 
mit entsprechenden Marketinginstrumenten umworben werden. 
Personen, die als „Kunden“ oder „Konsumenten“ der Dienstleistung „vollsta- 
tionäre Altenhilfe“ auftreten, erfüllen anders als Kunden von Hotels, Fitness- 
studios oder Beratungsfirmen nur teilweise diese Merkmale. Pflegebedürftige 
Menschen können in der Regel nur wenig Einfluss nehmen auf die Qualität 
und den Inhalt des Angebotes, für welches sie sich entscheiden (falls diese 
Entscheidung nicht überhaupt von Dritten, etwa den Angehörigen, getroffen 
wird). Oft sind sie ihrer physischen und psychischen Situation wegen gar 
nicht fähig, die Qualität von Leistungen zu beurteilen. Weiterhin befinden sie 
sich in einer existentiellen Abhängigkeit von dem Anbieter, wie sie Kunden 
nur selten erleben. Nur in seltenen Fällen verfügen sie über echte Alternativen. 
Hinzu kommt die beschränkte Transparenz jener Einzelleistungen, die sich 
zur Gesamtleistung „vollstationäre Pflege“ addieren. Das Angebot einer Pflege- 
einrichtung ist, bevor es in Anspruch genommenen wird, für den Pflegebe- 
dürftigen nur wenig konkret und transparent. 
Angesichts dieses asymmetrischen Machtverhältnisses zwischen Dienstleistern 
und ihren „Kunden“ stellt sich die Frage, ob nicht betriebswirtschaftliche Rhe- 
torik hier nur der Legitimation einer sich unter wachsenden Finanznöten ver- 
schlechternden Praxis dient: während sich die Versorgung pflegebedürftiger äl- 
terer Menschen tendenziell verschlechtert und die Belastungen für das dort 
engagierte Personal wachsen, werden durch umfangreiche Kontrollprozeduren 
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und Berichtspflichten, die einen erheblichen Teil der ohnehin knappen Ar- 
beitsressourcen binden, „Potemkinsche Dörfer“ einer qualitativ hochwertigen 
Altenpflege aufgebaut. Im Folgenden soll ein bestimmter Aspekt von Quali- 
tätskontrolle und Kundenorientierung in stationären Pflegeeinrichtungen mit 
Hilfe empirischer Daten untersucht werden: Zunehmend werden Bewohner 
selber zur Qualität der Pflege und anderer Versorgungsleistungen befragt (vgl. 
z.B.: http://www.metrik.org/altenheimbefragung/befragung-im-altenheim.htm). 
Hierbei werden entweder aus der Marktforschung kommende Instrumente zur 
Messung von Kundenzufriedenheit eingesetzt oder es wird versucht, ähnliche 
Instrumente für die Altenpflege zu entwickeln. Während manche größeren 
Träger eigene Fragebögen entwickeln, greifen andere auf vorliegende Messin- 
strumente zurück (etwa Chou u.a. 2002; Bendel u.a. 2002), die durch standar- 
disierte Fragen Bewohnerzufriedenheit und Pflegequalität messen sollen. Wie 
brauchbar sind aber solche Verfahren und in welcher Weise lassen sie sich 
sinnvoll in Strategien der Qualitätssicherung einbeziehen, bei denen reale 
Probleme in der stationären Altenpflege bearbeitet und gelöst werden müssen? 


3. Kundenbefragungen in stationären Pflegeeinrichtungen - 
Grundlagen, Ziele und Methoden einer empirischen Studie 


Dieser Frage bin ich anhand einer eigenen empirischen Studie nachgegangen, 
mit deren Hilfe erkundet werden sollte, wie dauerhaft institutionalisierte ältere 
Menschen Befragungen erleben (Kelle/Niggemann 2002, 2003). Bevor unsere 
Methoden und Ergebnisse dargestellt werden, sollen aber zuerst einige Prob- 
leme aufgezeigt werden, die eine Befragung dauerhaft institutionalisierter, pfle- 
gebedürftiger Menschen mit sich bringt. 


3.1 Die Befragung dauerhaft institutionalisierter 
älterer Menschen - Diskussionsstand und Probleme 


Kritik an einer empirischen Sozialforschung, die primär an der unmittelbaren 
Verwertbarkeit ihrer Ergebnisse interessiert ist, ist nichts Neues. Bereits vor et- 
lichen Jahrzehnten monierte Theodor W. Adorno, dass deren gängige Metho- 
den, wie Fragebogen und Interview, die „gesellschaftliche Objektivität, den 
Inbegriff all der Verhältnisse, Institutionen, Kräfte, innerhalb dessen die Men- 
schen agieren“ (Adorno 1972: 84), ignorieren würden. Sozialforschung nehme 
„das Epiphänomen, das, was die Welt aus uns gemacht hat, fälschlich für die 
Sache selbst...“ (ebd.) und werde somit „Ideologie, notwendiger Schein (...); 
notwendig, weil ihr Gegenstand, die Gesellschaft, nichts so sehr fürchtet, wie 
beim Namen gerufen zu werden“ (ebd.: 90). Dennoch, so Adorno, besitze 
empirische Forschung das Potential, den Schleier der Ideologie, der über den 
Verhältnissen liegt, zu heben, indem „sie durch Verfeinerung der Methoden 
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die Unmittelbarkeit der Daten aufzulösen vermag“ (ebd.: 99). Sozialforschung 
muss also keinesfalls zur unreflektierten Reproduktion gesellschaftlicher Herr- 
schafts- und Gewaltverhältnisse führen, sondern kann vielmehr nutzbar ge- 
macht werden als Werkzeug zu deren Kritik. 

Hierbei muss allerdings als Erstes berücksichtigt werden, dass bei einer wissen- 
schaftlichen Befragung nicht einfach Informationen von einem ansonsten pas- 
siven Datenlieferanten abgerufen werden. Vielmehr beteiligen sich Interviewer 
und Befragter an einem interaktiven Prozess, bei dem sie aufgrund ihrer jewei- 
ligen Motive und Interessen handeln, das Handeln des jeweils anderen ein- 
schätzen und ihre Handlungen aufeinander abstimmen müssen. Wie in jeder 
sozialen Interaktion kann es dabei zu Missverständnissen kommen. Bei dem 
Versuch, ihre eigenen Ziele durchzusetzen, können Akteure zudem ihre Inter- 
aktionspartner über ihre Absichten im Unklaren halten, bestimmte Sachver- 
halte verschleiern oder verschweigen, Informationen zurückhalten usw. Sowohl 
die im Alltagsleben verbreiteten unbeabsichtigten Missverständnisse als auch 
bewusste Täuschungen und Auslassungen können die Aussagekraft von Befra- 
gungsergebnissen beeinträchtigen. In unserem Untersuchungskontext ist dar- 
über hinaus zu berücksichtigen, dass sich Interaktionen in Pflegeheimen sys- 
tematisch von Interaktionen in anderen Befragungskontexten unterscheiden. 
Insbesondere Heimbewohner betrachten eine sozialwissenschaftliche Befra- 
gung oft als einen willkommenen Anlass zu sozialer Interaktion (Salaske 
1997). Solche Befragte wollen dann zwar gerne mit einem Interviewer spre- 
chen, aber oft über andere Themen und in anderer Form, als es standardisierte 
Fragebogeninstrumentarien mit ihrer strikten Abfolge von Fragen festlegen 
(vgl. Parker u.a. 1998). Interviewer wiederum empfinden eine standardisierte 
Befragung älterer Menschen deshalb oft als besonders schwierig und anstren- 
gend, weil diese häufig vom Thema abweichen, direkte Fragen durch Ab- 
schweifungen umgehen und Antworten geben, die nicht den vorgeschlagenen 
Kategorien entsprechen (Rodgers/Herzog 1987). Hinzu kommt, dass physio- 
logische Abbauprozesse im Alter einen Verlust kognitiver Leistungsfähigkeit 
und sensorischer Fähigkeiten bewirken können, wovon Pflegeheimbewohner 
natürlich besonders betroffen sind. Befragte mit einer mittleren oder fortge- 
schrittenen Demenz sind oftmals kaum in der Lage, ein Alltagsgespräch zu 
führen, geschweige denn, auf die komplexen Fragen eines standardisierten Fra- 
gebogens zu antworten. 

Schließlich können die Ergebnisse eines sozialwissenschaftlichen Interviews 
stark verzerrt werden durch die Tendenz, sich dem Interviewer in einer mög- 
lichst vorteilhaften Weise zu präsentieren. Bei Skalen zu sozial erwünschtem 
Antwortverhalten erzielen ältere Menschen im Allgemeinen höhere Werte als 
jüngere und zeigen auch eine starke Tendenz, negative und extreme Antwort- 
möglichkeiten zu meiden (vgl. Kühn/Porst 1999). Die Stärke dieser Tendenz 
ist allerdings abhängig von der Art der Fragen und dem institutionellen Kon- 
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text, in dem sie gestellt werden. So meint etwa Laga (1999), dass Heimbewoh- 
ner bei Befragungen oft sehr angepasst, ängstlich und bescheiden reagieren 
und führt dies darauf zurück, dass die unnatürliche Interviewsituation die 
Tendenz zu sozial erwünschtem Antwortverhalten erhöht. Auch wird in der Li- 
teratur gelegentlich die Vermutung geäußert, dass gerade dauerhaft institutionalı- 
sierte ältere Menschen, die ja von der sie versorgenden Institution stark abhängig 
sind, bei einer Evaluationsbefragung eher positive als negative Urteile über die 
Institution äußern werden, um Sanktionen zu vermeiden (so etwa Knäuper u.a. 
2002; für den Bereich der ambulanten Pflege kommen Wingenfeld/Schaeffer 
2001 zu ähnlichen Überlegungen). 


3.2 Ziele und Methoden des Projektes 


Mit unserem Forschungsprojekt wollten wir einerseits Dimensionen der Zu- 
friedenheit von Pflegeheimbewohnern und andererseits typische Methoden- 
probleme bei der Befragung älterer Heimbewohner identifizieren. Hierzu wur- 
den in einem ersten Schritt vierzig qualitative Leitfadeninterviews mit Bewoh- 
nern und Bewohnerinnen vollstationärer Pflegeeinrichtungen Norddeutsch- 
lands (kirchliche Träger und Träger der freien Wohlfahrtspflege, öffentlich- 
rechtlich und privat) geführt, welche über Kapazitäten von 20 bis 150 Betten 
verfügten (zum genauen Aufbau der Stichprobe vgl. Kelle/Niggemann 2002). 
Im zweiten Teil der Untersuchung, bei dem wir ein standardisiertes Instru- 
ment zur Messung von Bewohnerzufriedenheit verwendeten, wurde einerseits 
nach dem Schneeballprinzip eine Stichprobe von Bewohnern von 13 vollsta- 
tionären Pflegeheimen in ganz Deutschland gezogen (n = 128) und anderer- 
seits eine Vollerhebung in einer einzelnen kirchlichen Einrichtung (n = 116) 
in einer norddeutschen Kleinstadt durchgeführt, bei der jeder Heimbewohner 
durch einen Interviewer aufgesucht wurde (wobei das Interview dann in vielen 
Fällen wegen der gesundheitlichen Situation des Befragten oder seiner man- 
gelnden Kommunikationsfähigkeit gar nicht begonnen oder ggf. abgebrochen 
wurde). Thema der standardisierten Befragung waren die allgemeine Zufrie- 
denheit mit dem Leben in der Pflegeeinrichtung, das Beschäftigungs- und 
Freizeitangebot, die Pflegeleistungen und die Freundlichkeit und Kompetenz 
der Mitarbeiter. Im Unterschied zu üblichen standardisierten Interviews, bei 
denen Befragtenäußerungen, die nicht in das vorgegebene Antwortkategorien- 
raster passen, ignoriert werden, haben wir bei unserer Befragung Kommentare 
der Befragten, zusätzliche Erzählungen usw. schriftlich protokolliert. Zusätz- 
lich wurden sechzig der Interviews auf Tonträger aufgezeichnet und anschlie- 
ßend teilweise verschriftlicht. 
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4. Kundenbefragungen in stationären Pflegeeinrichtungen - 
Ergebnisse 


In unserer Studie verfügten wir also erstens über vollständig transkribierte qua- 

litative Leitfadeninterviews, zweitens über quantitative Daten, die mit standar- 

disierten Fragebögen erhoben worden waren, und drittens über verschriftlichte 

Interaktionsprotokolle der standardisierten Befragung. Die Verknüpfung dieser 

unterschiedlichen Datenquellen und ihrer Ergebnisse erlaubte es nun, drei 

zentrale Probleme in den Blick zu nehmen, die bei der Messung von Kunden- 

zufriedenheit in stationären Pflegeeinrichtungen entstehen: 

- Die in stationären Einrichtungen oft vom Pflegepersonal unterstützte gezielte 
Auswahl von Befragten führt zu erheblichen Stichprobenverzerrungen. 

- In Befragungen zu ihrer Zufriedenheit zeigen Heimbewohner eine starke 
Tendenz zu sozial erwünschtem Antwortverhalten. 

- Ältere Menschen in institutioneller Betreuung neigen zudem aus Angst vor 
Sanktionen sowohl zu offenen, als auch zu verdeckten Formen von Ver- 
weigerung. 


4.1 Stichprobenverzerrungen bei Befragungen in Pflegeheimen 


Bei Befragungen in Heimen werden Interviewpartner oftmals vom Pflegeper- 
sonal ausgewählt. Sowohl Merkmale, die aus Sicht des Personals zu einer gu- 
ten Befragbarkeit führen (wie das Fehlen sensorischer oder mentaler Ein- 
schränkungen), als auch eine unterstellte Befragungsbereitschaft können dann 
dazu führen, dass bestimmte Bewohner in die Rolle des „Dauerbefragten“ ge- 
raten, wie der folgende Ausschnitt aus einem unserer qualitativen Interviews 
zeigt: 


Befragte: Und was soll ich da vorne bei denen (gemeint sind andere Bewoh- 
ner) sitzen? Nee, ich lese ein bisschen. 

Interviewer: Ist das nicht so Ihr Ding? 

Befragte: Nee. Die sind doch alle ganz durcheinander. Sonst wären Sie nicht 
zu mir gekommen. Mit den anderen ... ich hab das schon öfter machen 
müssen. Auch Praktikantinnen, die sich was aufschreiben müssen. Da 
musste ich das denn auch so erzählen, ne? Das kenn ich schon, ich hab 
Lehrlinge ausgebildet, die mussten immer ihre Halbjahresberichte machen. 

Interview 12.04.01 A04 (453/464) 


In jeder Einrichtung ist aber auch ein hoher Anteil von Bewohnern aufgrund 
von Demenzerkrankungen oder anderer Beeinträchtigungen nicht befragbar. 
Aus welchen Gründen Bewohner nicht an einer Befragung teilnehmen und wie 
hoch der Anteil der Nichtbefragbaren tatsächlich ist, lässt sich aber nur dann 
feststellen, wenn tatsächlich jeder Bewohner kontaktiert wird. Wir hatten gro- 
ßes Glück, eine Einrichtung in kirchlicher Trägerschaft als Kooperationspart- 
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ner gewinnen zu können, in der wir eine solche Vollerhebung durchführten. 
Von den 116 Befragten war ein nennenswerter Teil gar nicht ansprechbar und 
etliche Personen brachen aus verschiedenen Gründen, zum Teil, weil sie offen- 
sichtlich überfordert waren, das Interview ab. Die übrigen Teilnehmer(innen) 
der Vollerhebung gaben nun häufiger negative Bewertungen über ihre Einrich- 
tung ab als die Teilnehmer(innen) unseres „Schneeballsamples“, bei denen ei- 
ne Auswahl der Befragten durch das Pflegeheim vorgenommen wurde. 


Grafik 1: Vergleich von Ergebnissen aus der Vollerhebung in einer Einrichtung 
mit Befragungen ausgewählter Heimbewohner 
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Wie stark die Befragtenauswahl durch die Einrichtung verzerrt sein kann, wur- 
de auch anhand von Feldbeobachtungen deutlich: So wurde beispielsweise ei- 
nem Heimleiter nach einer ersten Auswertung dreier qualitativer Interviews in 
seinem Haus mitgeteilt, dass diese Bewohner Einrichtung und Mitarbeiter na- 
hezu uneingeschränkt gelobt hatten. Auf die (eher scherzhaft gemeinte) Frage, 
ob nur die „freundlichsten und nettesten Bewohner“ ausgewählt worden wa- 
ren, wurde sofort die Möglichkeit zu einem zweiten Besuch angeboten, bei 
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dem „kritischere Bewohner“ zum Zuge kommen würden. Der Heimleiter 
räumte ein, für den ersten Termin „erst einmal die netten und gut gestellten 
Bewohner“ ausgewählt zu haben. „Man weiß ja schließlich als Einrichtungslei- 
ter, welche Bewohner eher kritisch eingestellt sind, und welche Bewohner das 
Haus ausschließlich positiv sehen und darstellen.“ Für den kommenden Ter- 
min würde er dann nach Möglichkeit „einige der Herren zur Verfügung stel- 
len, die wären hier in der Einrichtung wesentlich kritischer ...“. Auch wenn der 
anfänglichen Auswahl von „netten“ Bewohnern keinerlei Täuschungsabsicht 
zugrunde lag, was sich an der Bereitschaft zeigte, auch Gespräche mit „kriti- 
schen“ Bewohnern zu vermitteln, macht dieses Beispiel deutlich, wie stark Lei- 
tung oder Mitarbeiter in dem Bedürfnis handeln, bei einer empirischen Studie, 
auch wenn diese nicht der konkreten Evaluation einer Einrichtung dient, das 
Haus und seine Arbeit positiv zu präsentieren. 


4.2 Das Problem des sozial erwünschten Antwortverhaltens 


Die statistische Auswertung der standardisierten Fragebögen vermittelte auf 
den ersten Blick das Bild großer Zufriedenheit. So wählten etwa drei Viertel 
bei der Frage „Sind Sie mit der pflegerischen Versorgung durch die Schwestern 
und Pfleger zufrieden?“ die Antwortkategorien „immer“ oder „meistens“. Nur 
eine äußerst kleine Gruppe bezeichnete sich als nur „gelegentlich“ oder „sel- 
ten“ zufrieden und niemand antwortete mit „nie zufrieden“. Dies entspricht 
einer auch in der Literatur beschriebenen Tendenz von Krankenhauspatienten 
und Heimbewohnern, sich positiv über die Einrichtung zu äußern, in der sie 
sich aufhalten (vgl. auch Krentz/Olandt 1999). 

Die große Mehrheit der Befragten (etwa 55 % im „Schneeballsample“ und ca. 
42 % in der Vollerhebung) stimmten auch der Aussage „völlig“ zu, dass sie 
mit dem Leben in der Pflegeeinrichtung rundum zufrieden seien. Auch hier ist 
es nur eine kleine Gruppe, die der Aussage nur „teils-teils“, „wenig“ oder „gar 
nicht“ zustimmt. Eine mögliche Erklärung für die Unterschiede zwischen der 
Vollerhebung und der Befragung mit ausgewählten Bewohnern wäre natürlich, 
dass in der Einrichtung der Vollerhebung Bewohner im Durchschnitt unzu- 
friedener sind als anderenorts. Unsere Feldbeobachtungen und der ansonsten 
sehr positive Ruf dieser Einrichtung legen jedoch den Schluss nahe, dass die 
Unterschiede eine Folge der Auswahl befragungsfähiger Heimbewohner durch 
das Personal im Schneeballsample darstellen. Diese Interpretation wird weiter- 
hin gestützt durch die Tatsache, dass der Anteil der Antwortverweigerer an 
den Befragten in der Vollerhebung mit fast 15% wesentlich höher lag als bei 
den ausgewählten Befragten (wo er nur 2 % betrug). 

Die in der Literatur gelegentlich geäußerte Vermutung, dass dauerhaft institu- 
tionalisierte ältere Menschen dazu tendieren, auf Fragen zu ihrer Zufriedenheit 
im Sinne eines sozial erwünschten Antwortverhaltens zu reagieren (vgl. Kühn/ 
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Porst 1999), ließ sich durch die Verwendung der schriftlichen Interaktionspro- 
tokolle der standardisierten Befragung erhärten. Dabei gab es zahlreiche Hin- 
weise, wie stark sich viele Befragte um ein konformes Interviewverhalten be- 
mühten. Hier wurden nicht nur Andeutungen gemacht, dass Hilfestellungen 
über die „angemessenen“ und „richtigen“ Antworten erwartet wurden (,,...ja 
was soll ich denn noch sagen?“, „könnte man halb ja und halb nein sagen?“), 
mancher Befragte brachte offen den Wunsch zum Ausdruck, sich als guter, 
kooperationswilliger Interviewter zu erweisen und im Sinne sozialer Er- 
wünschtheit zu antworten: „Wie die das schen wollen, nich. Wie man das sa- 
gen soll.“ 

Entscheidungstheoretischen Ansätzen zufolge (vgl. Esser 1986; Salaske 1997) 
wägen Befragte den subjektiv erwarteten Nutzen einer Interviewteilnahme mit 
möglichen Nachteilen ab. Falls solche Kosten-Nutzen-Abwägungen tatsächlich 
eine wesentliche Rolle bei einer (mehr oder weniger sozial erwünschten) Ant- 
wort spielen, so wird dabei auf jeden Fall die Einschätzung des Pflegemarktes 
und der Situation in anderen Einrichtungen bedeutsam sein. Schwierigkeiten 
bei der Beschaffung eines Heimplatzes erzeugen oder verstärken ein Abhän- 
gigkeitsgefühl der Einrichtung gegenüber, wie das folgende Beispiel zeigt: 


Befragte: (...) Und die haben mir auch den Platz hier besorgt. Da war auch 
eine Verwandte von meiner Schwester hier gewesen, die ist auch hier ge- 
storben, ich weiß aber nicht, wie die heißt. Und überall die Heime voll, 
die sind ja voll, man kann ja nicht von heute auf morgen sagen, ich will 
ins Heim. (...) Dann wollte ich vorne nach W., und da war alles belegt, 
auch. Und jetzt bin ich - habe ich hier den Platz gekriegt, ganz nett, wohl 
war. Ist eben nicht zu Hause, aber was soll man machen. Das ist nicht zu 
Hause. (flüstert) Immer schön artig sein. 

Interview 20.02.01 B05 (127/136) 


Diese Befragte ist weit entfernt von Kundensouveränität oder von Wahlmög- 
lichkeiten auf einem „Pflegemarkt“; sie muss vielmehr zufrieden sein mit dem, 
was sie (bekommen) hat, da keine Alternativen zur Verfügung stehen. Und sie 
befürchtet Sanktionen, wenn sie negative Bewertungen über die Einrichtung 
offen zum Ausdruck bringt. Die geflüsterten Worte sind offensichtlich nur für 
die Ohren der Interviewerin und nicht für die der Heimleiterin, die sich zur 
Zeit des Interviews in der Nähe aufhält, bestimmt. 


4.3 Offene und verdeckte Verweigerung 


Bewohner, die vom Pflegepersonal für ein Interview vorgeschlagen wurden, 
verweigerten nur in seltenen Fällen offen ihre Teilnahme. Dennoch zeigten 
sich im Laufe der Gespräche Hinweise für verschiedene Formen „verdeckter 
Verweigerung“. Einige der Interviewten hätten aus freier Entscheidung wohl 
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nicht an einer Befragung teilgenommen, kommen aber zu der Einschätzung, 
dass ihnen kaum eine andere Wahl bleibt. 


B: Gestern wurde ich noch mal darauf hingewiesen, dass ich heute Damenbe- 
such kriege, und da hab ich gesagt, lass sie bleiben wo sie ist. 

I: Ja. Aber warum? 

B: (Überlegt). Weil ich doch vor zwei Jahren schon einmal verhört... Mit 
meinem Arzt verhört worden bin. Unter denselben Bedingungen wie heu- 
te. 

I: Ja? 

B: So ziemlich. 

Interview 12.04.01 A01 (622/634) 


Dieser während des gesamten Interviews desinteressiert wirkende Bewohner 
setzte der Situationsdefinition „wissenschaftliche Befragung“, die der Intervie- 
wer ihm angeboten hatte, eine eigene Situationsdefinition entgegen, wie sie für 
Befragungen in „totalen Institutionen“ eher gebräuchlich ist: ein „Verhörter“ 
hat keine Möglichkeiten, sich für oder gegen seine Teilnahme zu entscheiden, 
und er muss erwarten, dass das, was er sagt, gegen ihn verwendet wird. Befra- 
gungen, deren Funktion und Ziel für Sozialforscher nahezu trivial sind, kön- 
nen bei älteren und dauerhaft institutionalisierten Menschen offensichtlich 
ganz andere Assoziationen wecken. Doch führt dieser Umstand nur selten zur 
offenen Verweigerung, wie in einem Fall, in dem eine über 90jährige Bewohne- 
rın auf das Item „Die Pflege ist tadellos und die Schwestern sind immer ausge- 
sprochen freundlich zu mir“, nachdem sie der Aussage zuerst „völlig“ zuge- 
stimmt hatte, sagte: „Die Frage ist riskant, darüber spricht man nicht gern. 
Die Leute werden doch bestraft, die hier die Wahrheit sagen.“ 

Selbst Interessenvertreter der Bewohner erhalten oft keine zuverlässigen Infor- 
mationen, wenn sie, um Beschwerden nachzugehen, Bewohner direkt aufsu- 
chen, wie eine Interviewpartnerin, die Mitglied des Heimparlaments war, zum 
Ausdruck brachte: 


B: Wir gehen in die Zimmer auch, haben wir auch schon gemacht, ja. Das 
hat auch nichts gebracht. (...) Das ist, das geht ja auch so schnell, du 
stehst da null Komma nichts im Zimmer, die sind erst mal baff, bis die 
sich gesammelt haben, hat er (gemeint ist: ein anderes Mitglied des Heim- 
parlaments) seine Pfeile losgeschossen. ‘Haben sie irgendwelche Beschwer- 
den oder Reklamationen oder Sorgen? Dann sind die so baff und sagen 
‘nein’. Und dann ist gut und dann geht er wieder raus. (...) Und, wenn wir 
unten in dem Konferenzzimmer da sind, dann haben wir da Sprechstunde, 
da kommt kein Mensch (...). Das bringt doch nichts. 


Befürchtungen hinsichtlich einer möglichen Weitergabe von Informationen 
sind durchaus verbreitet, wie der folgende Interviewausschnitt zeigt: 
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T: (...) Denken die alten Menschen, dass ich hinterher mit dem Aufzeich- 
nungsgerät irgendwo hin gehe? (...) 

B: Ja, die haben kein Vertrauen. Gibt es hier auch einige, die haben kein Ver- 
trauen, überhaupt wo Sie jetzt das Dingen da haben, nech. Was könnte 
passieren? Vielleicht wird es dem Chef wieder vorgespielt, dann weiß der 
ganz genau was die gesagt haben, und so denken die. So ist es. 

Interview 26.03.01 F01 (775/786) 


4.4 Die Bedeutung von Methoden der Interviewführung 


Ergebnisse einer Messung von Kundenzufriedenheit in Pflegeheimen mit Hilfe 
standardisierter Fragebögen sind also mit äußerster Vorsicht zu interpretieren. 
Oft können Probleme des Heimalltags mit anderen Methoden weit eher the- 
matisiert werden: So sprechen viele Befragte im Laufe des standardisierten In- 
terviews quasi nebenbei problematische Aspekte der Pflegesituation an, die 
erst mit Hilfe ausführlicher Interaktionsprotokolle aufgezeichnet werden kön- 
nen: „Ich kann nicht immer jemanden rufen zum Waschen, da mach ich halt 
so gut wie’s geht ...“ berichtete eine 94-jährige Bewohnerin, die sich bei der 
Frage nach der Zufriedenheit mit der pflegerischen Vorsorgung für die Ant- 
wortkategorie „völlig“ entschieden hatte, und im Kontext einer anderen Frage 
beklagt sie sich, das Pflegepersonal „habe ... halt immer wenig Zeit ...“. Befrag- 
te geben zwar häufig positive Antworten, wenn sie mit einem standardisierten 
Fragebogen global nach ihrer Zufriedenheit gefragt werden, äußern aber 
gleichzeitig (sozusagen außerhalb des Protokolls) spezifische Kritik an der Ein- 
richtung. Diese Tendenz ist noch stärker in den informell angelegten Inter- 
viewsituationen qualitativer Interviews, bei denen Interviewer Erzählanreize 
geben, die dem bei Heimbewohnern häufig vorhandenen Wunsch nach 
Kommunikation und Selbstpräsentation entgegen kommen. In solchen Inter- 
views können problematische Aspekte des Heimalltags ad hoc anhand der 
Schilderungen kurzer Szenen expliziert werden: 


B: (...) und der Herr K, auf den muss man immer aufpassen. Das ist ein lie- 
ber, netter alter Herr, aber der regt mich auf. Jeden Mittag, aber auch je- 
den Nachmittag, wenn ich mich hier eingemuddelt hab’ in meiner Decke 
und lieg in meinem Sessel und es ist zwanzig Minuten nach eins, dann bin 
ich fest eingeschlafen, denn kommt er hier rein und will zur Toilette. 

I: Hat der früher gewohnt in Ihrem Zimmer? 

B: Und denn schrei’ ich ihn an und sag: Raus, raus!, und denn hat er auch 
seinen Gehwagen, und denn ist das auch schon passiert, dann ist er vor 
der Tür hingefallen, denn lag er da (...) nicht, er rief immer um Hilfe, und 
denn kam ich hier rausgestürzt, und mein Mann kam rausgestürzt, und 
dann haben wir schnell geklingelt, ich weiß Gott sei Dank, wie man den 
Alarm macht, hab ich gleich Alarm geklingelt, und denn war die Schwester 
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grad am Ende, auf dem fünfziger Flur, das ist hier ganz durch und denn 
dann noch vorbei und denn so rüber ganz hinten ... 
Interview 18.01.01 BO1 (37/46) 


Deutlicher als in einem standardisierten Fragebogen bilden sich in dieser Er- 
zählung die Wirkungen personeller Unterausstattung und eine problematische 
architektonische Gestaltung der Einrichtung ab, die zu extrem langen Wegen 
für das Pflegepersonal führt, ohne dass sich die Befragte hier gedrängt sieht, 
negative Urteile abgeben zu müssen, deren Äußerung Sanktionen von Seiten 
des Personals auslösen könnten. 


5. Fazit 


Das Eindringen betriebswirtschaftlicher Konzepte des Qualitätsmanagements 
in die Altenpflege ist notwendigerweise verbunden mit der Suche nach „harten 
Indikatoren“ und quantitativen Maßzahlen, mit deren Hilfe der output des 
Pflegehandelns ebenso genau gemessen werden kann wie ein finanzieller Ertrag 
bei der Produktion und dem Vertrieb von marktgängigen Gütern und Dienst- 
leistungen. Pflegebeziehungen und Pflegehandeln spielen sich aber nicht in 
vollständig transparenten settings ab, Pflegehandeln produziert „Vertrauensgü- 
ter“, deren Qualität schwer zu messen und deren Nutzen äußerst schwierig zu 
quantifizieren ist. 

Auf den ersten Blick mag es nahe liegen, in dieser Situation auszuweichen auf 
die im Marketing beliebten Konzepte von „Kundenzufriedenheit“, die mit 
Hilfe von Instrumenten der empirischen Sozialforschung einfach operationali- 
sierbar erscheinen. Eine genauere Betrachtung und empirische Untersuchung 
solcher Verfahren macht jedoch deutlich, dass die mit der Ökonomisierung 
des Sozialen verbundene Vermischung von sozialpolitischen und karitativen 
Interventionen mit betriebswirtschaftlicher Rhetorik, wie sie sich in Begriffen 
von „Qualitätsmanagement“ und „Kundenorientierung“ ausdrückt, zur Ver- 
schleierung von Machtasymmetrien zwischen Pflegebedürftigen und Pflegein- 
stitutionen führt. Anders als auf den idealen oder auch realen Märkten, die 
den ökonomischen Gleichgewichtstheoretiker interessieren, hat der „Kunde 
Heimbewohner“ nur eingeschränkte Möglichkeiten, seine Bedürfnisse über ein 
entsprechendes Nachfrageverhalten zum Ausdruck zu bringen. Das hat weit 
reichende Folgen für die Konstruktion von Messinstrumenten, die die Quali- 
tät der Versorgung durch eine Erfassung von Kundenzufriedenheit erfassen 
sollen. Heimbewohner interpretieren Befragungen zu ihrer Zufriedenheit mit 
Pflege- und Versorgungsdienstleistungen oft als ein „Ausfragen“ oder sogar als 
ein regelrechtes „Verhör“ und vermeiden dann jede Form der Kritik aus Angst 
vor negativen Sanktionen. Aus diesem Grund sind statistische Aussagen zur 
Kundenzufriedenheit in der stationären Altenpflege in der Regel in Richtung 
auf ein zu positives Urteil verzerrt. Insbesondere die beliebten, weil kosten- 
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und personalsparenden standardisierten Interviews versagen ganz offensicht- 
lich bei der speziellen Population der besonders vulnerablen und abhängigen 
älteren Menschen in institutioneller Dauerbetreuung. 

Die Anwendung von standardisierten Verfahren zur Messung von „Kundenzu- 
friedenheit“ steht somit in Gefahr, gesellschaftliche Missstände und Problem- 
lagen bei der Versorgung pflegebedürftiger älterer Menschen zu verdecken, 
während im Kontext aktueller sozialpolitischer Debatten das falsche Bild einer 
umfassenden Zufriedenheit und des Einverständnisses der Betreuten erzeugt 
wird. Beispiele hierfür lassen sich reichlich finden, so etwa die am 11. No- 
vember 2004 herausgegebene Erklärung des Bundesgesundheitsministeriums, 
wonach „aufgrund von Fakten, die die Medizinischen Dienste bei Pflegediens- 
ten und in Pflegeheimen festgestellt“ wurden, „über 90 Prozent der Pflegebe- 
dürftigen, die von ambulanten oder stationären Pflegeeinrichtungen versorgt 
werden, mit ihrer Pflege zufrieden“ seien (http;//www.bmg.bund.de/nn_669444/DE 
/Presse/Pressemitteilungen/Archiv/PresseBMGS-1-2004/PM-11-11-2004-6240,param 
=.html). Unter dem Druck ökonomischer Zwänge und bei Verwendung ver- 
meintlich wissenschaftlich begründeter Messverfahren können hier Potemkin- 
sche Dörfer des modernen, marktwirtschaftlich angepassten Sozialstaates ent- 
stehen. Kritische Sozialforschung kann allerdings einen Blick hinter deren Fas- 
saden ermöglichen, indem sie die bei der Befragung von Heimbewohnern auf 
tauchenden Probleme benennt und bessere Instrumente zur Entdeckung und 
Bearbeitung realer sozialer Problemlagen zu entwickeln hilft. Qualitative In- 
terviews etwa können wesentlich zum Aufbau eines Vertrauensverhältnisses 
zwischen Interviewer und Befragten beitragen, die dann im Laufe des Erzäh- 
lens eine vorsichtige Haltung aufgeben und negative Bewertungen der Pflege- 
institution offen legen. Vor einer Technisierung auch dieser Verfahren und ei- 
ner Verdinglichung der Interviewpartner sollte man sich allerdings hüten: 
„Vertrauen“ lässt sich in der Regel eben nicht einfach durch von den Intervie- 
wern einzuübende Verfahren und Tricks methodisch herstellen, so dass auch 
qualitative Interviews in Einrichtungen der stationären Altenhilfe und -pflege 
nicht per se gültigere Ergebnisse produzieren. Sie ermöglichen allerdings mit 
größerer Wahrscheinlichkeit eine Identifikation von Problemfeldern. Informa- 
tionen, die vielleicht nur von zwei oder drei Personen über bislang unbekann- 
te Probleme im Verhältnis zwischen Pflegern und Gepflegten genannt werden, 
können oft von weit höherem Nutzen sein als quantitative Maßzahlen, deren 
Exaktheit nur Schein ist - und die die Mär von der „Kundenorientierung“ in 
der Altenpflege statistisch verfestigen. 
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Editorial: „Bevölkerung” 


Deutschland hat die Demographie ent- 
deckt. Seit einiger Zeit ist es hierzulande 
wieder in Mode gekommen, ja geradezu 
schick geworden, sich der Bevölkerungs- 
frage zu widmen. Jahrzehntelang das eher 
im Verborgenen gepflegte Orchideenbeet 
der akademischen Bevölkerungswissen- 
schaft, sind Fragen des Bevölkerungsauf- 
baus, von Geburts- und Sterberaten, 
Schrumpfung und Alterung der Gesell- 
schaft zum fiebrig dramatisierten Lieb- 
lingsthema der politischen und medialen 
Öffentlichkeit geworden. Anders aller- 
dings als bei dem im Lichthof des Berli- 
ner Reichstagsgebäudes installierten 
Kunstwerk, das in spielerisch-polemischer 
Absicht „Der Bevölkerung“ statt (wie das 
Bauwerk selbst) „Dem deutschen Volke“ 
Reverenz erweist, ist der neue deutsche 
Bevölkerungsdiskurs vornehmlich einer 
aufkeimenden Sorge um die Zukunft 
„der Deutschen“ geschuldet. Die opti- 
mistisch-selbstbewussten Schlachtrufe der 
ost-west-deutschen Vereinigungszeit sind 
länger schon verhallt, nun klingen die 
vielstimmigen, in düsteren Moll-Tönen 
gehaltenen demographischen Warnrufe 
durch den öffentlichen Raum: „wir sind 
ein Volk“ - von Gebärunwilligen, Gene- 
rationsgeschädigten und Greisen. 

Kein Tag vergeht in deutschen Feuille- 
tons, Expertengremien und Bundespres- 
sekonferenzen ohne allfällige bevölke- 
rungspolitische Kassandrarufe. Vom poli- 
tisch-medialen System spät, aber dafür 
umso heftiger entdeckt, wird der bevor- 
stehende demographische Wandel kon- 
sequent als Katastrophenszenario ge- 
zeichnet. Im Rennen um die verhee- 


- Kritik der Demographie 


rendste Zukunftsprognose hat sich in 
den meinungsbildenden Leitmedien ein 
skurriler Überbietungswettbewerb ent- 
facht - unter tätiger Mithilfe von Teilen 
der akademischen Zunft. Dabei stellen 
die von der Bild-Zeitung im üblichen 
(und der Botschaft angemessenen) Markt- 
schreierton verbreiteten, nicht anders als 
wahnwitzig zu nennenden Berechnungen 
des Bevölkerungswissenschaftlers Herwig 
Birg, wonach im Jahre 2300 (!) nur mehr 
drei Millionen Deutsche existieren sol- 
len, nur den extremen Ausdruck eines 
entfesselten prognostischen Furors dar 
(vgl. dazu den Beitrag von Andreas Ebert 
und Ernst Kistler). Birg, Bielefelder Eme- 
ritus und zu später Berühmtheit gelang- 
ter Meinungsführer in der deutschen 
demographischen Debatte, durfte auch 
in der ehrenwerten Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung gleich über viele Wo- 
chen hinweg in einer Serie von Beiträgen 
darlegen, dass und warum es bevölke- 
rungspolitisch bereits „30 Jahre nach 12“ 
sei. Dem Feuilleton der FAZ, das neben 
Birg auch demographiepolitisch aktiven 
Institutionen wie etwa dem als gemein- 
nützige Stiftung operierenden „Berlin- 
Institut für Bevölkerung und Entwick- 
lung“ regelmäßig seine Seiten öffnet, 
steht mit Frank Schirrmacher der im 
deutschsprachigen Raum wohl radikalste 
und hemmungsloseste Mahner vor dem 
demographischen Niedergang vor (dazu 
mehr im Beitrag von Ulrike Baureithel). 
Folgt man Birg, Schirrmacher oder den 
Berichten des Berlin-Instituts zur „demo- 
graphischen Lage der Nation“ (und die 
Liste ließe sich beliebig verlängern), dann 
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drohen im Gefolge der nach Art eines 
naturgeschichtlich-epochalen Bruchs 
konstruierten „demographischen Zeiten- 
wende“ (Birg) dem gealterten und ge- 
schrumpften Deutschland archaisch- 
anarchische Zustände: entvölkerte Land- 
striche und die erzwungene Renaturie- 
rung deutscher Kulturlandschaften auf 
der einen, heruntergekommene und von 
den migrantischen Bevölkerungsteilen in 
Besitz genommene städtische Ballungs- 
zentren sowie ein alterungsbedingter 
„Verteilungsstress“ (Birg) bis hin zum 
„Krieg der Generationen“ auf der ande- 
ren Seite. 

Kaum etwas, so hört man mit unwillkür- 
lichem Schaudern, das in Zukunft vom 
demographischen Wandel unbeeinflusst 
bliebe, kaum ein gesellschaftliches Phä- 
nomen auch, das sich nicht schon heute 
mit den (sich eigentlich erst ankündi- 
genden) demographischen Umbrüchen 
erklären ließe. So sind die Wahlerfolge 
rechtsextremer Parteien in den ostdeut- 
schen Ländern Schirrmacher zufolge 
demographisch, nämlich mit dem dorti- 
gen Mangel an jungen Frauen zu erklä- 
ren - Ausdruck des ungebunden „zirku- 
lierenden Testosterons“ jungmännlicher 
„Iriebwähler“. Ist diese „Laune der Na- 
tur“ schon politisch brisant gewordene 
Realität, so gehört zu den bevölkerungs- 
politischen Zukunftsbildern einer schrump- 
fenden, alternden, siechen und lethargi- 
schen Gesellschaft auch die nationale 
Schreckensvision, dass auf deutschem 
Boden zukünftig nur noch die Nicht- 
Deutschen jung, kräftig, fruchtbar und 
dynamisch sein werden. Dieses Horror- 
szenario korrespondiert mit mittlerweile 
gängigen „Erklärungs“-Mustern internatio- 
naler Konflikte, wie sie nicht nur von 
amerikanischen Politikwissenschaftlern wie 
Samuel Huntington, sondern in Deutsch- 
land z.B. auch von Herfried Münkler 
popularisiert worden sind: Die Wurzel 
vieler weltgesellschaftlicher Übel liegt dem- 
zufolge im „Bevölkerungsdruck“ insbe- 
sondere der islamischen Nationen, also 
in der systematischen „Überproduktion“ 
einer Population orts- und bindungslo- 


ser, wanderungs-, gewalt- und im Zwei- 
felsfall todesbereiter Jünglinge. In diesen 
wissenschaftlich-politischen Vorstellungs- 
welten wird die Demographie zur Waffe 
des Südens gegen die schrumpfenden, 
faltigen Völker des Nordens - eine Kons- 
tellation, die den politischen Akteuren in 
unseren Breitengraden eine doppelte Be- 
völkerungsplanung angeraten erscheinen 
lässt: Während man daheim eine - aller- 
dings sozial selektive - pronatalistische 
Politik betreibt (vgl. weiterführend dazu 
den Beitrag von Heike Kahlert), bemüht 
man sich in der Außenbevölkerungspoli- 
tik - gestützt und flankiert durch die 
Vereinten Nationen - systematisch um 
die Durchsetzung von Programmen der 
„Geburtenkontrolle“. 

Nun könnte man dennoch meinen, der 
hierzulande anschwellende demographi- 
sche Bocksgesang sei eine jener kurzlebi- 
gen medialen Themenkampagnen, die 
sich rasch auch wieder verlaufen - und 
entsprechend versucht sein, dem Akade- 
mikerrauschen im Blätterwald zu lau- 
schen und die Propagandisten der „de- 
mographischen Katastrophe“ eben reden 
(und schreiben) zu lassen. Doch spricht 
alles dafür, dass die permanente demo- 
graphische Krisenrhetorik der policy ma- 
kers gesellschaftlich durchaus verfängt 
und dass auch hier - wie im Falle z.B. 
der „Arbeitsmarktkrise“ und deren denk- 
baren „Lösungen“ schon seit langem - 
durch beständige Beschwörung eine poli- 
tische „Wahrheit“ produziert wird, ein 
Konglomerat von Überzeugungen, Selbst- 
verständlichkeiten und Unhinterfragbar- 
keiten, das sich in den Köpfen der Bür- 
ger und Bürgerinnen als policy takers 
festzusetzen beginnt und dadurch soziale 
Akzeptanz gewinnt. Ohne Übertreibung 
lässt sich sagen, dass die Demographie 
hierzulande in atemberaubendem Tempo 
zur sachzwangideologischen Allzweck- 
waffe geworden ist. Die erfolgreich dra- 
matisierende, mystifizierende, naturalisie- 
rende Rede über die Demographie aber 
eröffnet Mittel und Wege für eine Politik 
mit der Demographie, öffnet Spielräume 
und Gelegenheitsfenster für gesellschafts- 
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politische Umgestaltungen, die als „de- 
mographisch notwendig“ gelten. Proto- 
typisch hierfür lässt sich die Liste unver- 
zichtbarer „Strukturreformen“ lesen, die 
die Europäische Zentralbank jüngst mit 
dem Ziel aufgestellt hat, die „negativen 
Effekte des demographischen Wandels im 
Euroraum“ auszugleichen - und die selbst- 
verständlich das gesamte wirtschafts- und 
sozialpolitische Instrumentarium des 
(Neo)Liberalismus umfasst, welches nun 
zusätzlich mit dem Gütesiegel der de 
mographischen „Nachhaltigkeit“ geadelt 
wird. 

Aber die gesellschaftspolitischen Kollate- 
ralschäden der gegenwärtigen „demogra- 
phischen Mobilmachung“ (Baureithel) 
gehen über die bloße bevölkerungsideo- 
logische Dopplung des (neo)liberalen 
Mantras weit hinaus. Die in diesem Heft 
versammelten Beiträge zeigen, wie die - 
sich einstweilen nur in ersten Umrissen 
abzeichnende - Politik mit der Demo- 
graphie auf breiter Front neue soziale 
Ungleichheiten produziert. Heike Kah- 
lert beobachtet z.B. die deutsche Famili- 
enpolitik auf ihrer Suche nach dem ver- 
lorenen „Humankapital“, sprich nach 
Möglichkeiten, den Beitrag der Gebilde- 
ten und Hochqualifizierten zum Brutto- 
gebärprodukt zu erhöhen. Um die (ver- 
meintliche und tatsächliche) Größenord- 
nung hierzulande kinderlos bleibender 
Akademikerinnen ist zuletzt ein regel- 
rechter Zahlenkrieg geführt worden - 
und gerne wird auch hier strategisch über- 
dramatisiert, indem die „zusammenge- 
fasste Geburtenziffer“, nichts anderes als 
ein aktueller Schätzwert der tatsächlichen 
lebenslangen Fertilität von noch im ge- 
bärfähigen Alter stehenden Frauenjahr- 
gängen, als die endgültige Geburtenrate 
derselben ausgegeben wird. Die statis- 
tisch überzeichnete Kinderlosigkeit der 
„besten Köpfe“ dient dann zur Rechtfer- 
tigung einer Politik der selektiven, näm- 
lich auf - Gleich und Gleich gesellt sich 
gern - Akademiker(innen)haushalte kon- 
zentrierten materiellen Geburtenförde- 
rung. Was auch immer z.B. für das neue, 
als Lohnersatzleistung konzipierte Eltern- 


geld sprechen mag: Es stellt eine struktu- 
relle Privilegierung der Besser- gegenüber 
den Schlechterverdienenden dar, weil 
sich der Gesetzgeber von der Gebär- und 
Erziehungstätigkeit kulturkapitalintensiver 
dual career couples einen höheren wirt- 
schaftlichen und sozialen Mehrwert ver- 
spricht als von jener der deutschen (oder 
gar der nicht-deutschen) Unterschicht. 

Dass im Zuge dieses neuen, produkti- 
vistischen Pronatalismus auch die gute 
alte Gleichstellungspolitik in den Dorn- 
röschenschlaf versinkt, zeigt der Beitrag 
von Ulrike Baureithel. Demographiepoli- 
tik richtet sich vornehmlich - wenn 
nicht gar ausschließlich - an (und im 
Zweifelsfall gegen) Frauen. Dass die zwei 
potenziellen Ergänzungsmonate des neu- 
en „Eltern“-Geldes, die übrigens gegebe- 
nenfalls mit dem Mutterschaftsgeld ver- 
rechnet werden, sogleich als „Vätermona- 
te“ tituliert wurden (obwohl sie dem Ge- 
setz nach selbstverständlich auch von 
der Mutter in Anspruch genommen wer- 
den können, wenn zuvor der Vater Er- 
ziehungsdienst geleistet hat), stellt mehr 
als nur eine realitätstüchtige semantische 
Widerspiegelung der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit geschlechtsspezifischer Ar- 
beitsteilung dar. Diese Redeweise ist 
zugleich Programm - ein Programm, das 
überdeutlich im CSU-Männersprech auf- 
scheint, wonach man (sic) kein „Wickel- 
volontariat“ brauche. „Wenn’s in den 
Familien funktioniert“, so ergänzte der 
Wortschöpfer Peter Ramsauer, Vorsitzen- 
der der Landesgruppe der bayerischen 
Staatspartei im Deutschen Bundestag, 
„kriegt man das auch so ganz gut hin“ - 
als Vater von vier garantiert geschlech- 
teregalitär betreuten Kindern muss er es 
wohl wissen. Der deutsche Mann möch- 
te nicht zu seinem (Un-)Glück gezwun- 
gen werden - weder vom Staat noch von 
den Frauen, die allen sozialwissenschaft- 
lichen Erkenntnissen zufolge (und aller 
erwartbarer Arbeitsungleichverteilung zum 
Trotz) eben nicht das begrenzende Mo- 
ment eines neuen Geburtenaufschwungs 
sind. Es sind „die Verhältnisse“, die neu- 
en ökonomischen und sozialen Unsi- 
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cherheiten einer flexibilisierten Arbeits- 
welt, sowie die Verhaltensdispositionen 
der Männer, die Frauen hierzulande die 
Geburt des ersten Kindes immer weiter 
aufschieben lassen. Aber in der öffentli- 
chen Wahrnehmung ist es selbstverständ- 
lich doch „die Kinderlose“, die zur 
Adressatin politischer Schuldzuweisun- 
gen und gesellschaftlicher Versuche zur 
Indienstnahme wird. 

Der demographische Wandel und seine 
politische Verarbeitung bzw. Instrumen- 
talisierung trägt aber nicht nur zur (wei- 
teren) Marginalisierung der Ungebildeten 
und Kinderlosen, sondern z.B. auch zur 
Zunahme territorialer Ungleichheiten 
bei. Eva Barlösius und Claudia Neu 
thematisieren die Abkehr von der Her- 
stellung „gleichwertiger Lebensverhältnis- 
se“ als regulativem (und grundgesetzlich 
verankertem) Prinzip deutscher Politik 
im Zeichen des Demographiediskurses. 
Tiefgreifende Ungleichheiten der Infra- 
strukturausstattung zwischen städtischen 
Ballungs- und ländlichen Entleerungs- 
räumen sind Teil einer gesellschaftlichen 
Tendenz zur „Peripherisierung“ ländlı- 
cher Regionen, die politisch durchaus of- 
fensiv vertreten wird: Die auch sozial- 
räumliche Gleichwertigkeit der Lebens- 
verhältnisse gehört zu den vielen Din- 
gen, die „wir“ - wir alle wissen es - uns 
„nicht mehr leisten“ können, eben ge- 
nauso wie Ungebildete, Kinderlose - und 
untätige Alte. 

Den wissenschaftlichen Siegeszug der 
Diskursfigur des „aktiven“ und „produk- 
tiven“ Alter(n)s rekonstruiert Silke van 
Dyk. Sie zeigt, wie wenig die sozial- und 
verhaltenswissenschaftliche Altersfor- 
schung - jedenfalls in Deutschland - zu 
einer kritischen Reflexion dieser Figur 
beigetragen und wie sehr sie stattdessen 
als Stichwortgeberin einer zuletzt immer 
stärker werdenden Tendenz zur politi- 
schen Einforderung und gesellschaftli- 
chen Inpflichtnahme der „Aktivitäts- 
potenziale“ des Alters gedient hat. Wer 
jüngst die Bundestagsdebatte über den 
Fünften Altenbericht der Bundesregie- 
rung verfolgt hat, der unter dem Titel 


„Potenziale des Alters in Wirtschaft und 
Gesellschaft“ stand, dem wurde unmiss- 
verständlich klar, wie erfolgreich der wis- 
senschaftliche Diskurs in der Politik an- 
gekommen ist. Es müsse - auch hier ist 
die Präskription Programm - ein „neues 
Bild des Alters“ gezeichnet werden, ver- 
kündete zum wiederholten Male CDU- 
Familienministerin Ursula von der Leyen 
- und alle, von der FDP bis zur Links- 
fraktion, stimmten ihr zu. „Das Alter“ 
wird parteiübergreifend - und lebensla- 
genunabhängig - zu einer Zeit erneuter 
Blüte, verlängerter Aktivität und fortdau- 
ernder Produktivität stilisiert, zu einem 
wahren Gesundbrunnen wirtschaftlicher 
und sozialer Ressourcen, die es „natür- 
lich“ im Interesse der Allgemeinheit zu 
nutzen gilt. 

Dass dies nicht ohne Folgen bleibt für 
die gesellschaftliche Konstruktion jener 
Altersphase, die es - aller Aktivität der 
nunmehr scheinbar ewig „jungen Alten“ 
zum Trotz - tatsächlich auch noch gibt 
(und zukünftig zunehmend geben wird), 
nämlich der Phase des tatsächlich alten, 
gebrechlichen, abhängigen und hilfebe- 
dürftigen Alters, zeigt schließlich in ei- 
nem ersten Zugriff der Beitrag von Udo 
Kelle. Selbst die hochaltrigen Pflegebe- 
dürftigen müssen offensichtlich noch, 
und sei es kontrafaktisch, als aktive, 
mündige, wahlberechtigte und wähleri- 
sche „Kunden“ einer Altenpflegeindustrie 
dargestellt werden, die zur Legitimation 
ihrer betriebswirtschaftlichen Funktions- 
logik eine durchgängige Orientierung ih- 
res Handelns an den Wünschen, Bedürf- 
nissen und Präferenzen einer imaginier- 
ten „Kundschaft“ vortäuschen muss. 
Dass die Sozialwissenschaft dabei wert- 
volle Hilfsdienste leistet, muss nicht wei- 
ter überraschen - dass die nach ihrer Zu- 
friedenheit befragten Abnehmer(innen) 
der Dienstleistung „Waschen und Füt- 
tern“ der Sozialwissenschaft ein 
Schnippchen schlagen und sich situati- 
onsangemessen weniger als Befragte denn 
als „Verhörte“ verstehen, stimmt hinge- 
gen erfreulich. 
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Vielleicht ist diese leise Subversivität der 
Alten ein erster Fingerzeig, wie man der 
in den Beiträgen zu diesem Heft thema- 
tisierten, fortschreitenden Tendenz zur 
Demographisierung des Sozialen, die ei- 
ne unheilige Allianz mit dem in ver- 
schiedensten gesellschaftlichen Lebensbe- 
reichen zu konstatierenden Phänomen 
der Biologisierung und Naturalisierung 
gesellschaftlicher Prozesse einzugehen 
beginnt, begegnen könnte. Eine subver- 
sive Gegenbewegung fängt mit der Kritik 
der Demographie und ihrer politisch- 
diskursiven Instrumentalisierung nur an. 
Sie hätte fortzufahren mit der die „de- 
mographische Herausforderung“ ernst 


nehmenden Forderung nach einer alters- 
gerechten Gestaltung von Arbeits- und 
Lebenswelt und mit dem Kampf für die 
Anerkennung gesellschaftlicher Vielfalt 
und die Umverteilung gesellschaftlicher 
Lebenschancen - Forderungen und Ziele, 
die tatsächlich (um im Bild zu bleiben) 
ewig jung bleiben. „Das ist nicht zu 
Hause“, sagt eine im Beitrag Kelles zitier- 
te hochbetagte Befragte mit Blick auf 
„ihr“ Pflegeheim, und fügt im Lichte die- 
ser Erkenntnis flüsternd hinzu: „Immer 
schön artig sein.“ „Der Bevölkerung“ 
hierzulande sei in diesem Sinne aufgetra- 
gen, sich endlich mal wieder wie zu 
Hause zu fühlen 


Zu Elmar Altvaters Ausscheiden aus der PROKLA-Redaktion 


Nach über 35 Jahren hat Elmar Altvater 
zum Jahresende 2006 die Redaktion der 
PROKLA verlassen. Als einziges Grün- 
dungsmitglied der PROKLA gehörte er 
ununterbrochen der Redaktion an, er hat 
die PROKLA geprägt wie niemand sonst. 
Nicht nur durch zahlreiche Artikel, die 
er alleine oder zusammen mit anderen 
verfasst hat, sondern ebenso durch seine 
Arbeit in der Redaktion, durch eine Viel- 
zahl von Ideen und Anregungen wie 
auch durch seine Kritik und Einwände. 
Die Impulse, die er den konzeptionellen 
Debatten in der Redaktion gab, aus de- 
nen dann die Schwerpunkte der einzel- 
nen Hefte hervorgingen, sind gar nicht 
hoch genug einzuschätzen, ebenso wie 
sein Anteil an vielen, insbesondere der 
längeren Editorials. Stets legte er den 
Finger auf die schwachen oder wunden 
Punkte, die Auseinandersetzungen waren 
oft nicht einfach, weder für ihn noch die 
anderen Redaktionsmitglieder, aber stets 
waren sie produktiv. Dass er die Redak- 
tion jetzt verlassen hat, war die Folge 
von Konflikten über die Redaktionsar- 
beit. Wie man aus seinem folgenden Ar- 
tikel ersehen kann, hat aber selbst dieser 
Streit noch einen produktiven Ausgang 


genommen, denn der Artikel zeigt in der 
Tat zentrale Probleme auf, denen sich 
die PROKLA stellen muss. 

Es ist an dieser Stelle nicht möglich, 
auch nur ansatzweise einen Überblick 
über Elmar Altvaters in der PROKLA 
veröffentlichte Artikel und die von ihm 
behandelten Themen zu geben. Aber 
wenigstens ein paar Punkte sollen he- 
rausgegriffen werden. Als 1971 das erste 
Heft der PROKLA erschien, gab es in 
Westdeutschland noch eine breite linke 
Bewegung, die zwar in den Universitäten 
ihren Anfang genommen hatte, aber 
mittlerweile weit darüber hinaus reichte. 
Dass eine auf grundsätzliche Verände- 
rungen der herrschenden gesellschaftli- 
chen Verhältnisse ausgerichtete Praxis 
der Analyse eben dieser Verhältnisse be- 
darf und dass diese Analyse mit den 
Marxschen Kategorien erfolgen musste, 
wurde weitgehend geteilt. Wie diese Ana- 
lyse aber aussehen sollte, welche Voraus- 
setzungen sie hat, was sie alles einschlie- 
ßen sollte, war weit weniger klar. Hier 
spielten die Beiträge von Elmar Altvater 
in der PROKLA eine maßgebliche Rolle. 
Schon sehr früh betonte er, dass der Ka- 
pitalismus nicht als allein nationalstaat- 
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lich bestimmte Größe sondern als Welt- 
marktzusammenhang zu untersuchen sei. 
Was heutzutage nach vielen Debatten 
über Globalisierung durchaus vertraut 
klingt, war es Anfang der 1970er Jahre 
keineswegs. Zwar begann Marx die sys- 
tematische Darstellung der Kategorien 
mit Ware und Kapital und der Welt- 
markt steht erst am Ende dieser Katego- 
rienentwicklung. Doch wenn es um die 
Analyse des historischen Kapitalismus 
geht, bei der die Gesamtheit dieser Ka- 
tegorien vorausgesetzt und benutzt wird, 
dann muss immer schon von den Welt- 
marktverhältnissen ausgegangen werden. 
Was viel später einmal „Internationale 
Politische Ökonomie“ genannt wurde, 
machte Elmar Altvater von Anfang an zu 
einem Markenzeichen der PROKLA. 
Diese Perspektive war auch dann frucht- 
bar, wenn es explizit um eine national- 
staatliche Entwicklung ging, wie etwa in 
dem gemeinsam mit Jürgen Hoffmann, 
Wolfgang Schöller und Willi Semmler 
verfassten zweiteiligen Artikel zur Ent- 
wicklung des westdeutschen Kapitalis- 
mus, der 1974 in PROKLA 13 und 16 
erschien. Der auf diesen Artikeln aufbau- 
ende gemeinsam mit Jürgen Hoffmann 
und Willi Semmler verfasste Band „Vom 
Wirtschaftswunder zur Wirtschaftskrise“ 
(1978) avancierte schnell zu einem linken 
Standardwerk. 

Ein zweiter in den frühen 1970er Jahren 
keineswegs selbstverständlicher Punkt war 
die Betonung der Bedeutung von Geld- 
verhältnissen, Währungssystemen und 
Finanzmärkten für die Untersuchung der 
kapitalistischen Entwicklung. Jahrzehnte- 
lang waren die marxistischen Analysen 
von Krise und Akkumulation weitgehend 
auf die Produktion fixiert geblieben. 
Diese verengte Sichtweise hat Elmar Alt- 
vater schon früh aufgebrochen. So lautet 
denn auch der Titel des allerersten Auf- 
satzes (mit über einhundert Druckseiten 
fast schon ein kleines Buch) in der ersten 
Nummer der PROKLA „Kapitalistischer 
Weltmarkt und Weltwährungskrise“, den 
er gemeinsam mit Christel Neusüß und 
Bernhard Blanke verfasste. 


Mit diesem analytischen Rüstungszeug 
und einer stets aufs Ganze zielenden Per- 
spektive erkannte Elmar Altvater auch 
viel früher als andere die kommende 
Verschuldungskrise der Länder der sog. 
Dritten Welt („Die Zeitbombe auf dem 
Weltmarkt tickt“, PROKLA 42, 1981) 
und erst recht konnte er in den 1990er 
Jahren maßgebliche Beiträge zur Unter- 
suchung der Globalisierungsprozesse lie- 
fern. Auch hier bereiteten eine Reihe von 
PROKLA Artikeln (so etwa „Universa- 
lismus, Unipolarität, Polarisierung“* in 
PROKLA 84, 1991 oder „Operationsfeld 
Weltmarkt“ in PROKLA 97, 1994) den 
gemeinsam mit Birgit Mahnkopf, die e- 
benfalls viele Jahre der PROKLA Redak- 
tion angehörte, verfassten und inzwi- 
schen schon zum Klassiker gewordenen 
Band „Grenzen der Globalisierung“ 
(1996) vor. 

Die Marxschen Kategorien zu verwen- 
den, den Marxschen Ansatz gegen politi- 
sche Gegner oder die Wendungen des 
Zeitgeistes zu verteidigen, bedeutete für 
Elmar aber nie bei diesen Kategorien 
stehen zu bleiben. Sein Ziel war nicht 
die Reinheit irgendeiner Lehre, sondern 
die in politisch-eingreifender Absicht un- 
ternommene Analyse der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse. Seit den 1970er Jahren 
wurde nicht nur über ökologische Prob- 
leme diskutiert, sie wirkten sich durchaus 
politisierend und mobilisierend aus, 
doch wurden diese Problem häufig ent- 
weder nur skandalisiert oder sie wurden 
auf einen weitgehend formationsunspezi- 
fischen Industrialismus zurückgeführt. 
Elmar war einer der wenigen Autoren, 
die schon frühzeitig daran gingen, die 
Marxsche Kritik der politischen Öko- 
nomie und die Ökologie auch theore- 
tisch aufeinander zu beziehen. Dies be- 
deutete für ihn sowohl die stoffliche Sei- 
te der vorherrschenden Richtung kapita- 
listischer Entwicklung zu berücksichtigen 
(fossile Energieträger als notwendige Ba- 
sis eines bestimmten Typus von Kapita- 
lismus) als auch die ökologische Proble- 
matik im Rahmen einer thermodyna- 
misch informierten politischen Ökono- 
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mie zu diskutieren, was er in verschiede- 
nen Aufsätzen und in der 1992 erschie- 
nenen Studie „Der Preis des Wohl- 
stands“ unternommen hat Nur auf die- 
sem Hintergrund war dann auch sein 
jüngstes Buch „Das Ende des Kapitalis- 
mus, wie wir ihn kennen“ möglich. 

Im „Kapital“ bemerkt Marx einmal über 
die Kapitalismuskritik eines Autors, dass 
dessen Art der Kritik zwar „die Gegen- 
wart zu be- und verurteilen, aber nicht 
zu begreifen weiß“ (MEW 23, S.528). Ei- 
ne Kritik, die sich nicht mit dem be- und 
verurteilen begnügt, sondern die in prak- 
tischer Absicht auf das „Begreifen“ ab- 
zielt, hat Elmar Altvater all die Jahre über 
selbst vorexerziert und auch von anderen 
eingefordert. Wenn er nun das Ende des 


„akademischen Marxismus“ nahen sieht 
(wobei damit nicht ein auf die Akademie 
beschränkter, selbstgenügsamer Marxis- 
mus, sondern ein von ihr ausgehender, 
gesellschaftlich wirksam werdender Mar- 
xismus gemeint ist) dann ist dies wahr- 
scheinlich etwas zu pessimistisch. Der 
„akademische Marxismus“ wurde zwar 
fast komplett aus den Universitäten ver- 
drängt, aber er ist durchaus präsent und 
er wird von den sozialen Bewegungen 
auch immer wieder gesucht und ge- 
braucht. Die Situation ist vielleicht we- 
niger schlecht als sie von Elmar wahrge- 
nommen wird, und dass dem so ist, dar- 


an hat er selbst einen nicht gerade klei- 
nen Anteil. 


Trevor Evans 


Das Ende der Immobilienblase in den USA 


Der Boom der US-amerikanischen Wirtschaft in den späten 1990er Jahren war 
eng mit der ausgeprägten Spekulationsblase am Aktienmarkt verbunden. 
Nachdem diese Blase im Frühjahr 2000 geplatzt war, gingen die Investitionen 
in Fixkapital stark zurück und die Wirtschaft wurde in eine Rezession gestürzt, 
die entsprechend den offiziellen Zahlen bis Ende 2001 andauerte. Die neue 
Aufschwungphase, die im Jahr 2002 begann, ging ebenfalls mit einer deutli- 
chen Spekulationsblase einher, diesmal aber im Immobilienmarkt. In den fünf 
Jahren bis zum September 2006 stiegen die Immobilienpreise im landesweiten 
Durchschnitt um 55%, in sechs Staaten, darunter so bevölkerungsreichen wie 
Kalifornien, Florida und Washington D.C., stiegen sie sogar um mehr als 100%. 
Im Jahre 2006 begann der Immobilienboom jedoch zu wanken. Im zweiten 
und dritten Quartal verlangsamte sich der Anstieg der Immobilienpreise dra- 
matisch und in einigen Staaten begannen die Preise sogar zu fallen. Dies führ- 
te zu einer angstvollen Debatte darüber, wie weit die Immobilienpreise wohl 
fallen würden und ob dieser Preisverfall der Vorbote einer neuen Rezession ist. 
Gegenwärtig sind drei mögliche Szenarios im Gespräch: erstens ein moderater 
Rückgang des Wirtschaftswachstums, die sogenannte weiche Landung, die vor 
allem von Ben Bernanke, dem Chef der Zentralbank angepriesen wird (Ber- 
nanke 2006 und 2007); zweitens ein deutlicher Rückgang des Wirtschafts- 
wachstums, was von Paul Krugman (2006) oder Wolfgang Münchau (2007) 
für wahrscheinlich gehalten wird; und drittens eine ernste Rezession, die seit 
dem Juli vergangenen Jahres von Nouriel Roubini, dem führenden Kommen- 
tator des einflussreichen RGE Monitors vorhergesagt wird (Roubini 2006). 


Der gegenwärtige Aufschwung 


Viele der gegenwärtigen Eigenschaften der US-amerikanischen Ökonomie ge- 
hen auf die 1980er Jahre zurück. Die anhaltende Rezession zu Beginn der 
1980er Jahre hatte zusammen mit den einschneidenden Eingriffen der Reagan 
Regierung ins Arbeitsrecht zu einer ernsthaften Schwächung der Verhand- 
lungsmacht der Arbeitnehmer geführt. Der Aufschwung, der seit 1983 folgte, 
brachte dann zwar eine deutliche Erhöhung der Unternehmensgewinne, doch 
war dies vor allem die Folge einer Restrukturierung, die von einer massiven 
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Welle von Fusionen und meistens kreditfinanzierten Übernahmen ausgingen. 
Da auf diese Fusionen meistens die Schließung der am wenigsten profitablen 
Unternehmensteile folgte, bedeutete dies eine weitere Schwächung der Positi- 
on der Arbeitnehmer. 

Eine Kreditverknappung durch das überforderte Bankensystem führte zu einer 
kurzen Rezession zu Beginn der 1990er Jahre. Doch als die Zentralbank durch 
eine Zinssenkung den Druck vom Finanzsystem nahm, kam es zu einer 
Schwächung des Dollars, die zu einem Anwachsen der US-amerikanischen Ex- 
porte führte, was den Ausgangsimpuls für das starke Wachstum der 1990er 
Jahre bildete: in der zweiten Hälfte der 90er Jahre verstärkten sich hohe 
Wachstumsraten, die Investitionen in Informationstechnologien und ein 
boomender Aktienmarkt wechselseitig. Über 20 Millionen neue Arbeitsplätze 
entstanden und während einer kurzen Periode am Ende der Dekade, als die 
Arbeitslosigkeit unter 4% fiel, war es den Arbeitnehmern möglich Reallohner- 
höhungen durchzusetzen, in vielen Fällen die ersten seit den 1970er Jahren. 
Als jedoch die Investitionen im Jahre 2001 zurückgefahren wurden, fielen 
auch Sozialprodukt und Beschäftigung und kurze Zeit später begannen auch 
die Reallöhne wieder abzunehmen. 

Obwohl im Jahre 2002 eine neue Expansionsphase begann, war die Erholung 
zunächst schwach und die Arbeitslosigkeit stieg noch bis Ende 2003 weiter an. 
Die Erklärung dafür liegt in der Entwicklung des Unternehmenssektors. Vom 
Beginn des Aufschwungs an nahmen die Gewinne stark zu. 2006 hatte die 
Summe der Unternehmensgewinne vor Steuern einen Anteil am BIP von über 
10%: ein Niveau, das zuletzt in den 1960er Jahren erreicht wurde. Aufgrund 
der Überinvestition während der späten 1990er Jahre gab es erhebliche Über- 
kapazitäten als der Aufschwung begann. Daher begannen die Investitionen 
erst ab 2004 zu wachsen und blieben auch dann geringer als während des 
Booms der 1990er Jahre. 

Die wichtigste Quelle des 2002 einsetzenden Wirtschaftswachstums waren die 
steigenden Konsumausgaben der privaten Haushalte. Die starke Zunahme des 
Konsums hatte schon den Ausfall der Investitionen während der Rezession im 
Jahre 2001 gedämpft und seit 2002 haben vor allem die Konsumausgaben 
zum Wachstum des BIP beigetragen. Dies ist auf den ersten Blick etwas über- 
raschend, insbesondere für die Jahre 2002 und 2003 als die Arbeitslosigkeit re- 
lativ hoch blieb. Die Erklärung findet sich im Boom der Immobilienpreise, 
die es den US-amerikanischen Haushalten ermöglicht haben, sich in einem 
bislang unbekannten Ausmaß zu verschulden. 


Der Anstieg der Immobilienpreise 


Wie in einer Reihe anderer entwickelter Länder auch begannen die Immobi- 
lienpreise in den USA Mitte der 1990er Jahre schneller zu wachsen als üblich. 
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Dies war Teil des allgemeinen Preisanstiegs von Vermögensgegenständen als 
Folge einer Periode starken Wirtschaftswachstums. Stark stimulierend wirkte 
dann auch die Geldpolitik, mit der die Zentralbank auf das Platzen der Akti- 
enblase und der im Jahr 2001 folgenden Rezession reagierte. Zwischen Januar 
2001 und Juni 2003 senkte sie die Leitzinsen von 6,5% auf 1%. In den USA 
hatten die Immobilienpreise schon immer eine stark negative Korrelation mit 
den Zinssätzen und als letztere fielen stiegen erstere stark an (IMF 2004). Bis 
zum Jahr 2005 waren die jährlichen Preissteigerungen von Immobilien bis auf 
15% angewachsen (Office of Federal Housing Enterprise Oversight 2006). 

Der Anstieg der Immobilienpreise hatte einen enormen Einfluss auf die Bau- 
industrie. Die Bauinvestitionen stiegen von 503 Mrd. Dollar (2002) auf 770 
Mrd. Dollar (2005) an. Die Größenordnung dieses Booms lässt sich am Anteil 
der Bauinvestitionen am BIP ablesen: im Jahre 2005 waren dies 6,2%, der 
höchste Wert seit 1950 als es ein massives Wohnungsbauprogramm für heim- 
kehrende Soldaten gab. 

Die starke Zinssenkung zwischen 2001 und 2003 führte auch zu einer Welle 
von Hypothekenumschuldungen. Seit den Zeiten von Roosevelt werden in 
den USA Häuser üblicherweise durch 30jährige Hypotheken finanziert, deren 
Zinssatz sich an dem bei Aufnahme der Hypothek herrschenden Zinssatz 
langfristiger Staatsanleihen orientiert. Da diese Zinssätze seit 2001 ebenfalls 
fielen, verbilligten sich neue Hypotheken und viele Schuldner lösten ihre alte 
durch eine neue Hypothek ab.' 

Da außerdem der Immobilienboom dazu geführt hatte, dass der Wert der 
meisten Häuser gestiegen war, liehen sich viele Haushalte eine weit größere 
Summe als zur Ablösung ihrer alten Hypothek erforderlich war. Die Größen- 
ordnung dieser zusätzlichen Summe war erheblich.” Im Jahre 2005, als diese 
Entwicklung ihren Höhepunkt erreicht hatte, handelte es sich um 350 Mrd. 
Dollar was ungefähr 65% der zusätzlichen Konsumausgaben dieses Jahres 
ausmacht. 

Doch das war noch nicht alles. Die Haushalte nahmen außer Hypotheken 
auch weitere Kredite auf die inzwischen erfolgten Wertsteigerungen ihrer Häu- 
ser auf (equity loans). Zwischen 2002 und 2005 machten diese equity loans zu- 
sammen mit den nicht zur Refinanzierung benötigten Hypothekenkrediten 
mehr als 90% der zusätzlichen Konsumausgaben aus. 

Diese enorme Zunahme der Verschuldung der US-amerikanischen Haushalte 
ermöglichte eine erhebliche Steigerung der Konsumausgaben, obwohl die 
Löhne seit der Rezession 2001 stagnierten. Allerdings führte sie auch zu einer 
schwerwiegenden Verschlechterung der Finanzsituation der Haushalte. 


1 Inden USA können Hypotheken ohne oder mit nur geringen Kosten für den Schuldner ab- 
gelöst und refinanziert werden. Das Zinsrisiko liegt also beim Gläubiger. 
2 Ich danke Jim Kennedy für eine Aktualisierung der Daten in Greenspan/Kennedy (2005). 
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Nicht zur Refinanzierung benötigte Immobilienkredite in Mrd. Dollar 
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Die Verschuldung der US-amerikanischen Haushalte hat kontinuierlich zuge- 
nommen. 1980 lag sie im Durchschnitt bei 60% des jährlichen Privatein- 
kommens (Federal Reserve Board, Flow of Funds Accounts, Table L1). Nach 
einer starken Zunahme der Verschuldung während den Aufschwungphasen in 
den 1980er und 1990er Jahren stieg dieser Wert im Jahr 2000 auf 83%. Im 
Jahre 2006 ist er auf bislang unerreichte 115% geklettert. 

Eng mit dieser Entwicklung verbunden ist der Rückgang der Sparquote. Von 
den 1950er Jahren bis zu den frühen 1980er Jahren wurden vom verfügbaren 
Einkommen etwa 10% gespart. Seither haben die Haushalte jedoch versucht 
ihre Konsumausgaben zu erhöhen, obwohl die Reallöhne nur wenig oder 
manchmal auch gar nicht angestiegen sind, so dass sich die Sparquote konti- 
nuierlich vermindert hat. Sie lag 1990 noch bei 7% und fiel im Jahr 2000 auf 
2,3%. Seit dem Aufschwung von 2002 hat sie noch weiter abgenommen und 
ist inzwischen sogar unter Null gefallen: im Jahre 2005 lag sie bei -0,4% und 
2006 bei -1% (Bureau of Economic Analysis, National Income and Product 
Accounts, Table 2.1). 


Immobilienpreise und Wirtschaftswachstum 


Das erneute Wachstum der US-amerikanischen Wirtschaft begann 2002 und 
war von 2004 bis 2006 sehr stark. Der Beitrag des privaten Konsums dazu ist 
überaus deutlich: im Jahr 2004 gingen von den 3,9% realem Wachstum 2,7% 
auf das Konto der gestiegenen Konsumausgaben, im Jahr 2005 waren es 2,3% 
von 3,2% Wachstum. Das bedeutet, dass ohne die erheblich gestiegen Kredite 
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auf Immobilien, die nicht alle zur Refinanzierung der älteren Hypotheken 
notwendig waren, die Konsumausgaben erheblich niedriger gewesen wären 
und das Wachstum um 1,5% bis 2% niedriger ausgefallen wäre. 


Beiträge zum realen Wirtschaftswachstum der USA in Prozentpunkten 


2002 2003 2004 2005 2006* 


Wachstumsrate des BIP 1.6 2.5 3.9 3.2 3.4 
Privater Konsum 19 1.94 2.71 2.44 2.25 
Private Bruttoinvestitionen -0.41 054 1.49 087 0.75 
Anlageinvestitionen 

ohne Bauinvestitonen -1.06 0.1 058 067 0.75 
Bauinvestitionen 0.22 0.41 0.53 0.5 -0.26 
Veränderungen des Warenbestands 0.43 0.04 0.38 -0.3 0.26 
Nettoexport von Gütern 

und Dienstleistungen -0.69 -0.44 -0.65 -0.26 -0.02 
Exporte -0.23 0.12 0.88 0.8 0.93 
Importe -0.46 -0.56 -1.53 -0.94 -0.95 
Staatsausgaben 08 047 0.36 0.17 0.4 
Verteidigungsausgaben 0.29 0.37 0.27 0.08 0.09 
Bundesausgaben ohne Verteidigung 0.14 0.08 0.8 0.03 0.05 
Einzelstaaten und Städte 0.37 0.02 0.6 0.06 0.26 


* Vorläufige Daten 
Quelle: US Bureau of Economic Analysis, National Income and Product Accounts, Table 1.1.2 


Während der Beitrag der Gesamtinvestitionen zum Wachstum schwächer war 
als in den 1990er Jahren, wo er regelmäßig 1,5 Prozentpunkte zum Wachstum 
des realen BIP beigetragen hat, hat die Bedeutung von Bauinvestitionen zuge- 
nommen. Wie aus der Tabelle zu ersehen ist, hatten die Bauinvestitionen zwi- 
schen 2003 und 2005 jeweils einen Anteil von etwa 0,6 Prozentpunkten am 
Wachstum. 

Der Beitrag des Außenhandels und der Staatsausgaben waren dagegen be- 
grenzt. Aufgrund des großen Handelsbilanzdefizits war der Wachstumsbeitrag 
des Außenhandels negativ. Die Exporte stiegen zwar an, doch die Importe 
sind noch schneller gewachsen. Die steigenden Staatsausgaben hatten zwar ei- 
nen positiven Einfluss, im Jahr 2002 leisteten sie einen Wachstumsbeitrag von 
0,8 Prozentpunkten, doch danach nahm dieser Beitrag immer weiter ab. Dabei 
haben zwischen 2002 und 2004 die Verteidigungsausgaben allein einen Beitrag 
von 0,3 Prozentpunkten geleistet, der danach jedoch stark abgenommen hat. 
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Das Ende des Immobilienbooms 


Die Periode außergewöhnlich niedriger Zinssätze fand 2004 ihr Ende: Das 
Wachstum hatte erneut begonnen, die Arbeitslosigkeit war gefallen und die 
Inflationsrate hatte angefangen zu steigen. Zwischen Juni 2004 und Juni 2006 
wurden die Leitzinsen schrittweise von 1% auf 5,25% angehoben. Da die ex- 
pansive Geldpolitik zuvor zu steigenden Immobilienpreisen geführt hatte, war 
zu erwarten, dass diese auch von der nun eher restriktiven Geldpolitik beein- 
flusst werden. Allerdings stiegen die Immobilienpreise bis Ende 2005 noch 
weiter stark an, der Boom kam erst im Frühjahr 2006 an sein Ende. 

Von verschiedenen Seiten wurde für 2007 eine Rezession prognostiziert, da 
man erwartet, dass die Konsumausgaben stark abnehmen werden. Dies wird 
mit zwei Argumenten begründet. Zum einen wird vermutet, dass die Immobi- 
lienpreise zusammenbrechen werden, was die Haushalte zu einer dramatischen 
Kürzung ihrer Konsumausgaben veranlassen würde. Prognosen der Wertent- 
wicklung von Vermögensbeständen sind aber bekanntermaßen sehr unzuver- 
lässig. Auf Grundlage der verfügbaren Daten zeichnet sich seit Ende 2006 eine 
Stabilisierung der Immobilienpreise ab (vgl. z.B. National Association of Real- 
tors 2007). Obgleich die Preise in einigen Regionen schon gefallen sind, 
scheint ein allgemeiner Preisverfall von Immobilien - wie in Japan während 
der 1990er Jahre - im Moment noch nicht bevor zu stehen. 

Zum anderen wird argumentiert, dass bereits ein Ende des Steigens der Im- 
mobilienpreise zu einem erheblichen Einbruch des privaten Konsums führen 
würde, da die Haushalte stärker sparen würden, um ihre verbrauchten Erspar- 
nisse zu kompensieren. Derartiges könnte durchaus passieren - etwas Ähnli- 
ches war bereits zu Beginn der kurzen Rezession von 1990 ein wichtiger Fak- 
tor gewesen, als die Haushalte im Vergleich zu heute viel weniger verschuldet 
waren. Es ist sicher, dass die Zahl der Haushalte mit ernsthaften finanziellen 
Problemen zunimmt, was z.B. daran deutlich wird, dass die Kreditausfälle am 
Hypothekenmarkt Ende 2006 deutlich zugenommen haben (Wall Street Jour- 
nal, 6. Februar 2007). Aus der Vergangenheit wissen wir jedoch, dass eine Ab- 
nahme der Konsumausgaben dann am wahrscheinlichsten wird, wenn es zu 
einem ökonomischen Abschwung und einem Anstieg der Arbeitslosigkeit 
kommt. 

In früheren Konjunkturzyklen war das deutlichste Zeichen für das bevorste- 
hende Ende einer Wachstumsperiode eine Abnahme der Profitabilität. Diese 
hatte ın der Regel 12 bis 18 Monate vor dem Anfang der Rezession ihren Hö- 
hepunkt erreicht. Die letzte Spitze, die im Jahr 1997 auftrat, stellte allerdings 
eine Ausnahme dar: sie trat ganze drei Jahre vor der 2001 einsetzenden Rezes- 
sion auf. Allerdings hätte auch in diesem Fall der Abschwung wahrscheinlich 
schon früher eingesetzt, wenn die Zentralbank die Leitzinsen 1998 nicht ge- 
senkt hätte, um das US-amerikanische Finanzsystem angesichts der russischen 
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Finanzkrise und des Zusammenbruchs des New Yorker Hedge Fonds Long 
Term Capital Mangement (LTCM) zu stabilisieren. 

Ende 2006 war die Profitabilität in den USA allerdings auf einem Allzeithoch. 
Allerdings hat der Aufschwung inzwischen auch zu einer Verknappung der 
Arbeitskraft geführt. Zwischen 2003 und 2006 sind 8 Millionen neuer Jobs 
entstanden, die Gesamtzahl der Beschäftigten liegt nun bei 146 Millionen, 
während die Arbeitslosigkeit von 6% auf 4,5% zurückging. Dies hat sich nicht 
sofort in den Löhnen niedergeschlagen. Aufgrund der Inflation sind die Real- 
löhne 2004 und 2005 sogar leicht gefallen. Im Jahre 2006 gab es aber schon 
erste Berichte über Arbeitskräftemangel in einigen Sektoren und in der zweiten 
Jahreshälfte nahmen die Löhne um 3% zu. Trotz dieses Anstiegs wurde damit 
aber noch nicht einmal der reale Stundenlohn der 1970er Jahre erreicht. 


Durchschnittliche Stundenlöhne in den USA, gemessen in Dollars mit der 
Kaufkraft von 1982 
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Den relativ starken Anstieg der Löhne in den späten 1990er Jahren konnten 
die Unternehmen dank des ungewöhnlich starken Produktivitätswachstums, 
das zwischen 1996 und 2000 im Jahresdurchschnitt 2,4% betrug (The Confe- 
rence Board 2007), kompensieren. Etwas unerwartet stieg die Produktivität 
auch zwischen 2002 und 2004 um durchschnittlich 2% pro Jahr an. Seither 
hat sich das Produktivitätswachstum allerdings verlangsamt; 2005 und 2006 
lag es bei etwa 1,5%, was dem langjährigen Durchschnitt der Zeit vor der Ein- 
führung der Informationstechnologie entspricht. Wenn die Löhne weiterhin 
um mehr als 1,5% steigen, wie dies in der zweiten Hälfte des Jahres 2006 der 
Fall war, dann wird dies entweder den Profit der Unternehmen vermindern, 
oder, falls die Unternehmen die Preise erhöhen, um ihre Gewinnmargen zu 
verteidigen, wird es zu einer Beschleunigung der Inflation kommen. 
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Nach drei Jahren, in denen die Zentralbank die Leitzinsen kontinuierlich an- 
gehoben hat, liegen sie seit Juni 2006 konstant bei 5,25%. Als sich das Wachs- 
tum im Laufe des Jahres 2006 abschwächte und mit der Befürchtung, dass 
sich das Wachstum aufgrund des Verfalls der Immobilienpreise noch weiter 
abschwächen könnte, entstand die Erwartung, dass die Zinsen 2007 erneut ge- 
senkt werden könnten. Falls die Inflation allerdings zunehmen sollte, würde 
dies die Position der Falken in der Zentralbank stärken und es würde schwie- 
riger werden, mittels Geldpolitik den Folgen eines verfallenden Immobilien- 
marktes entgegenzuwirken. 

Die Finanzmärkte haben sich bereits auf fallende Zinsen eingestellt: Ende 
2006 waren die Zinsen für langlaufende Anleihen niedriger als für kurzfristige, 
während sie normalerweise ungefähr zwei Prozent höher liegen. Diese Zinsin- 
version reflektiert zum Teil die enorme Masse von überschüssigem Kapital, 
das auf den internationalen Märkten zirkuliert und von dem ein Teil in den 
US-amerikanischen Anleihemarkt fließt, und dort auf die Zinsen drückt. Al- 
lerdings erfolgt eine solche Inversion lang- und kurzfristiger Zinssätze im all- 
gemeinen am Ende eines Konjunkturzyklus. Paul Krugman folgert daher auf- 
grund von Erfahrungen aus der Vergangenheit, dass die Ökonomie kurz vor 
einer Rezession steht (Krugman 2006). 


Ausblick 


Der ökonomische Aufschwung, den die USA seit 2002 erlebt haben, war sehr 
stark von Konsumausgaben abhängig, die durch Kredite auf die im Preis stei- 
genden Immobilien finanziert wurden. Nachdem die Immobilienpreise nicht 
mehr weiter steigen wird es nicht möglich sein ein weiteres Wachstum in der 
selben Weise zu finanzieren. Im Unterschied zum Crash der Aktienmärkte im 
Jahre 2000 sind die Immobilienpreise nicht zusammengebrochen, sie haben 
sich, mit Ausnahme weniger Regionen, lediglich auf hohem Niveau stabilisiert. 
Mit dem Ende des Immobilienbooms begann sich das US-amerikanische 
Wachstum abzuschwächen. Dies wird wahrscheinlich so weitergehen, es sei 
denn es finden sich andere Quellen zur Stärkung der Nachfrage. Die vorläufi- 
gen Daten für das vierte Quartal 2006 legen nahe, dass Beschäftigung und 
Löhne steigen, was die Konsumausgaben stimulieren würde. Aber falls dies der 
Fall sein sollte, wäre die Folge entweder eine abnehmende Profitabilität oder 
eine zunehmende Inflation. 

Im Jahre 2001 führte nicht der Crash am Aktienmarkt zur Rezession, sondern 
der auf den Crash folgende Rückgang der Investitionen in fixes Kapital. In 
den letzten drei Quartalen des Jahres 2006 fielen die Bauinvestitionen drama- 
tisch mit einer aufs ganze Jahr berechneten Rate von 18%. Während dies für 
die Baubranche erhebliche Auswirkungen hatte, blieben die Gesamtinvestitio- 
nen etwa gleich, weil die Investitionen außerhalb des Bausektors weiterhin zu- 
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legten. Allerdings könnte sich dies schnell ändern, wenn die Profitabilität an- 
fängt abzunehmen, oder wenn die Zentralbank, um einer steigenden Inflation 
Herr zu werden, die Zinsen erhöht. Das Ende des Immobilienbooms allein 
führt wahrscheinlich nur zu einer Verminderung der Wachstumsraten und 
nicht zu einer Rezession. Aber es könnte gut sein, dass es dem Unternehmens- 
sektor nicht gelingt, die gegenwärtigen Rekordprofite aufrecht zu erhalten. 
Werden dann die Investitionen reduziert, würde dies unweigerlich ein Ende 
der gegenwärtigen Expansionsphase bedeuten. 

Übersetzung aus dem Englischen von Michael Heinrich 
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Guglielmo Carchedi 


Die Ost-Erweiterung der EU 


Der EU-Erweiterung, die 2004 und 2007 stattgefunden hat,' ging der Vertrag 
von Nizza voraus, der im Dezember 2000 unterzeichnet wurde. Die Botschaft, 
die von den Medien verbreitet wurde, lautete: Die EU muss Entscheidungsver- 
fahren, die ursprünglich für eine Gemeinschaft von sechs Ländern aufgestellt 
wurden, an eine Gemeinschaft aus 25 oder mehr Länder anpassen, wenn sie 
nicht unregierbar werden soll. Tatsächlich waren die institutionellen Reformen 
aber notwendig geworden, um die Entscheidungsprozesse so umzuformen, 
dass es keine substanziellen Veränderungen der Machtverhältnisse zwischen 
den dominierenden und den dominierten Ländern geben würde. Aus dieser 
Perspektive soll der Vertrag von Nizza kurz beleuchtet werden. Der Vertrag ist 
momentan auch deshalb wichtig, weil er nach dem Scheitern der Referenden 
über eine EU-Verfassung in Frankreich und den Niederlanden das Funktionie- 
ren der EU reguliert. 

Um die Interessen zu verstehen, die hinter den unterschiedlichen Verhand- 
lungspositionen standen, die zu diesem Vertrag geführt haben, sind vier Punk- 
te wichtig. Erstens: Die größeren Mitgliedsländer - Deutschland, England, 
Frankreich und Italien - versuchten ihre beherrschende Position zu verteidi- 
gen. Zweitens: Deutschland versuchte seine relative Vorherrschaft innerhalb 
dieses herrschenden Zirkels aufrecht zu erhalten oder auch zu verstärken. Drit- 
tens: Jedes der elf kleineren Länder fürchtete eine Schwächung seiner Position 
sowohl gegenüber den anderen Mitgliedsländern als auch gegenüber den Bei- 
trittskandidaten. Viertens: Die Beitrittskandidaten wollten in der EU eine mög- 
lichst starke Position erreichen, insbesondere relativ zu den kleineren 
Mitgliedsländern. 

Das Ergebnis, soweit es die Kommission betraf, bestand darin, dass Frank- 
reich, England, Deutschland, Italien und Spanien jeweils einen ihrer beiden 
Kommissare verloren haben, so dass jedes Land nur noch einen Kommissar 


1 Im Jahr 2004 traten der EU Estland, Lettland, Litauen, Tschechien, Polen, Ungarn, die 
Slowakei, Slowenien, Zypern und Malta bei. Sie werden im folgenden als EU-10 bezeichnet, 
im Unterschied zu den fünfzehn alten die Mitgliedsländern, die EU-15 genannt werden. Die 
ersten acht Länder der EU-10 werden als CEEC (Central and Eastern European Countries) 
bezeichnet. 2007 traten der EU außerdem noch Bulgarien und Rumänien bei. 
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stellt. Dies ist in gewisser Weise ein Vorteil für die kleineren Länder. Außer- 
dem wurde das Europäische Parlament von 626 auf 732 Abgeordnete vergrö- 
ßert. Deutschland behielt seine 99 Abgeordneten, während die anderen Länder 
Sitze abgeben mussten. Damit hat Deutschland zwar sein relatives Gewicht im 
Parlament vergrößert, da das Parlament aber praktisch machtlos ist, bedeutet 
das nicht viel. 

Worauf es ankommt, ist der Rat, das Gremium, das wirkliche Entscheidungs- 
macht hat. Deutschland verlangte als Konsequenz der Wiedervereinigung ein 
größeres Gewicht, vor allem Frankreich opponierte dagegen. In einigen be- 
sonders sensiblen Bereichen wie der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspo- 
litik, der Steuerpolitik und der Asyl- und Immigrationspolitik müssen Ent- 
scheidungen nach wie vor einstimmig fallen. Aber auf den meisten Gebieten 
reicht jetzt eine qualifizierte Mehrheit. Dies erfordert eine Mehrheit der Mit- 
gliedsstaaten und ein Minimum von 232 Stimmen. Allerdings kann eine Ent- 
scheidung blockiert werden, wenn diejenigen Staaten, die dagegen votierten, 
mindestens 38% der EU Bevölkerung stellen. Es gibt 37 verschiedene Mög- 
lichkeiten wie drei Länder diese Sperrminorität erreichen können. Für 33 die- 
ser Möglichkeiten ist Deutschland notwendig. Dies zeigt das gewachsene Ge- 
wicht von Deutschland, ohne Deutschland ist eine Sperrminorität nur sehr 
schwer zu erreichen.” Man könnte nun meinen, Deutschland habe lediglich 
eine größere negative Macht gewonnen Entscheidungen zu blockieren, jedoch 
nicht die positive Macht Entscheidungen durchzusetzen. Aber diese negative 
Macht kann dazu benutzt werden, um im Austausch gegen die Aufgabe eines 
Veto Entscheidungen durchzusetzen: um so größer die Vetomacht, um so 
größer sind auch die daraus abgeleiteten Möglichkeiten der Durchsetzung. In- 
sofern hat der Vertrag von Nizza die führende Position Deutschlands und 
damit auch des deutschen Kapitals gestärkt. 

Vor diesem institutionellen Hintergrund muss man die ökonomischen Gründe 
für die Erweiterung sehen. In der kritischen Literatur wird üblicherweise argu- 
mentiert, dass die Erweiterung für die Versorgung mit Rohstoffen und Ar- 
beitskräften gebraucht wurde und um weitere Investitionen aus der alten EU 
zu ermöglichen (Kagarlitsky 2004; Bohle 2006: 71-72). Es ist zwar richtig, dass 
die Osterweiterung es erleichtert diese Ziele zu erreichen, doch gibt es noch 
andere Gründe, aus denen die Erweiterung erfolgte. Um diese Gründe zu ver- 
stehen, ist es sinnvoll sich mit den Beziehungen der EU-15 und den CEEC 
vor der Erweiterung zu beschäftigen. 

In der ersten Hälfte der 1990er Jahre zeigten die Beziehungen zwischen der 
EU und den CEEC im Vergleich mit dem klassischen Imperialismus neue Ei- 


2 Dies erklärt auch warum man auf die Größe der Bevölkerung zurückgegriffen hat und nicht 
auf das Sozialprodukt. Dabei ergeben sich allerdings kuriose Effekte: Rumänien hat eine 
größere Stimmenzahl als Holland, dessen Sozialprodukt aber vier mal so groß ist. 
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genschaften. Betrachten wir zunächst die Landwirtschaft. Im Zeitalter des klas- 
sischen Imperialismus (Kolonialismus) waren die abhängigen Länder Nettoex- 
porteure von landwirtschaftlichen Produkten und Rohmaterialien und Netto- 
importeure von industriellen Gütern, die aus den imperialistischen Zentren 
stammten. In den Zentren gab es eine Überproduktion von industriellen, aber 
nicht von landwirtschaftlichen Gütern. Neu ist nun, dass in den dominanten 
Ländern der EU die Überproduktion auch die Landwirtschaft erfasst hat: in- 
zwischen wurde die EU auch zum Nettoexporteur von agrarischen Gütern. So 
entwickelte sich die EU zwischen 1991 und 1996 aus einem Nettoimporteur 
von Nahrungsmitteln, Getränken und Tabak aus den CEEC im Umfang von 
0,5 Mrd. ECU zu einem Nettoexporteur im Umfang von 2 Mrd. ECU. Ande- 
rerseits blieb die klassische koloniale Struktur bei Brennstoffen, Schmiermit- 
teln und ähnlichen Materialien bestehen (Carchedi 2001: 183). 

Betrachtet man Industriegüter, dann scheint es zunächst so als würde die ko- 
loniale Struktur fortbestehen. Zwischen 1991 und 1996 hat sich der Export 
solcher Güter aus der EU in die CEEC nahezu vervierfacht und der Über- 
schuss der EU in diesem Bereich machte einen gewaltigen Sprung von 3 Mrd. 
ECU auf 19,2 Mrd. ECU. Betrachtet man einzelne Länder, sieht man, dass 
sich bei Polen ein Überschuss von 604 Mill. ECU (1988) in ein Defizit von 
7,6 Mrd. ECU (1996) verwandelt hat, in der selben Periode wurde in Rumä- 
nien aus einem Überschuss von 1,6 Mrd. ECU ein Defizit von 800 Mill. ECU 
und Ungarn steigerte sein Defizit von 196 Mill. ECU auf 1,2 Mrd. ECU (Car- 
chedi 2001: 184). Untersucht man jedoch einzelne Sektoren, dann wird 
deutlich, dass es sich eher um die Struktur abhängiger Entwicklung handelt, 
die hier eine Rolle spielt. Das Handelsbilanzdefizit der EU bei verschiedenen 
Industriegütern wird mehr als ausgeglichen durch den Überschuss bei chemi- 
schen Produkten und Maschinen, d.h. durch Hochtechnologiegüter. Während 
die CEEC ihre Exporte solcher Güter zwar auch steigern konnten, stiegen ihre 
Importe dieser Güter aber weit stärker an. Ein Handelsbilanzüberschuss von 
5,4 Mrd. ECU (1991) in diesem Bereich verwandelte sich in ein Defizit von 
19,5 Mrd. ECU (1996). Aber selbst mit diesen Zahlen wird die Exportkapazi- 
tät der CEEC noch überschätzt, denn ein Teil ihrer Exporte besteht lediglich 
aus Zwischenprodukten die an Unternehmen aus der EU geliefert werden. Bei 
den Dienstleistungen ist die Situation weniger eindeutig. Die CEEC wurden in 
diesem Bereich zu einem wichtigen Handelspartner der EU, wobei die Dienst- 
leistungsbilanz der EU zunächst einen kleinen Überschuss, später ein kleines 
Defizit aufwies. 

Bei den Ausländischen Direktinvestitionen (ADI) ist die imperialistische 
Struktur sehr deutlich. 1995 betrugen die Direktinvestitionen der EU ın den 
CEEC 5,6 Mrd. ECU, das waren 12,6% der gesamten Kapitalexporte, die die 
EU verließen. ADI in umgekehrter Richtung spielten keine Rolle. Die mit Ab- 
stand am meisten Investitionen kamen aus Deutschland (38%), gefolgt von 
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Frankreich, den Niederlanden und Österreich. Aus diesen Ländern kamen 
82% der ADI, die aus der EU in die CEEC flossen. 

Die Struktur der Abhängigkeit der 2004 beigetretenen zehn neuen Mitglieder 
(EU-10) setzt sich auch im 21. Jahrhundert fort. Wie Tabelle 1 zeigt sind BIP, 
Importe und Exporte beträchtlich gewachsen 


Tabelle 1: EU-10: Wachstum des BIP, der Importe und Exporte in Prozent 


2002 2003 2004 2005 
(1) BIP 2.4 4.0 49 4,5 
(2) Importe k.A. 26.1 28.5 k.A. 
(3) Exporte k.A. 29.1 30.6 k.A. 


Quelle: UNECE (2005, table 1.1.1, S.2; table 6.2.1 S.93) 


Es muss betont werden, dass diese hohen Wachstumsraten in Zusammenhang 
mit den erheblichen Verwüstungen der Ökonomien der CEEC in der Trans- 
formationsperiode stehen und sich nicht etwa den schöpferischen Leistungen 
eines entfesselten Kapitalismus verdanken. Diese hohen Wachstumsraten pas- 
sen zur abhängigen Rolle dieser Länder innerhalb ihrer imperialistisch struktu- 
rierten Beziehung zur EU. Die Tabellen 2 und 3 machen diesen Punkt deut- 
lich. 


Tabelle 2: EU-10: Bilanzsalden in Prozent vom BIP 


2002 2003 2004 
(1) Handelsbilanzsaldo k.A.. -7.0 -7.1 
(2) Dienstleistungsbilanzsaldo | -3.1 3.0 -3.0 
(3) Leistungsbilanzsaldo 4.3 4.4 5.0 
(4) Zufluss an ADI 5.5 2.5 3.1 


Quelle: UNECE (2005: table 6.2.1, S. 93; table 6.1.2, 5.86) 


Betrachten wir nun die EU-25 wie in Tabelle 3. Seit dem Jahr 2000 haben die 
ADI einen dramatischen Rückgang erlebt. Die von den EU-25 getätigten ADI 
außerhalb der EU-25 sind von 436 Mrd. Euro im Jahre 2000 (nicht in der Ta- 
belle enthalten) auf 126 Mrd. Euro im Jahr 2004 zurückgegangen (Zeile 1). 
Die in den EU-25 getätigten ADI sind ebenfalls zurückgegangen, von 180 
Mrd. Euro ım Jahr 2000 (nicht in der Tabelle), auf 54 Mrd. im Jahr 2004 (Zeı- 
le 4). Dabei spielten aber sowohl für die von außerhalb der EU-25 eingehen- 
den ADI, wie für die ADI, welche die EU-25 verlassen, die „alten“ Mitglieds- 
länder (die EU-15) die entscheidende Rolle, wie aus den Zeilen 2 und 5 deut- 
lich wird. 
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Tabelle 3: In die EU-25 eingehende bzw. sie verlassende ADI in Mrd. Euro 


2001 2002 2003 2004 
(1) Von der EU-25 getätigte, die | 286.4 127.7 132.5 126.3 
EU-25 verlassende ADI 
(2) - aus der EU-15 285.5 127.5 131.0 125.0 
(3) - aus der EU-10 0.9 0.2 1.5 1.3 
(4) In der EU-25 getätigte ADI | 120.1 139.8 125.2 54.1 
von außerhalb der EU-25 


(5) - in die EU-15 113.3 136.6 122.5 50.7 
(6) - in die EU-10 37 2 2.6 3.4 
(7) Nettozuflüsse von ADI in die | 2.9 3.0 1.1 2.2 
EU-10 


Quelle : Passerini (2005) 
Die ADI, die zwischen den EU-Mitgliedern fließen, zeigt Tabelle 4 


Tabelle 4: ADI innerhalb der EU in Mrd. Euro 


2001 2002 | 2003 | 2004 
(1) ADI innerhalb der EU-25 381.6 | 348.4 | 250.3 | 156.5 
(2) Von den EU-15 in die EU-10 | 18.8 13.0 | 7.0 10.6 
(3) Von den EU-10 in die EU-15 | 1.0 1.1 0.8 3.4 
(4) Zwischen den EU-15 361.4 | 335. | 241.9 | 141.7 
(5) Zwischen den EU-10 0.4 0.9 0.7 0.8 
(6) Nettozuflüsse in die EU-10 17.8 11.9 6.2 72 


Quelle: Passerini (2005) 


Die EU-15 vereinigt auf sich nicht nur fast die gesamten außerhalb der EU-25 
getätigten und in die EU-25 einfließenden ADI (vgl. Tabelle 3), sie vereinigt 
auf sich auch fast die ganzen innerhalb der EU-25 getätigten bzw. einfließen- 
den ADI (vgl. Tabelle 4 Zeile 4), die CEEC spielen nur eine untergeordnete 
Rolle als Empfänger von ADI (Tabelle 4 Zeile 3). Die Abhängigkeitsstrukturen 
werden deutlich, wenn wir Zeile 7 in Tabelle 3 mit Zeile 6 in Tabelle 4 ver- 
gleichen: die ADI, die die EU-10 aus den EU-15 erhalten sind bei weitem grö- 
ßer als die ADI von außerhalb der EU-15. Dies ist ein deutliches Anzeichen 
dafür, dass die imperialistischen Abhängigkeitsverhältnisse der EU-10 zu Län- 
dern innerhalb der EU weit größer sind als zu Ländern außerhalb. 

Sofern wir den Handel und die Investitionen betrachten, zeigt sich, dass es 
zwischen der EU-15 (insbesondere den dort dominierenden Ländern) und den 
EU-10 eine imperialistische Abhängigkeit („Handels- und Finanzintegration“ 
in der Sprache der Mainstream-Ökonomie) gibt. Diese Beziehung existierte 
schon vor der Erweiterung und sie hätte auch ohne EU-Erweiterung fortbe- 
standen. Von der Erweiterung war in dieser Hinsicht kein bedeutender Vorteil 
zu erwarten. Dies gilt insbesondere für die dominierenden Länder der EU-15 
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und hier besonders für Deutschland: bereits 1996 exportierte Deutschland mehr 
in die CEEC als in die USA (Gowan 1997). Dasselbe trifft für eine den Inte- 
ressen der dominanten EU-Kapitale entsprechende Restrukturierung der öko- 
nomischen und sozialen Institutionen der CEEC zu. Eine solche Restrukturie- 
rung wurde bereits durch den IWF und die Weltbank ermöglicht, in deren 
Klauen die CEEC schon in den 1990er Jahren gefallen waren. Und schließlich 
erhalten wir das selbe Ergebnis auch für den Zugriff auf die Arbeitskraft. Mit 
der Erweiterung mögen sich zwar die formalen Bedingungen der Regulation 
ändern, aber der Inhalt des Prozesses bleibt der selbe: die Versorgung mit bil- 
liger Arbeitskraft entsprechend den Bedürfnissen der dominanten Kapitale und 
ein konsequenter Druck auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen (einschließ- 
lich der Reallöhne) der Arbeiter und Arbeiterinnen in der EU. 

Sicher kann die Erweiterung die bestehenden Vorteile für die führenden Kapi- 
tale in den dominierenden Ländern der EU vergrößern. Aber dies reicht als 
Erklärung für die Erweiterung kaum aus. Es gibt andere Gründe für die Erwei- 
terung, die mit der spezifischen Phase des gegenwärtigen Imperialismus zu tun 
haben, d.h. mit dem Entstehen einer Reihe von Staaten, denen gegenüber die 
USA zwar nach wie die überlegene Militärmacht darstellen, doch sind die 
USA längst nicht mehr die absolut dominierende Wirtschaftsmacht. Vor die- 
sem Hintergrund spielen vor allem drei Bereiche für die EU-Erweiterung eine 
wichtige Rolle. 

Erstens gibt es geopolitische Gründe. Von herausragender Bedeutung ist die 
Konkurrenz zwischen den USA und der EU um die Ölversorgung und die 
Diversifizierung der Quellen, aus denen die Ölversorgung stammt. Eine wich- 
tige Pipeline verläuft vom Kaspischen Meer durch Ungarn hindurch um 
Westeuropa zu versorgen. Außerdem haben einige Länder spezifische Interes- 
sen. Deutschland z.B. war unter anderem deshalb an der Osterweiterung inte- 
ressiert, weil es mit Polen und Tschechien direkte Grenzen hat und diese Län- 
der einen Puffer nach Osten bilden sowie eine periphere Region, aus der leicht 
Ressourcen geschöpft werden können. 

Zweitens sollte die Erweiterung ım Kontext der militärischen Konkurrenz zwi- 
schen den USA und der EU gesehen werden (Carchedi 2001). Die USA haben 
ihren Einfluss auf die CEEC durch deren NATO-Beitritt ausgedehnt. Aber 
dieselben Länder müssen sich als EU-Mitglieder auch an der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der EU beteiligen, die im Gegensatz zu den offiziellen 
Verlautbarungen durchaus eine Alternative zur NATO darstellt (vgl. Carchedi 
2006). Trotzdem haben die USA eine positive Haltung zur EU-Erweiterung, 
denn die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU ist lediglich eine sehr 


3 Aufgrund innenpolitischer Erwägungen haben viele der EU-15 Länder die Zuwanderung von 
Arbeitskräften aus den EU-10 für eine “Übergangsperiode” beschränkt. Berücksichtigt man, 
dass viele der aus den CEEC stammenden Zuwanderer höher qualifizierte Arbeitskräfte sein 
dürften, ist dort mit einem erheblichen brain drain zu rechnen. 
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langfristige Drohung für die militärische Macht der USA. Mit ihrer NATO 
Mitgliedschaft und der proamerikanischen Haltung ihrer neuen Eliten sind die 
CEEC im Moment eher eine Schwächung für die politische Einheit einer er- 
weiterten EU. 

Drittens ist die Erweiterung der erste Schritt, um den Euro in den neuen Mit- 
gliedsländern einzuführen. Dies ist ein wichtiger Gesichtspunkt in der Kon- 
kurrenz zwischen Euro und Dollar um die internationale Seignorage, d.h. die 
Vorteile aus der Position als Weltgeld. Damit aber eine Währung die Rolle des 
Weltgeldes übernehmen kann, müssen zwei Bedingungen erfüllt sein: sie muss 
in einem weiten Bereich als internationales Zahlungsmittel benutzt werden 
und sie muss als Reservewährung dienen, wofür ihr Wert weitgehend konstant 
bleiben oder steigen sollte (vgl. Carchedi 2005). 

Was die erste Bedingung betrifft, so haben sich die neuen Mitgliedsländer da- 
zu verpflichtet den Euro möglichst bald einzuführen, Slowenien hat dies be- 
reits am 1. Januar diesen Jahres getan. Wenn der Euro in den neuen Mitglieds- 
ländern eingeführt ist, werden alle Transaktionen in der vergrößerten Eurozo- 
ne in Euro abgewickelt werden und auch die Exporte der neuen Mitgliedslän- 
der in Länder außerhalb der EU müssen dann in Euro bezahlt werden. Ein 
konstanter oder steigender Wert des Euro, der nötig ist, damit der Euro seine 
Rolle als internationale Reservewährung ausbauen kann, wird letzten Endes 
von einer konstanten oder steigenden Handelsbilanz abhängen. Im Jahr 2002 
hatten die EU-15 mit dem Rest der Welt einen Handelsbilanzüberschuss von 
6,3 Mrd. Euro. Die 10 im Jahre 2004 beigetretenen Länder hatten damals aber 
ein erhebliches Handelsbilanzdefizit gegenüber dem Rest der Welt (Cristallo 
2003). Hätten die EU-10 schon 2002 zur EU gehört und den Euro benutzt, 
dann hätte die (damals fiktive) EU-25 gegenüber dem Rest der Welt ein enor- 
mes Handelsbilanzdefizit aufgewiesen, was den Euro als internationale Wäh- 
rung erheblich geschwächt hätte. 

Damit die Einführung des Euro in den neuen Mitgliedsländern dem Euro auf 
seinem Weg zum Weltgeld hilft, muss deren Handelsbilanz mit den Nicht-EU 
Ländern positiv werden. Zu diesem Zweck muss ihre ökonomische Struktur 
weiter verändert werden, so dass sie zu Nettoexporteuren werden können. Dies 
erfordert eine Vertiefung der neoliberalen Politik.’ Dies ist der Grund warum 
die dominanten Länder der EU zwar die Einführung des Euro in den neuen 
Mitgliedsländern befürworten, aber nur dann, wenn diese darauf „vorbereitet“ 
sind. Allerdings dürften dort nach der Einführung des Euro Handelsbilanz- 
überschüsse eher schwieriger zu erreichen sein, denn abgesehen von ihrem 


4 Genauer gesagt ist erstens eine Politik erforderlich, die den inneren Markt vergrößert und 
auf ADI aus den führenden Ländern der EU setzt, was den Export begünstigt. Zweitens wird 
die noch vom Staat regulierte Sphäre weiter privatisiert und dereguliert werden müssen. 
Wenn es unter diesen Umständen zu einer Entwicklung der Beitrittsländer kommt, wird es 
eine abhängige Entwicklung sein. 
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technologischen Rückstand zu den führenden Ländern der EU haben sie dann 
auch nicht mehr die Möglichkeit ihre Konkurrenzfähigkeit durch Währungs- 
abwertung oder eine Veränderung der Leitzinsen (die dann von der EZB fest- 
gelegt werden) zu erreichen. 
Die Konsequenzen für die Arbeiterklasse in der EU können nur negativ sein, 
und zwar aus zwei Gründen. Erstens, die Ideologen der herrschenden Klasse 
behaupten, dass die Einkommensdifferenzen zwischen den alten und den neu- 
en Mitgliedsländern abnehmen werden, so wie es bei Spanien, Portugal und 
Griechenland nach ihrem EU-Beitritt auch der Fall war. Aber dieser Vergleich 
ist falsch. Wie Kagarlitsky (2004) betonte, spielten sich die früheren Erweite- 
rungen in einem anderen Kontext ab. Es herrschte noch der Kalte Krieg, so 
dass aus politischen Gründen eine Politik der Umverteilung notwendig war. 
Auch war es angesichts der militärischen Übermacht der USA unvorstellbar 
für die europäischen Länder eine ähnliche Militärmacht anzustreben. Der Zu- 
sammenbruch der Sowjetunion machte dann aber eine Politik, die die Bedürf- 
nisse der Arbeiterklasse berücksichtigte, weniger notwendig. Aus diesen Grün- 
den werden die neuen EU-Mitglieder nicht mehr die selben Vorteile genießen 
wie sie früher die ärmeren Staaten der EU erfahren haben und genauso wenig 
wird die Arbeiterklasse dieser Staaten noch von einer Umverteilungspolitik der 
EU oder ihrer eigenen Staaten profitieren können.’ 
Zweitens, wie schon oben erwähnt, ist es notwendig für die Stärkung der Rolle 
des Euro als internationale Währung, dass die neuen Mitglieder Nettoexpor- 
teure werden. Dies ruft nach neoliberalen Strategien wie Einschnitten in den 
Sozialstaat, der Privatisierung staatlicher Unternehmen und der Abwicklung 
unprofitabler industrieller und landwirtschaftlicher Bereiche. Aufgrund von 
diesem und dem zuvor angeführten Punkt wird es die europäische Arbeiter- 
klasse sein, die für den „Erfolg“ der Erweiterung bezahlen muss. 

Übersetzung aus dem Englischen von Michael Heinrich 


Literatur 


Bohle, D. (2006): Neo-liberal hegemony, transnational capital and the terms of the EU’s eastward 
expansion, Capital and Class, Nr.88, Spring 2006, S. 57-86 

Carchedi, G. (2006): Der militärische Arm der Europäischen Union, in: PROKLA 144, S. 381-396 

Carchedi, G. (2001): For another Europe, Verso, London 

Carchedi, G. (1991): Frontiers of Political Economy, Verso, London 

Carchedi, G. (2005): Il contraddittorio cammino dell’Europa verso [’Est, in L.Vasapollo (Hg.), S. 
217-239 

Cristallo, D. (2003): Trade in a 25-Member European Union, Statistics in Focus, Eurostat, Lu- 
xemburg 

Gowan, P. (1997): The Dynamics of European Enlargement, Labour Focus on Eastern Europe, 
No. 56 


5 Die neuen Mitglieder werden von der EU zwar erhebliche Beträge erhalten, diese dienen a- 
ber vor allem der Verbesserung der Infrastruktur. 


Die Osterweiterung der EU 147 


Hoof, K.; Stiglitz, J.E. (2002): After the Big Bang?, Policy Research Working Paper 2934, The 
World Bank 

Kagarlitsky, B. (2004): Is European Division Really Over?, http://www.tni.org/archives/ kagarlit- 
sky/division.htm 

Passerini, P. (2005): Decreased FDI flows for the EU25 in 2004, Eurostat, Statistics in Focus, 
32/2005 

UNECE (2005): Economic Survey of Europe, No. 1 

Vasapollo, L. (2005) (ed.): Lavoro contro Capitale, Jaca Books, Mailand 


Jürgen Hoffmann 


Jürgen Hoffmann 
Zwischen Modernisierung 
Re: ] und Globalisierun, 
Arbeitsbeziehungen 8 


im Rheinischen 
Kapitalismus 


und Gleb eruf 


Arbeitsbeziehungen im 
Rheinischen Kapitalismus 
2006 - 211 Seiten - € 19,90 
ISBN 978-3-89691-644-0 


WESTFÄLISCHES DAMPFBOOT 


